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„Über Sexarbeit... 

... wird nicht politisch, sondern moralisch disku¬ 
tiert“, meint Frank Laubenburg aus Düsseldorf im 
Interview auf 
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Wachsende Spannungen 

Eine Analyse des „European Leadership Network“ 
sorgt für Aufsehen: Die Gefahr eines Krieges in Eu¬ 
ropa wächst. 

Seite 7 




21. August 2015 • Nr. 34 • 47. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Thema der Woche 


Die Tore stehen 
nicht offen 

EU-Europas Grenzen, wie jetzt aktuell die 
Ungarns zu Serbien, werden weiter ausge¬ 
baut. Jenen, die heute nach Europa kom¬ 
men, die vor Krieg, Verfolgung, Hunger und 
Armut fliehen, stehen - so wie vielen Men¬ 
schen, vor allem Roma, aus den ärmsten 
Ländern des Balkans - die Tore nicht offen. 
Sie sind, wenn nicht hoch qualifiziert, nicht 
willkommen. Es ist keine Änderung der eu¬ 
ropäischen Flüchtlingspolitik in Sicht, die 
dieses Leid mindern würde. 
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Das Recht der Milliarden 

Merkels bedrohliche Flüchtlingspolitik 



N ach Zahlen der UNO-Flücht- 
lingsorganisation UNHCR 
stellten im Jahre 2014 über 
700000 Menschen einen Asylantrag 
in Europa. Über 250 000 davon kamen 
aus Syrien, Irak und Afghanistan. Der 
Zusammenhang mit Waffenlieferun¬ 
gen und dem „Krieg gegen den Ter¬ 
ror“ springt in die Augen. Selbst im 
Neusprech der europäischen Rie¬ 
senstaatsmänner nennt man so etwas 
wohl ein „hausgemachtes Problem“ 
Für 2015 wird das Bundesamt für Mi¬ 
gration und Flüchtlinge nach Infor¬ 
mationen des Handelsblatt seine Pro¬ 
gnose in Kürze auf 750 000 anheben - 
allein für Anträge, die Flüchtlinge in 
Deutschland stellen werden. 

Die weltweiten Flüchtlingsströ¬ 
me, deren Ende nicht abzusehen ist, 
sind vor allem Ausdruck des Wütens 
des - mit Neoliberalismus eher be¬ 
schönigend beschriebenen - immer 
hemmungsloseren Kapitalismus die¬ 
ses Jahrhunderts. Wie vor 200 Jah¬ 
ren wird der Lebensstandard immer 
weiter in Richtung Existenzminimum 
gedrückt, bei Millionen Menschen be¬ 
reits darunter - auch in den „reichen“ 
Metropolen. Die Anwendung von Ge¬ 
walt ist dabei unabdingbar. Die For¬ 
men sind vielfältig: Schüsse von wei¬ 
ßen Polizisten auf Afroamerikaner; 
die Errichtung von Grenzzäunen zwi¬ 
schen den USA und Mexiko oder Un¬ 
garn und Serbien; das Abfackeln von 
Flüchtlingsheimen in Deutschland; 
der Drohnenkrieg mit seinen inak¬ 
zeptablen und extralegalen Hinrich¬ 
tungen; das Auseinandertreiben von 
Demonstrationen usw. usf. 

Die traumatisierten Flüchtlin¬ 
ge kommen vom Regen in die Trau¬ 
fe. Sie finden nicht das „Paradies 
Deutschland“, sondern aller europä¬ 
ischer Orten landen sie in ihrerseits 
traumatisierten Gesellschaften. Zer¬ 
stört von Profitgier, von der Prekari- 
sierung einer - inzwischen - Mehrheit 
der Bevölkerung, dem gnadenlosen 
Rechtspopulismus der veröffentlich¬ 
ten Meinung und der eigentlichen Ur¬ 
sache: der anhaltenden und sich be¬ 


schleunigenden Verteilung des Ein¬ 
kommens von unten nach oben. 

In Kenntnis dieser explosiven Mi¬ 
schung spricht die Kanzlerin im ZDF- 
Sommer-Interview davon, dass die 
Flüchtlingsproblematik uns weit län¬ 
ger beschäftigen werde als die gerade 
bewältigte - ach, tatsächlich - Grie¬ 
chenlandkrise. Man könne nicht im 
Normalmodus weitermachen, sei aber 
„nicht überfordert“. 

Das klingt nach Pfeifen im Walde, 
denn Frau Merkels Rezepte und Äu¬ 
ßerungen stammen aus der politischen 
Mottenkiste: Wirtschaftsflüchtlinge 
bitte nicht, die anderen europäischen 
Länder stehen auch in der Verantwor¬ 
tung. Abschiebung wird bleiben, ge¬ 
nau wie die Bevorzugung besser Qua¬ 
lifizierter. Das bleibt auf der Linie des 
bekannten Populismus und der an¬ 
geblichen Alternativlosigkeit, was die 
Probleme verniedlicht und die Verant¬ 
wortung für seine Ursachen versucht 


anderen zuzuschieben. Frau Merkels 
Lösung bleibt letztlich das weitere 
Drehen an der neoliberalen Schrau¬ 
be. Damit spielt sie in die Karten der 
Le Pens, der AfD und der dahinter 
lauernden Faschisten, die mit den de¬ 
mokratischen und sozialen Rechten 
noch ganz anders aufräumen wollen. 
Auf deren Agenda steht die grundle¬ 
gende Beseitigung der sozialen und 
demokratischen Rechte, die sich die 
arbeitenden Menschen in Jahrzehnten 
erkämpft haben. 

Mit letzterem ist aber auch der ein¬ 
zige Weg benannt, auf dem das Flücht¬ 
lingsproblem, die Kriegsgefahr und 
die Gefährdung unserer Demokratie, 
die Umverteilung zu den Reichen ge¬ 
bannt werden kann. Nur der Kampf 
für grenzübergreifende Demokratie, 
für die Durchsetzung der politischen 
und sozialen Menschenrechte, gegen 
die hemmungslose Ausbeutung der 
Ressourcen, gegen den globalen In¬ 


terventionismus, gegen Chauvinismus 
und Rassismus und für internationale 
Solidarität sichert eine friedliche und 
freie Zukunft. 

Jetzt geht es darum, die Flücht¬ 
linge willkommen zu heißen, für ihre 
Integration in unsere Gesellschaft 
einzutreten. Mit ihnen und unseren 
Landsleuten über die Ursachen von 
Flucht und Vertreibung zu reden, den 
Rechtspopulisten, den Faschisten 
entgegenzutreten, darauf zu drängen, 
dass ihnen das Handwerk gelegt wird. 

Mit Solidarität im „Kleinen“ ist es 
aber nicht getan. Wir brauchen einen 
grundlegenden Wechsel in der Poli¬ 
tik. Der Mehltau der „Alternativlo¬ 
sigkeit“ muss abgeschüttelt werden, 
bevor er die Demokratie erstickt. Das 
Recht der Milliarden muss über das 
Recht der Milliardäre siegen, ohne 
dem gibt es auf diesem Planeten kei¬ 
ne lebenswerte Perspektive. 

Adi Reiher 


Theoretische Konferenz 
zum Leitantrag des 
21. Parteitages 

Samstag, 5. September 2015 
11.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
in Kassel, Bürgerhaus 


Siehe Seite 13 (Thesen zur 
Konferenz) und Seite 14 (Anzeige) 


Jetzt bestellen! 

Anfang September 
erscheinen zwei UZ-Extra 

Um eine realistische Druckauf¬ 
lage ermitteln zu können, benö¬ 
tigen wir Bestellungen bis Ende 
August. 

★ UZ-Extra: Stoppt TTIP- 
Auf zur Großdemo am 10.10. 
nach Berlin 

★ UZ-Extra zur Gewerkschaft 

Die reguläre UZ vom 28. August mit 
dem Themenschwerpunkt Antikriegs¬ 
tag kann auch sofort bestellt werden, 
die Bestellung muss aber bis spätes¬ 
tens Mo. 24. August 12.00 Uhr erfolgen 

Bestellungen 

per Mail bitte direkt an: vertrieb@ 
unsere-zeit.de, Gustl Ballin 0911 - 
8 019 991/0176 45 503 975 
oder 

CommPress Verlag GmbH | Hoff¬ 
nungstraße 18 | 45127 Essen | 

Tel.: 0201 -17 788 923 | Fax.: 0201 - 
17788928 

Bezugspreise UZ-Extra 

70 xUZ-Extra: 7,00 Euro 
140 x UZ-Extra: 14,00 Euro 
250 x UZ-Extra: 22,50 Euro 
500 x UZ-Extra: 45,00 Euro 

1 000 x UZ-Extra: 90,00 Euro 

2 000 x UZ-Extra: 180,00 Euro 


Ein bisschen tragfähig 

IWF und Bundesregierung feilschen um Umstrukturierung der griechischen Schulden 


Nachdem die griechische Regierung 
den Bedingungen der Gläubiger zu¬ 
gestimmt und das neue Memorandum 
akzeptiert hatte, musste sie dieser 
Entscheidung in ihren Erklärungen 
auch eine gute Seite abgewinnen. Ale¬ 
xis Tsipras erklärte, es sei seiner Re¬ 
gierung „in diesem erbitterten Kampf 
gelungen“, sich mit den europäischen 
„Partnern“ auf „die Umstrukturie¬ 
rung der Schulden“ zu einigen. Der 
Euro-Gipfel vom 12. Juli hatte der 
griechischen Regierung zumindest 
versprochen, „erforderlichenfalls 
mögliche zusätzliche Maßnahmen zu 
erwägen“, um die griechischen Staats¬ 
schulden umzustrukturieren, wie es in 
der Erklärung der Regierungschefs 
heißt. Insbesondere die Bundesregie¬ 
rung hatte jedes weitere Zugeständ¬ 
nis, das auch nur den Eindruck eines 
Schuldennachlasses erwecken könnte 
und über solche vagen Versprechun¬ 
gen hinausgeht, blockiert. 


Nun, während die Parteien der 
Großen Koalition über das neue 
„Hilfsprogramm“ streiten, fordert der 
Internationale Währungsfonds (IWF) 
aber genau das. Er werde sich nur 
dann an weiteren Krediten für Grie¬ 
chenland beteiligen, wenn gleichzeitig 
ein neuer Umgang mit den Schulden 
gefunden werde. Der verbreitete Ein¬ 
druck: Dem irrationalen neoliberalen 
Hardliner Schäuble, der mit dem Gre- 
xit drohte und einen Schuldenschnitt 
ablehnt, stehe der realistische IWF ge¬ 
genüber. 

Tatsächlich hat der IWF in den 
letzten Wochen gesagt, was jeder 
weiß: Die griechischen Staatsschul¬ 
den sind nicht tragfähig - also: Grie¬ 
chenland wird sie nicht zurückzah¬ 
len können. Nötig seien, so der IWF 
in einem Update zu seiner Schul¬ 
denanalyse von Mitte Juli, Maß¬ 
nahmen, „die weit über das hinaus¬ 
gehen, was Europa bisher in Er¬ 


wägung zu ziehen bereit war.“ Der 
IWF schlägt vor, die Fälligkeit aller 
Kredite um 30 Jahre zu verschieben 
oder einen direkten, weitreichenden 
Schuldenschnitt durchzuführen - 
so könnte die „Umstrukturierung“ 
aussehen. 

Einig waren sich IWF und Bun¬ 
desregierung natürlich immer darü¬ 
ber, dass die breite Bevölkerung in 
Griechenland mit weiterer Verelen¬ 
dung für die Krise des Kapitalismus 
und die daraus entstandenen Staats¬ 
schulden bezahlen soll. In den Ver¬ 
handlungen zwischen griechischer 
Regierung und ihren Gläubigern 
war es gerade der IWF, der beson¬ 
ders scharf auf der Anhebung der 
Mehrwertsteuer und der Kürzung 
der Renten bestanden hatte - unter 
anderem deshalb wollen Merkel und 
Schäuble, dass sich der IWF auch an 
dem neuen „Hilfsprogramm“ betei- 
ligt. 


Uneinig sind sie sich darüber, 
wie, mit welchen Mitteln und auf 
welche Weise die Politik der Ver¬ 
elendung weiter durchgesetzt wer¬ 
den soll: Der IWF setzt darauf, die 
Schulden Griechenlands tragfähig 
zu machen und mit den „Reformen“ 
den Kreislauf der Wirtschaft wieder 
in Gang zu bringen. In dem Streit 
geht es darum, wie die Krise des Ka¬ 
pitalismus reguliert werden kann, 
auf welche Weise die Ausbeutung 
möglichst günstig verwaltet werden 
kann und welche Kapitalgruppen 
bei der Jagd nach maximalen Profi¬ 
ten einen kleinen Vorsprung erhal¬ 
ten. In den Konflikten zwischen IWF 
und Bundesregierung und auch zwi¬ 
schen Deutschland und Frankreich 
oder zwischen Bundeskanzlerin und 
Abweichlern in der Unionsfrakti¬ 
on wird ausgehandelt, auf welchen 
gemeinsamen Weg sich die unter¬ 
schiedlichen Fraktionen des Kapi¬ 


tals einigen können. Die griechi¬ 
sche Regierung hat darauf gesetzt, 
dass diese Widersprüche ihr erlau¬ 
ben, im Spiel der Großen einen klei¬ 
nen Vorteil zu gewinnen. Vielleicht 
bringt ihr das neben dem weiteren 
Ausbluten der Menschen auch eine 
Art Schuldenschnitt ein. 

Die deutsche Regierung und die 
maßgeblichen Kreise der größten 
deutschen Unternehmen setzen da¬ 
gegen darauf, den riesigen Berg der 
Schulden auch weiterhin zu benut¬ 
zen, um unter dem Schlagwort der 
„Haushaltsdisziplin“ Einfluss auf die 
Politik anderer Länder zu nehmen 
und um die Währungsunion auch 
weiterhin als Spielfeld zu erhalten, 
auf dem deutsche Unternehmen ihre 
schwächeren Konkurrenten ins Ab¬ 
seits drängen können - ganz egal, ob 
die griechischen Schulden tragfähig 
sind oder nicht. 

Olaf Matthes 
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Castkolumne von Lucas Zeise 

Ungleiche Kommunen 


„Wir können uns das 
nicht aussuchen“ 

Beschäftigte des Berliner Kinos Babylon bestreiken 
sowohl Stan Laurel als auch Mikis Theodorakis 


Das Elend der Kommunalfinanzen hat 
im Streit um die Erzieher in den Kitas 
keine Rolle gespielt. Der Dachverband 
der kommunalen Arbeitgeber hat sich 
über den Zickzack-Kurs der Gewerk¬ 
schaft ver.di beschwert, anders als bei 



anderen Tarifauseinandersetzungen, 
aber die Not der Gemeinden als Ar¬ 
gument nicht hervorgeholt. Das mag 
zwei Gründe haben. Erstens ist die 
Belastung durch eine höhere Tarifein- 
gruppierung, die die Kita-Beschäftig- 
ten erreichen wollen, für die Kommu¬ 
nen finanziell nicht von großer Bedeu¬ 
tung. Zweitens aber ist die Finanznot 
der deutschen Städte und Gemeinden 
so entsetzlich nicht. Sie ist wohl eher 
sehr ungleich verteilt. Einige, wie zum 
Beispiel Oberhausen stehen schon un¬ 
ter Zwangsverwaltung, andere schwim¬ 
men im Geld. Die hessische Gemein¬ 
de Eschborn im Umland des schon rei¬ 
chen Frankfurt, wirbt seit Jahren mit 
extrem niedrigen Gewerbesteuersät¬ 
zen erfolgreich Unternehmen an und 
erlässt, was sonst in Hessen gar nicht 
üblich ist, die Gebühren für die Kitas. 

Der Wettbewerb um die Gunst des 
Kapitals hat auch innerhalb Deutsch¬ 
land absurde Ausmaße angenommen. 
Der Landkreis München nimmt pro 
Einwohner 3 440 Euro an Steuern ein, 
im Kreis Mansfeld-Südharz in Sach¬ 
sen-Anhalt sind es mit 462 Euro keine 


Ein Land für Arbeiter, in dem niemand 
über seine Geburt definiert wird und 
alle ihr Potential ausreizen können. 

Dies ist die jüngst formulierte Vi¬ 
sion der britischen Regierung, vorge¬ 
tragen von einem ihrer Minister, Matt 
Hancock. Mister Hancock steuert auch 
gleich konkrete Vorschläge bei, wie die¬ 



ser Traum Wahrheit werden soll: Er¬ 
werbslose Jugendliche zwischen 18 und 
21 sollen in Trainingscamps gesteckt 
werden und sich einem „Intensiv“-Pro- 
gramm unterziehen. Wichtiger Zusatz: 
Dies sei nicht als Bestrafung gemeint, 
wird der Minister in der britischen Ta¬ 
geszeitung „The Guardian“ wiederge¬ 
geben. 

Ausbildungslager für die eigene 
Jugend? Der ehemalige VW-Mann 
Peter Hartz denkt europäischer. Sein 
„Konzept“ gegen die europaweite Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit, welches er letz¬ 
tes Jahr vortrug, sieht eine „Talent- 


15 Prozent davon. Das steht in einer 
Studie der Bertelsmann-Stiftung, die 
die Entwicklung sorgenvoll kommen¬ 
tiert: „Für die Gleichwertigkeit der Le¬ 
bensverhältnisse ist diese Entwicklung 
bedrohlich.“ In diesem Ausnahmefall 
kann man Bertelsmann nur zustimmen 
und auch der vom Städtetag übernom¬ 
menen Forderung, für die Kosten der 
Sozialhilfe sollte der Bund aufkom- 
men. Denn die Kosten für Armut wer¬ 
den im aktuellen System besonders 
den armen Kommunen aufgebürdet. 

Kommunen können in Deutschland 
nicht pleite gehen, nicht einmal Bun¬ 
desländer. Für ihre Schulden stehen 
im Extremfall Länder und Bund gera¬ 
de. Das ist in den USA anders. Sowohl 
New York als auch vor kurzem Det¬ 
roit haben schon Bankrott angemeldet. 
Der Bundesstaat Kalifornien war 2010 
zahlungsunfähig. Anders als in Detroit, 
aber ähnlich wie in New York hatte die 
Zahlungsunfähigkeit wenig mit Reich¬ 
tum oder Armut der Unternehmen im 
Staatsgebiet zu tun. Kalifornien beher¬ 
bergt einige der profitabelsten Konzer¬ 
ne der Welt. Der Bundesstaat konnte 
oder wollte sie und seine reichen Bür¬ 
ger nicht angemessen besteuern. Die 
jüngste Pleite betrifft Puerto Rico. Das 
ist eine US-Kolonie, die allerdings we¬ 
gen des antikolonialem Gründungsmy¬ 
thos der USA als unabhängiges Ter¬ 
ritorium 4 geführt wird. Hier trifft die 
Pleite die privaten Gläubiger, die bis¬ 
her steuerfrei hohe Zinsen erhalten 
hatten. Die Pleite dürfte den ökonomi¬ 
schen Niedergang der Insel beschleuni¬ 
gen und dafür sorgen, dass noch mehr 
ihrer Bewohner das einzige Privileg ih¬ 
res Status nutzen, nämlich jederzeit in 
die Festland-USA ausreisen zu können. 

Die Freiheit von Einzelstaaten, 
Städten und Gemeinden, ihre Finan¬ 
zen (besonders ihre Einnahmen) selbst 
zu regeln, führt, wie das Beispiel USA 
zeigt, zu mehr Ungleichheit, öffentli¬ 
cher Armut und großen Nachteilen für 
die Masse der Bürger. Deutschland ist 
auf dem besten Weg in diese Richtung. 


diagnostik“ zur Sortierung frischer 
Arbeitskräfte vor. Seine Eignungs¬ 
analyse orientiert sich dabei am aktu¬ 
ellen Bedarf an Arbeitskräften in aus¬ 
gewählten europäischen Regionen. 
Klarer Vorteil gegenüber dem briti¬ 
schen Inseldenken: Ausbildungskos¬ 
ten tragen andere, ausgebeutet wird 
in Deutschland. 

Hancock und Hartz sind wohl der 
Meinung, dass angesichts der Jugend¬ 
erwerbslosigkeit in Europa solche 
Maßnahmen-Kataloge bei der Bevöl¬ 
kerung gut ankommen. Dass Hartz für 
seine Arbeitskräftesortierung gleich 
ganz Europa in den Blick nimmt, hat 
sehr einfache ökonomische Gründe. 
Der anhaltend hohen Nachfrage nach 
billigen qualifizierten Arbeitskräften 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt steht 
eine vom Statistischen Bundesamt be¬ 
zifferte Erwerbslosigkeit unter Jugend¬ 
lichen in Deutschland von 7,7 Prozent 
gegenüber. Das ist zwar ganz ordent¬ 
lich, aber Hartz rechnet mit ein biss¬ 
chen Ausschuss, und außerdem lässt 
sich mit einem Überangebot der Preis 
der Ware Arbeitskraft besser unter ih¬ 
ren Wert drücken. 

Hartz weiß zudem um die Dimensi¬ 
on der chronischen Unterfinanzierung 
des deutschen Bildungssystems und um 
die schlechten Chancen von Jugendli¬ 
chen mit Eltern in „Hartz IV“-Bezug, 
in diesem Bildungssystem eine ver¬ 
wertbare Qualifizierung zu erfahren. 

Jenseits nationaler Grenzen lockt 
ihn ein wesentlich breiteres Angebot. 
Bei 52,4 Prozent und 53,2 Prozent 
Erwerbslosigkeit unter Jugendlichen 
in Griechenland und Spanien sind si¬ 
cherlich „Talente“ im Hartzschen Sin¬ 
ne darunter - also ausgebildete Fach¬ 
kräfte. 


Interview mit Andreas Köhn, Fachbe¬ 
reichsleiter Medien beim ver.di-Lan- 
desbezirk Berlin-Brandenburg 

UZ : Aufmerksame UZ-Leserinnen und 
-Leser haben die Redaktion daraufhin¬ 
gewiesen, dass in der letzten Ausgabe 
ein Artikel über die Theodorakis-Wo¬ 
che im Kino Babylon erschienen ist, 



ohne ihn mit dem Hinweis auf euren 
Arbeitskampf zu versehen. Seit dem 
23. Juli sind die Beschäftigten des Ba¬ 
bylon im unbefristeten Streik, worum 
geht es? 

Andreas Köhn: Gestreikt wird für die 
komplette Übernahme des Flächenta¬ 
rifvertrages Hauptverband Deutscher 
Filmtheater e.V. (HDF e.V.) - das ist 
einer von vielen Kino-Tarifverträgen. 
Wir haben bei Cinemaxx und Cine- 
Star Konzerntarifverträge oder wie 
in Berlin bei der Yorck Kinogruppe 
und dann gibt es eben noch den Tarif¬ 
vertrag mit dem Hauptverband Deut¬ 
scher Filmtheater, der im Regelfall bei 
den kommunalen Kinos zur Anwen¬ 
dung kommt. Da aber das Babylon 
nicht im Arbeitgeberverband ist, gibt 
es hier einen Haustarifvertrag. 


Wir hatten vor fünf Jahren die teil¬ 
weise Übernahme des Flächentarif¬ 
vertrages vereinbart, aber nur in Be¬ 
zug auf die Einstiegsgehälter, und der 
Tarifvertrag hat sich inzwischen in der 
Höhe der Gehälter auch weiterentwi¬ 
ckelt. 

UZ: Du sagst, das Babylon ist nicht im 
Arbeitgeberverband. Wer ist denn Trä¬ 
ger des Kinos und wie wird es finan¬ 
ziert? 

Andreas Köhn: Träger ist die Neue Ba¬ 
bylon Berlin GmbH. Diese GmbH er¬ 
hält jedes Jahr eine öffentliche Förde¬ 
rung, bisher in Höhe von 358 000 Euro. 
Ab 2016 finanziert der Berliner Senat 
361 500 Euro pro Jahr als Grundfinan¬ 
zierung. 

UZ: Ihr streikt und wendet euch gleich¬ 
zeitig mit Infoblättern ans Publikum, 
in denen ihr darauf hinweist, dass der 
Kinobetrieb auch ohne die Streikenden 
weiterläuft. Warum ist es so schwer, den 
Kinobetrieb effektiv zu bestreiken? 

Andreas Köhn: Es ist im Zeitalter 
der Digitalisierung nicht ganz unpro¬ 
blematisch, weil der Geschäftsfüh¬ 
rer das Kino allein betreiben könnte, 
um es mal salopp auszudrücken. Das 
funktioniert heute im Grunde wie ein 
DVD-Player. Im Babylon wird für be¬ 
stimmte Veranstaltungen noch mit al¬ 
ten Filmrollen gearbeitet, die können 
im Augenblick nicht gezeigt werden, 
weil die Filmvorführer, die mit diesen 
Anlagen umgehen können, im Streik 
sind. Aber alle anderen vorgesehenen 
Vorstellungen können leider trotzdem 
stattfinden, weil das, wie gesagt, selbst 
der Geschäftsführer betreiben kann. 

UZ: Deswegen auch der Aufruf ans 
Publikum, sich einzubringen und die 
Streikenden zu unterstützen ... 

Andreas Köhn: Genau, deswegen wer¬ 
den Informationen an das Publikum 
verteilt mit der Bitte, den Geschäfts¬ 
führer anzumailen und uns in Kopie 
zu setzen, was auch passiert. Die Strei¬ 
kenden haben sehr viel Sympathie er¬ 


fahren von Menschen, die ins Babylon 
kommen und sagen: „Ok, dann gehe 
ich heute nicht ins Kino.“ 

Es ist schon zu spüren, dass die Be¬ 
sucherzahlen rückläufig sind. 

UZ: Das Babylon gilt ja auch als lin¬ 
ker Veranstaltungsort. Wie geht ihr da¬ 
mit um, wenn ihr eine Veranstaltung wie 
die Theodorakis-Woche bestreikt? 

Andreas Köhn: Im Babylon gibt es 
sehr viele Veranstaltungen. Während 
eines unserer Streiks gab es die Chi¬ 
nesische Filmwoche, dann gab es die 
Ukrainische Filmwoche, die Stan Lau¬ 
rel und Oliver Hardy-Tortenschlacht- 
Filmwoche, und so weiter. 

Das Kino wird ja auch unterver¬ 
mietet, da kassiert der Betreiber ja 
auch Geld, während die Beschäftig¬ 
ten im Regelfall nicht in dem Umfang 
gebraucht werden wie sonst. Dass wir 
dabei auch inhaltliche Veranstaltungen 
bestreiken, das ist halt so - wir können 
uns das ja nicht aussuchen. 

Es gibt dann natürlich Nachfragen, 
warum wir genau jetzt und zu dieser 
Zeit streiken. Da wird uns unterstellt, 
wir seien „Russen-freundlich“ weil wir 
die Ukrainische Filmwoche bestreiken, 
und China-feindlich, weil wir die Chi¬ 
nesische Filmwoche bestreikt haben. 

Wir können uns das nicht aussu¬ 
chen und nehmen damit auch keine 
politische Wertung vor. 

Wir sind jetzt auch im Gespräch 
mit der Partei „Die Linke“, denn es 
findet ja das „Fest der Linken“ auf 
dem Rosa-Luxemburg-Platz statt, 
und da ist das Kino Babylon auch 
miteinbezogen. Man hat uns zugesi¬ 
chert, dass - weil man keine anderen 
Räumlichkeiten für die geplanten Le¬ 
sungen gefunden hat - die Streiken¬ 
den die Bühne nutzen können, um auf 
dem Fest ihre Forderungen vorzustel¬ 
len. Außerdem werden wir Flugblät¬ 
ter vor Ort verteilen. 

Das Interview führte Lars Mörking 

Die Streikenden unterstützen und „ta¬ 
rifliche Normalität einfordern “ mit ei¬ 
ner Mail an Babylon-Geschäftsführer 
Grossman: grossman@babylonberlin. 



Kolumne Lars Mörking 

Talentdiagnostik 
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Sommerlochdebatte? 

Konzernumbau bei der Deutschen Bahn 



E s begann wie eine typische Som¬ 
merlochdebatte: Ende Juni ver¬ 
meldeten die Medien aus be¬ 
kanntlich immer gut informierten 
Aufsichtsratskreisen und unter der 
Überschrift eine „Kleine Revolution 
bei der Deutschen Bahn“ Pläne für 
einen Konzernumbau. Gleichzeitig 
vermeldete die Monopolkommission, 
ein Beratergremium der Bundesregie¬ 
rung, dass sie Defizite bei der Wettbe¬ 
werbsgestaltung bei der DB sehe und 
forderte die Bundesregierung zum 
Handeln auf. Die Monopolstellung der 
Deutschen Bahn AG sei weiterhin zu 
dominierend - die DB AG wies dies 
zurück. 

In der Tat spielt Deutschland in 
punkto Liberalisierung des Verkehrs 
im europäischen Vergleich eher in 
der Oberliga. Der Verkehrsmarkt ist 
derzeit im Umbruch. Die Freigabe 
des Fernverkehrs für Busse führte bei 
der Deutschen Bahn zu Umsatzein¬ 
bußen, dazu kommt ein Verlust bei 
vielen Regionalstrecken. 

Ein Konzernumbau, so die Deut¬ 
sche Bahn, soll daher das Unter¬ 
nehmen „schlanker, schneller und 
kundenorientierter“ gestalten. Die 
Beschäftigten erfuhren von dieser 
Debatte aus der Presse. „Gerücht mit 
Folgen - Geplanter Konzernumbau 
verunsichert die Kollegen“ betitelt 
der Konzernbetriebsrat eine Infor¬ 
mation an die Mitarbeiter. Verände¬ 
rungen in der Struktur bedeuteten in 
der Vergangenheit immer neue Rati¬ 
onalisierungsprogramme. Der Kon¬ 
zern hat so seit 1994 das Personal in 
Deutschland deutlich reduziert. Zu 
den aktuellen Ankündigungen gibt 
es jedoch bisher keine konkreten 
Angaben, was das Ergebnis sein soll. 
Der Konzernvorstand wird bis Mit¬ 
te Dezember einen „konkretisierten 
Maßnahmenkatalog in Verbindung 
mit der Mittelfristplanung“ vorlegen, 
wie der Konzernbetriebsratsvorsit¬ 
zende Schwarz in einen Brief an die 
Beschäftigten mitteilte. Die Gewerk¬ 
schaften halten sich in ihren Stellung¬ 
nahmen zurück, zu unkonkret sind 
die Folgen der Ankündigungen. 


Teilkonzern wird aufgelöst 

Fest steht aber, dass der Teilkon¬ 
zern oder „die doppelte Holding¬ 
struktur“ aufgelöst wird. Die so be- 
zeichnete DB ML AG war gegründet 
worden, um im geplanten Börsengang 
2008 den Transportbereich der Bahn 
dem Kapitalmarkt zum Teilverkauf 
anzubieten. Vom Verkauf der DB 
AG spricht derzeit aber keiner mehr 
und nach den aktuellen Kennzahlen 
wäre das auch keine attraktive Option 
für Investoren. Sehr wohl aber plant 
der Konzern Teilprivatisierungen der 
DB-Töchter „DB Arriva“ und der 
„DB Schenker Logistik“. Die Bahn in 
Deutschland ist nach den derzeitigen 
Aussagen nicht betroffen. 

Dazu passt auch die inzwischen 
umgesetzte neue Geschäftsverteilung 
im Vorstand der Deutschen Bahn AG. 
Die Vorstandsressorts wurden redu¬ 
ziert und die Konzerngeschäftsfelder 
neu zugeteilt. Entsprechend den An¬ 


kündigungen wurden die zum Teil¬ 
verkauf vorgesehenen DB-Töchter 
dem Ressort Finanzen/Controlling 
zugeordnet, während die „Eisenbahn 
in Deutschland“ davon nicht berührt 
ist. In den Reihen von kritischen Ver¬ 
kehrsinitiativen führt dieses Vorge¬ 
hen zu unterschiedlichen Reaktionen. 
Hintergrund ist, dass immer die Zu¬ 
käufe im Ausland kritisiert wurden. 
Nun betrifft die Privatisierung diesen 
Bereich und der Konzern verkündete, 
sich auf das Kerngeschäft zu konzent¬ 
rieren. Ist also diese Medienaufmerk¬ 
samkeit eher eine Sommerlochdebat¬ 
te? Ganz und gar nicht. 

Dienstleistungen vor Umbau 

Das Geschäftsgebaren der DB AG 
verläuft weiterhin unter der Über¬ 
schrift „Gewinnmaximierung“ und 
daher sind die Feinheiten zu beach¬ 
ten. So ist ein Bestandteil des Kon¬ 
zernumbaus, dass „die Servicefunk¬ 


tionen und internen Dienstleister 
(...) im Konzern neu geordnet“ wer¬ 
den. Diese sind dem Management zu 
„teuer“ und daher schon immer ein 
Dorn im Auge. Gebunden durch Ta¬ 
rifverträge sind die Lohnkosten höher 
und die Geschäftsfelder sind durch 
die Konzernvereinbarungen gezwun¬ 
gen, diese Leistungen bevorzugt in 
Anspruch zu nehmen. Dafür haben 
die betrieblichen Interessensvertre¬ 
tungen und die Eisenbahnergewerk¬ 
schaft gekämpft. 

Auch für den Erhalt dieser Rege¬ 
lungen wird gekämpft werden müs¬ 
sen. Politisch ist die Auseinanderset¬ 
zung gegen die Liberalisierung - und 
für einen bezahlbaren Schienenperso¬ 
nen- und -güterverkehr unter öffent¬ 
licher Regie - zu führen. Die Orga¬ 
nisationsform der Aktiengesellschaft 
steht dem im Weg. Hier muss ein Kon¬ 
zernumbau ansetzen. 

Lars Mörking 


Prozess gegen Schein¬ 
werkverträge 

Die Arbeitsgerichtsprozesse um 
Scheinwerkverträge bei VW und 
Daimler gehen nach Angaben der 
Kanzlei RAT & TAT in eine entschei¬ 
dende Phase. 

Bei den angesetzten Verhandlungs¬ 
terminen ist Öffentlichkeit zugelassen 
und erwünscht. 

★ Prozess von VW-Testfahrern und 
Getriebetechnikern beim Landesar¬ 
beitsgericht Hannover (Berufungs¬ 
verhandlung): 

Dienstag, den 25. August 2015, 
12.30 Uhr Leonhardtstrasse 15, 
30175 Hannover, Saal 11 

★ Klage gegen das Mercedes-Werk 
Bremen beim Arbeitsgericht Bre¬ 
men (Güte Verhandlung): 

Montag, den 24. August 2015,12.00 
Uhr, Am Wall 198, 28195 Bremen, 
Saal 3 

Quelle: Kanzlei RAT und TAT 

SuE: Wiederaufnahme der 
Streiks Anfang Oktober 

In der Tarifauseinandersetzung in den 
Sozial- und Erziehungsdiensten berei¬ 
tet ver.di die „Wiederaufnahme von 
Streiks für Anfang Oktober mit ver¬ 
änderten Streikformen“ vor. Das geht 
aus einem ver.di-Infoblatt an die Be¬ 
schäftigen hervor. 

Darin heißt es: „Die Arbeitgeber 
erklärten, dass sie sich außer Stande 
sähen, über die Schlichtungsempfeh¬ 
lung hinauszugehen. Sie verwiesen 
darauf, dass die VKA-Mitgliederver- 
sammlung zwar der Schlichtungsemp¬ 
fehlung zugestimmt habe, aber es auch 
Ablehnungen gegeben habe und vie¬ 
len die Zustimmung nicht leicht ge¬ 
fallen sei. Es gäbe bereits Austritte 
aus den Kommunalen Arbeitgeber¬ 
verbänden wegen der Zustimmung 
zu der Schlichtungsempfehlung und 
Kommunen würden überlegen, Kin¬ 
dertageseinrichtungen an freie Träger 
abzugeben. 

Wir betonten nochmals, dass eine 
Verbesserung der Schlichtungsemp¬ 
fehlung erfolgen muss, um eine Be¬ 
friedung zu erreichen.“ 

GEW-Vorsitzende Marlis Tepe gab 
zu bedenken, dass bei einer Fortfüh¬ 
rung des Streiks die öffentliche Stim¬ 
mung kippen könnte. 


Quelle: ver.di, GEW 


ver.di ist „konfliktintensiv“ 


TTIP & Co. auf dem ver.di-Bundeskongress 

Debatte um Positionierung und Mobilisierung gegen Freihandelsabkommen 


Am 20. September beginnt der ver.di- 
Bundeskongress in Leipzig. Eine Wo¬ 
che lang wählen und beraten die über 
1 000 Delegierten einen Papierberg 
mit über 9 kg Gewicht - das sind 1 345 
Anträge aus 20 Sachgebieten. 50 An¬ 
träge davon beschäftigen sich mit TTIP, 
CETA, TISA, die übergroße Mehr¬ 
heit mit Forderungen wie: „Weg mit 
TTIP & Co“ oder „Stoppt TTIP & Co“. 

30 der 50 Anträge werden von der 
Antragsberatungskommission als „Er¬ 
ledigt durch Antrag H001“ empfohlen. 
Dieser „H001“ ist der Leitantrag des 
Gewerkschaftsrats. Er trägt die Über¬ 
schrift „Globalisierung sozial und de¬ 
mokratisch gestalten - Für eine fai¬ 
re und nachhaltige Handelspolitik“. 
Damit wird ein Kurswechsel in der 
EU-Handelspolitik gefordert. Er be¬ 
nennt alle Gefahren, die von diesen 
Verträgen ausgehen, auch die Absicht 
der Transnationalen Konzerne, in de¬ 
ren Händen bereits heute schon zwei 
Drittel des Welthandels liegen, den 
Zwang zur weiteren Marktöffnung zu 
verschärfen und einmal erreichte Li¬ 
beralisierungsniveaus unumkehrbar 
zu machen. 

Zusammengefasst heißt es im Leit¬ 
antrag „H001“: 

★ ILO-Kernarbeitsnormen müssen 
vollständig ratifiziert werden. 

★ Öffentliche Dienstleistungen müs¬ 
sen aus den Abkommen ausgeklam¬ 
mert werden. 

★ Bei Regelungen zur öffentlichen 
Beschaffung müssen Tarifverträge 
eingehalten sowie soziale und öko¬ 
logische Kriterien unterstützt wer¬ 
den. 


★ Gesundheits- und Verbraucher¬ 
schutz sowie Sozial- und Umwelt¬ 
standards dürfen nicht gefährdet 
werden 

★ Investoren/Staats-Streitschlich¬ 
tungsverfahren werden abgelehnt. 

★ „Regulierungsräte“ dürfen nicht 
eingerichtet werden. 

★ Grenzüberschreitende Entsendun¬ 
gen von Arbeitskräften dürfen na¬ 
tionale Standards nicht unterlaufen. 

★ Revisionsklauseln müssen enthal¬ 
ten sein, die eine Korrektur von 
Fehlentwicklungen ermöglichen. 

Die restlichen 20 Anträge sollen dem 
fünfseitigen „H031“ der Landesbe¬ 
zirkskonferenz N ordrhein-Westfalen 
mit dem Titel „Freihandelsabkommen 
CETA, TTIP und TISA verhindern - 
Ein Handlungsprogramm für ,Gute 
Arbeit, Demokratie, soziale Gerech¬ 
tigkeit und Nachhaltiges Wirtschaf¬ 
ten 4 entwickeln 44 zugeordnet werden. 
Dieser Antrag wiederum wird von 
der Antragsberatungskommission zur 
„Annahme als Arbeitsmaterial zur 
Weiterleitung an den Bundesvorstand“ 
empfohlen. 

Ein Minus bei den meisten Forde¬ 
rungen ist, dass immer nur der Erhalt 
jetziger Standards gefordert wird. Was 
aber ist mit künftigen Schutzgesetzen, 
die gegen heute noch nicht bekannte 
Techniken und Missstände erlassen 
werden sollten und müssten? 

Der Schluss des dominierenden 
Leitantrages „H001“ lautet: 

„Ohne diese Mindestanforderun¬ 
gen (s.o.) sind die aktuell verhan¬ 
delten Handelsabkommen aus ge¬ 
werkschaftlicher Sicht nicht zustim¬ 


mungsfähig. Der bereits vorliegende 
Vertragstext des CETA-Abkommens 
erfüllt diese Mindestanforderungen 
nicht. Deswegen lehnt ver.di CETA 
ab. ver.di unterstützt die Europäi¬ 
sche Bürgerinitiative „Stopp TTIP 
und CETA 4 und wird gemeinsam mit 
seinen zivilgesellschaftlichen Bünd¬ 
nispartnern die internationalen Han¬ 
delsabkommen weiterhin zum Gegen¬ 
stand gesellschaftlicher Auseinander¬ 
setzungen machen.“ 

Für uns heißt das, dass wir als 
Nächstes in allen Städten die ver.di- 
und DGB-Geschäftsstellen kontak¬ 
tieren, um immer wieder zu fragen, 
wie weit die Mobilisierung für die De¬ 
monstration am 10. Oktober in Berlin 
gediehen ist. Wie viele Busse fahren, 
ob und was es kostet, wo und wann die 
Abfahrtstellen sind. 

Die Praxis zeigt derzeit, dass die 
Aufforderung „... gemeinsam mit den 
Bündnispartnern die internationalen 
Handelsabkommen zum Gegenstand 
gesellschaftlicher Auseinandersetzun¬ 
gen (zu) machen“ noch nicht überall 
bei ver.di/DGB angekommen ist. 

Es ist zu hoffen, dass die Diskus¬ 
sionen über TTIP & Co. auf dem ver. 
di-Kongress die Einsicht in die Not¬ 
wendigkeit, etwas gegen die weitere 
Ausdehnung der Krake Transnationa¬ 
le Konzerne in und über unsere Zivil¬ 
gesellschaft zu tun, stärkt - und so auch 
die Mobilisierung für Berlin in Fahrt 
kommt. 

Und natürlich müssen wir überle¬ 
gen, was wir selbst noch dazu tun kön¬ 
nen. 

Christine Christofsky 


Das vom deutschen Kapital finanzier¬ 
te „Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln e. V.“ (IW) bescheinigt deutschen 
Gewerkschaften in einer neuen Stu¬ 
die zunehmende Aggressivität. Zu 
diesem Zweck haben die IW-Tarif- 
“Experten“ Hagen Lesch und Paula 
Hellmich einen sogenannten „Kon- 
fliktintensitäts-Index“ bemüht. Dazu 
vergaben sie anhand einer siebenstu¬ 
figen Skala Punkte, abhängig von den 
eingesetzten Mitteln in Tarif auseinan- 
dersetzungen. 

Wer auf Verhandlungen ohne Dro¬ 
hungen oder Arbeitskampf setzte ging 
demnach mit null Punkten leer aus. Für 
eine ordentlich beglaubigte Drohung 
wird ein Punkt vergeben, ein Warn¬ 
streik schlägt gleich mit vier Punk¬ 
ten und ein Arbeitskampf mit sieben 
Punkten zu Buche. 

Im laufenden Jahr vergab das IW 
insgesamt 234 Punkte für 14 Tarifausei¬ 
nandersetzungen, wie die „Rheinische 
Post“ berichtet. 

Deutliche Spitzenreiterin ist die 
Vereinte Dienstleitungsgewerkschaft 
(ver.di) mit 146 und damit 62,4 Prozent 
aller Konfliktpunkte. Auf den Plätzen 
folgen die Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL) und die Pi¬ 
lotengewerkschaft Vereinigung Cock¬ 
pit mit je 23 Punkten. Die mitglieder¬ 
stärkste Gewerkschaft IG Metall kam 
beim Konfliktintensitätsindex in die¬ 
sem Jahr bisher nur auf 21 Punkte. 

ver.di punktete vor allem mit dem 
Post-Streik (73 Punkte) sowie dem 
Streik im Sozial- und Erziehungsdienst 
(bisher 40 Punkte). 

„Der Ton war so scharf wie lange 
nicht mehr“, sagte IW-“Experte“ Ha¬ 
gen Lesch. Eskaliert seien die Kon¬ 


flikte nicht bei den üblichen Lohnrun¬ 
den, sondern beim Widerstand gegen 
Ausgründungen, bei Organisations¬ 
konflikten wie zwischen der GDL und 
der Deutschen Bahn oder in „Sonder¬ 
tarifrunden“ wie bei dem Kampf um 
eine Aufwertung der Sozial- und Er¬ 
ziehungsdienste. 

Im Interview mit dem „Deutsch¬ 
landfunk“ äußerte Lesch, dass ver. 
di in der Tarifauseinandersetzung in 
den Sozial- und Erziehungsdiensten 
„eine Forderung erhoben hatte, die 
außerhalb dessen liegt, was in nor¬ 
malen Tarifrunden üblich ist“. Wei¬ 
ter sagte der Normalitäts-Experte 
vom IW: „Das kennen wir eigentlich 
sonst nur von Spartengewerkschaf¬ 
ten, solche Forderungen. Und die 
Gewerkschaft ver.di hat es halt nicht 
geschafft, oder auch sich gar nicht be¬ 
müht, den Mitgliedern den Schlich¬ 
terspruch positiv zu verkaufen.“ Bei 
ver.di-Chef Bsirske sei der Realitäts¬ 
sinn zwar „offenbar ausgeprägter als 
bei den Mitgliedern“. 

Die Gewerkschaftsfunktionäre hät¬ 
ten sich „kompromisswillig oder kom¬ 
promissfähig“ gezeigt, dieser Kompro¬ 
miss sei aber „nicht offensiv in die Mit¬ 
glieder hineingetragen“ worden. „Die 
Mitglieder sind der Führung nicht ge¬ 
folgt und das ist natürlich für die Füh¬ 
rung verheerend, weil das natürlich 
auch zu Diskussionen auf dem Ge¬ 
werkschaftstag führen wird und dann 
auch zu der einen oder anderen Stim¬ 
me, die dann eine Strafstimme sein 
wird, sprich keine“, fabulierte Lesch in 
Hinblick auf eine Wiederwahl Bsirskes 
auf dem ver.di-Bundeskongress. Na¬ 
türlich. 

Imö 
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Dezenter Aufschrei 

Gehobene Kreise treffen Flüchtlinge 



Noch können Flüchtlinge im Freien kampieren. 


Wasserturmfest 2015 

Am 22. August findet auf dem Gelän¬ 
de des Reinhold-Jürgensen-Zentrums 
in Elmshorn, Jahnstraße 2a, das tradi¬ 
tionelle Wasserturmfest der DKP statt. 
Das bunte Fest der Solidarität mit 
Griechenland wird um 15.00 Uhr mit 
einem Kinderfest gestartet. 

Ab 15.30 Uhr findet eine sicher 
spannende Diskussionsrunde statt mit 
dem bekannten Schauspieler, politi¬ 
schen Aktivisten und Griechenland¬ 
kenner Rolf Becker, dem Rechtsanwalt 
Martin Klingner vom Arbeitskreis Dis- 
tomo und dem Vertreter der Solibewe¬ 
gung Kiel, Günther Stahmer. 

Speisen und Getränke sind zu 
volkstümlichen Preisen zu haben: Kaf¬ 
fee und selbstgebackener Kuchen, grie¬ 
chische Grillspezialitäten und Salate, 
griechischer Wein, Bier vom Fass, Ku¬ 
ba-Mixgetränke und selbstverständlich 
Alkoholfreies. Ab zirka 18.00 Uhr wird 
ein Duo griechischer Musiker mit Bou- 
zouki und Keyboard Lieder von Mikis 
Theodorakis und anderen vortragen. 
Abends wird DJ Andre das Zelt zum 
Tanzen bringen, u.a. auch mit Specials 
aus Griechenland. 

Während des Festes gibt es eine mit 
300 attraktiven Gewinnen bestückte 
Tombola. Befreundete Organisationen 
und Initiativen sind eingeladen und 
werden auf dem Platz Infostände gestal¬ 
ten. Wie immer ist der Besuch kosten¬ 
los. Die einzigartige Atmosphäre gibt 
vielfältige Möglichkeiten, sich zu infor¬ 
mieren, zu diskutieren und zu feiern. 

Sommerfest der DKP Duisburg 

Am vergangenen Wochenende nahmen 
rund 50 Personen am 16. Sommerfest 
der DKP Duisburg im Falkenheim in 
Duissern teil. Es kamen Gäste von 
VVN, Linkspartei, Friedensforum und 
der DKP Wesel. Unter den überwie¬ 
gend jüngeren Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern befanden sich viele linke 
türkische und kurdische Freunde. Drei¬ 
viertel der Besucher gehörten nicht der 
DKP an. Sie alle kamen mit den Altvor¬ 
deren unserer Partei sehr gut zurecht. 
Nach seiner Begrüßungsansprache 
überreichte der Kreisvorsitzende der 
DKP Duisburg, Sascha Bartels, vier 
neuen Genossinnen und Genossen ihre 
Mitgliedsbücher. Viele politische Ge¬ 
spräche fanden statt, auch zu kommen¬ 
den Aktivitäten(Antikriegstag, Kalkar, 
Pegida etc.). Am Info tisch auf der grü¬ 
nen Wiese lagen Parteimaterialien aus, 
sowie Buttons fürs Pressefest. Auch ka¬ 
men Spenden für die Partei zusammen. 
Auch die Kultur kam nicht zu kurz: Ali 
spielte auf der Baglama. Kuchen, Sala¬ 
te, und Grillspezialitäten fanden gro¬ 
ßen Zuspruch. Vor allem herrschte 
große Zufriedenheit über das freund¬ 
schaftliche Miteinander. Beim Abbau 
im Regen zeigten die Teilnehmer gro¬ 
ße Hilfsbereitschaft. „Wir waren sel¬ 
ber über den guten Besuch überrascht, 
auch die Gäste waren von der solidari¬ 
schen Atmosphäre begeistert. Ein guter 
Start in den arbeitsreichen, kämpferi¬ 
schen Herbst“, lautet die Einschätzung 
des Kreisvorsitzenden. Mit den Roten 
kann man gut im Grünen feiern. 

Willi Hendricks, Duisburg 

Türken spitzeln in Deutschland 

„Die Aktivitäten des türkischen Ge¬ 
heimdienstes sind eine Gefahr für hier 
im Ausland lebende Exil-Oppositionelle. 
Denn dieser Geheimdienst scheint selbst 
vor Morden an Kritikern des türkischen 
Präsidenten Erdogan nicht zurückzu¬ 
schrecken. So geht selbst die ermittelnde 
Staatsanwaltschaft im Falle der Ermor¬ 
dung von drei kurdischen Politikerinnen 
im Januar 2013 in Paris inzwischen von 
einer Verwicklung des türkischen Ge¬ 
heimdienstes in diese Bluttat aus“, er¬ 
klärt die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, zur 
Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage „Aktivitäten des türki¬ 
schen Geheimdienstes in Deutschland“ 
(Drs. 18/5646). Die Abgeordnete weiter: 

„Dass ab September drei mutmaßli¬ 
che türkische Spione, die unter anderem 
von in der Türkei verfolgten Bevölke¬ 
rungsgruppen wie Aleviten und Kurden 
in Deutschland bespitzelt haben sollen, 
in Koblenz vor Gericht stehen, ist ein 
richtiger Schritt. Konsequent wäre aber 
eine Aufkündigung der weiterhin beste¬ 
henden engen Zusammenarbeit... 


G ibt der Internet-Nutzer den Such¬ 
begriff „Hubbelrath“ ein, er¬ 
scheint an vorderer Stelle „Will¬ 
kommen im Golf Club Hubbelrath Düs¬ 
seldorf“ In der Tat ist Hubbelrath eine 
der ersten Adressen. Wer hier wohnen 
will, braucht ein dickes Portemonnaie. 
„immowelt.de“ bietet dort als Einzel¬ 
grundstück „Ihre neue VIP-Adresse“ an: 
1 950 000 Euro für 2 100 qm. Das ent¬ 
spräche einem Quadratmeterpreis von 
knapp mehr als 900 Euro. Nicht weit ent¬ 
fernt liegt die Bergische Kaserne. 

Die Bundeswehr hatte nach vielen 
Verzögerungen erneut angekündigt, 
dass sie diese Kaserne bis zum dritten 
Quartal 2017 räumen werde. Geplant 
sind auf dem Gelände 3 000 Wohnun¬ 
gen. Baubeginn: 2020. Angeregt wurde 
„gehobene Bebauung“. Sozialer Woh¬ 
nungsbau wäre in dieser Nachbarschaft 
wohl eine Zumutung gewesen. 

Statt aber die Fläche einer lukrati¬ 
ven Vermarktung zuzuführen, drohte 
Anfang dieses Jahres plötzlich, dass zu¬ 
mindest in einem Teil des Areals eine 
Erstaufnahmeeinrichtung für Flücht¬ 
linge und Asylbewerber etabliert wer¬ 
den könnte. Es gab einen dezenten 
Aufschrei aus besserverdienenden 
Kreisen. Flüchtlinge und Asylbewer¬ 
ber sind kein Umfeld für eine gehobe¬ 
ne Bebauung. Zudem drohte sich der 
Baubeginn zu verschieben. Zur Not bis 
zum Sankt-Nimmerleins-Tag. 

Noch Anfang Februar war bei ei¬ 
ner Ortsbegehung festgestellt worden: 
„Bergische Kaserne ist für die Erstauf¬ 
nahme geeignet“ (Westdeutsche Zei¬ 
tung). Die DKP teilte diese Auffassung 
nicht, denn ein pauschaler Hinweis des 
Wehrbeauftragten ließ vermuten, dass 
die Gebäude in einem schlechten Zu¬ 
stand sind. In der Tat: Es fehlte die Ver¬ 
sorgung mit Strom, Wasser und Heizung. 
Genau dieser unhaltbare Zustand war 
im August noch nicht behoben. Vorge¬ 
sehen waren rund 600 Aufnahmeplätze. 

Es gab aber offensichtlich die Chan¬ 
ce, die Kaserne einer Nutzung als Erst¬ 
aufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge 
zu entziehen, denn es musste geklärt, 
wer denn die Sanierungsarbeiten zah¬ 
len sollte. In Frage kamen 

★ die Bundeswehr, obwohl sie die 
Kasernen nicht mehr benötigt. 

★ die Bundesanstalt für Immobili¬ 
enaufgaben, die die Kaserne abstoßen 
und optimal vermarkten möchte. 

★ das Land NRW als Träger der 
Ersteinrichtung. 

★ die Stadt Düsseldorf, falls die Ka¬ 
serne nicht als Ersteinrichtung, sondern 


Als Mitglied des Deutschen Bundesta¬ 
ges lebt es sich vortrefflich: Jedem Abge¬ 
ordneten wurde seine monatliche „Ent¬ 
schädigung“ Anfang des Jahres auf über 
9 000 Euro im Monat erhöht. Viele von 
ihnen finden auch noch ausreichend Zeit, 
einem Nebenjob nachzugehen. Dass die¬ 
ser lukrativer sein können als die Wahr¬ 
nehmung des Mandats, hat kürzlich ab- 
geordnetenwatch.de festgestellt. 

Nur 91 Parlamentarier widmen sich 
demnach komplett ihrer Arbeit im Bun¬ 
destag oder im Wahlkreis; sie geben je¬ 
denfalls keine Nebentätigkeiten an. 156 
gehen dagegen einem Nebenjob nach 
und lassen sich ihn vergüten. Doch wie 
hoch diese tatsächlich liegt, lässt sich 
nicht mit Sicherheit sagen. Seit Beginn 
der Legislaturperiode haben die Ab¬ 
geordneten mindestens 11,6 Millionen 
Euro nebenbei kassiert. Die Summe 
könnte aber auch bei bis zu 21,4 Milli¬ 
onen Euro liegen. 

Dass es diesen Graubereich gibt, 
liegt daran, dass die Parlamentarier nicht 
die kompletten Einkünfte angeben müs¬ 
sen. Nach dem Abgeordnetengesetz und 
den Verhaltensregeln für Abgeordnete 
müssen Nebentätigkeiten angezeigt wer¬ 
den, wenn sie mit mehr als 1 000 Euro im 
Monat oder 10 000 Euro im Jahr vergü- 


für die „normale“ Unterbringung von 
Asylbewerbern genutzt werden sollte. 

Das Gesetz über die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben (BlmAG) de¬ 
finiert als Aufgabe der Behörde unter 
anderem das Ziel, „nicht betriebsnot¬ 
wendiges Vermögen wirtschaftlich zu 
veräußern.“ Die Rechtsaufsicht liegt 
bei Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble. 

Die Sanierung und Absicherung 
des 23,8 Hektar großen Geländes wür¬ 
de mehrere Millionen Euro kosten. 
Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
des Landes NRW spricht für die Sa¬ 
nierung von Kosten zwischen 30 und 
35 Millionen Euro. Die Düsseldorfer 
Stadtverwaltung nannte die von der 
Bundeswehr genannten Kosten für die 
Herrichtung der Gebäude „aberwitzig“. 
Bereits 2012 hatte es die Bundeswehr 
abgelehnt, die Gebäude frühzeitig ab¬ 
zugeben. 

Sollte aber die Zusage eingehal¬ 
ten werden, dass das Areal nach dem 
Abzug der Bundeswehr, also im Jahr 
2017, der Immobilienwirtschaft zur Ver¬ 
fügung gestellt werde, dürfte sich der 
zwischenzeitliche Umbau kaum loh¬ 
nen. Profitorientierte wirtschaftliche 
Interessen hätten damit auch an dieser 
Stelle Vorrang vor humanitären Ziel¬ 
vorstellungen - falls die Registrierung 
von Asylbewerbern bei der Erstauf¬ 
nahme als humanitärer Akt verstanden 
werden sollte. Die 238 000 qm bringen 
nach der aktuellen Grundstückspreis- 


tet werden. Die Einkünfte werden dann 
einer von zehn Stufen zugeordnet. So 
wird beispielsweise der Job des CDU- 
Abgeordneten Rudolf Henke, Präsident 
der Ärztekammer Nordrhein, der Stufe 
drei zugerechnet: Er könnte 7 000 Euro 
im Monat nebenbei verdienen, aber 
möglich wären auch 15 000 Euro. 

Abgeordnetenwatch.de geht davon 
aus, dass die Schlupflöcher noch viel 
größer sind und die Höhe der Neben¬ 
einkünfte deutlich höher liegen als die 
errechneten 21,4 Millionen Euro. Denn 
bestimmte Einkünfte müssen die Parla¬ 
mentarier überhaupt nicht melden. So 
brauchten Rechtsanwälte ihre Honora¬ 
re unter bestimmten Bedingungen gar 
nicht angeben, und Gewinne aus Unter¬ 
nehmensbeteiligungen eines Abgeord¬ 
neten tauchen nirgends auf. 16 Abge¬ 
ordnete weisen ein Nebeneinkommen 
von mindestens 150 000 Euro aus, und 
13 von ihnen gehören der CDU/CSU- 
Fraktion an. Mit Abstand die höchsten 
Einnahmen verzeichnet der CSU-Poli- 
tiker Philipp Graf Lerchenfeld. Rund 
1,15 Millionen Euro hat er nebenbei 
verdient; es könnten aber auch über 
1,6 Millionen Euro gewesen sein. 

Lerchenfeld gab sich bewusst be¬ 
scheiden: In einem Interview mit der 


Übersicht folgende Quadratmeter¬ 
preise: 524,03 Euro/qm bei Grundstü¬ 
cken zwischen 600 und 1200 qm oder 
743,00 Euro/qm, wenn das Grundstück 
1200 qm und größer ist. 

Diskutiert wird nun alternativ eine 
„Billiglösung“. 1 000 Aufnahmeplätze 
sollen in Zelten entstehen, die auf dem 
Sportplatz der Kaserne, auf einem an¬ 
grenzender Parkplatz und einer land¬ 
wirtschaftlichen Fläche errichtet wer¬ 
den können. Von den CDU- und SPD- 
Bundestagsabgeordneten wird die 
geplante Zeltstadt begrüßt. Mit dieser 
Lösung wird das direkte Gelände der 
Kasernengebäude nicht durch Asylbe¬ 
werber belastet und könnte für die Ver¬ 
marktung gesichert sein. 

Andererseits werden die Asylbe¬ 
werber in diesen Zelten Wind und Wet¬ 
ter ausgesetzt. Die aktuelle Temperatur 
dürfte in Düsseldorf bei etwa 21,4 °C 
liegen. Ob das für alle 1 000 „Camper“ 
angesichts wechselnder Niederschlags¬ 
mengen angenehm ist, bleibt fraglich. 
Zudem werden im Winter andere Wer¬ 
te erwartet: Im Januar lag die monatli¬ 
che Durchschnittstemperatur bei 3,7 °C. 
Es regnete (oder schneite) 80,4 Liter 
auf den Quadratmeter. Und die Son¬ 
ne schien 38,5 Stunden im Monat, also 
etwa anderthalb Stunden pro Tag. Iro¬ 
nischer Kommentar bei einer Ortsbege¬ 
hung: Über die Windverhältnisse kön¬ 
nen sich die Zeltbewohner, die topo¬ 
grafisch in einer „Top-Lage“ wohnen, 
bei den benachbarten Golfclubs Hub- 


Bild-Zeitung Anfang August meinte er, 
diese riesigen Summen kämen nur da¬ 
durch zustande, dass seine Einkünfte 
aus der Landwirtschaft stammten. „Die 
Kosten werden nicht berücksichtigt“ 
und nur der Umsatz, nicht aber der Ge¬ 
winn angegeben. Außerdem, so Guts¬ 
und Großgrundbesitzer Lerchenfeld: 
Es sei doch nur ein „Familienbetrieb“, 
den er nunmehr in der 21. Generation 
bewirtschafte. 

Ein anderer Spross einer Adelsfa¬ 
milie ist der CDU-Abgeordnete Hans- 
Georg von der Marwitz. Mit einem 
geschätzten Nebeneinkommen von 
587 000 Euro nimmt er Platz 5 in der 
Rangliste ein. 1990, gleich als sich die 
erstbeste Gelegenheit bot, kehrte er ins 
brandenburgische Vierlinden-Frieders- 
dorf zurück. Dort hatte seine Familie 
bis 1945 einen ihrer „Stammsitze“. Dort 
kaufte und pachtete er sich eine Fläche 
von 900 Hektar zusammen. Marwitz 
baute dort beispielsweise die Frieders- 
dorfer Landwirtschaft GmbH und die 
Dorfgut Friedersdorf GmbH & Co KG 
auf. Die erste Firma betreibt eine Bio¬ 
gasanlage und erbringt landwirtschaft¬ 
liche Dienstleistungen. Die zweite ist 
ein Regionalladen mit Restaurant. Ein¬ 
künfte aus dem Betrieb dieser Unter- 


belrath oder dem japanischen Kosai- 
do Golf-Club International Düsseldorf 
nach den täglich neuen Vorhersagen 
erkundigen. Bisweilen kann es windig 
sein auf den Hubbelrather Höhen. Da 
die Innenminister händeringend nach 
Abschreckungsszenarien für die Asyl¬ 
bewerber suchen, könnten sie letztend¬ 
lich noch auf das Wetter verweisen. 

Die in der Nazi-Zeit gebaute Bergi¬ 
sche Kaserne ist im Streit hinsichtlich 
der profitorientierten Verwertung oder 
der Nutzung für Asylbewerber kein 
Einzelfall. Ministerin Ursula von der 
Leyen bietet 7 290 Plätze in Kasernen 
und in 141 Bundeswehr-Zelten (mit 
Holzfußboden) an. In Bayern drohen 
einzelne Kommunalpolitiker in ihrer 
Not mit der Enteignung von bundesei¬ 
genen Gebäuden. In Brandenburg ver¬ 
urteilen Spitzenpolitiker von CDU und 
AfD umgekehrt die mögliche Nutzung 
der Lausitz-Kaserne. 

Die Gewerkschaft IG Bauen-Ag- 
rar-Umwelt fordert den schnellen Bau 
neuer Flüchtlingsunterkünfte im Stan¬ 
dard des sozialen Wohnungsbaus. Die 
Gerresheimer DKP schließt sich die¬ 
ser Forderung an, da sie die vielfach 
geplante Kasernierung der Flüchtlin¬ 
ge wenigstens zu einem Teil aufheben 
könnte. In einem Brief der DKP Ger¬ 
resheim wurde der Düsseldorfer Ober¬ 
bürgermeister Thomas Geisel (SPD) 
aufgefordert, das Kasernengelände zu 
kaufen und für bezahlbare Wohnungen 
vorzuhalten. Uwe Koopmann 


nehmen weist er allerdings gegenüber 
dem Bundestag nicht aus. 

Das SPD-Mitglied, das am meisten 
nebenher verdient, ist der ehemalige Fi¬ 
nanzminister Peer Steinbrück. Mit Vor¬ 
trägen, Buchverkäufen und Aufsichts¬ 
ratsposten hat er es in der Rangliste 
allerdings „nur“ auf Platz 12 geschafft. 
Zwischen 189 000 und 323 000 Euro 
hat er neben seinem Abgeordnetenge¬ 
halt eingenommen. 

Abgeordnetenwatch.de hat nun die 
Petition „Verschleierung von Neben¬ 
einkünften stoppen!“ gestartet. Da¬ 
mit wollen die Initiatoren erreichen, 
dass ein striktes Transparenzgesetz 
beschlossen wird: Alle Nebeneinkünf¬ 
te „vom ersten Euro bis zum letzten 
Cent“ sollen so aufgedeckt sowie alle 
Geldgeber namentlich genannt werden. 
Nur so würden sich alle finanziellen 
Abhängigkeiten und mögliche Inter¬ 
essenkonflikte offenlegen und kritisch 
hinterfragen lassen. Derartige Regeln 
würden beispielsweise schon in Groß¬ 
britannien gelten: Dort müssen Abge¬ 
ordnete nicht nur die konkrete Höhe 
sämtlicher Einkünfte veröffentlichen 
sondern auch den zeitlichen Aufwand, 
den sie für Nebentätigkeiten betreiben. 

Bernd Müller 


Viel Geld nebenher verdient 

Zahlreiche Abgeordnete des Bundestags haben lukrative Nebenjobs 
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Vermietung ist die effektivste Zuhälterei 

Zur Auseinandersetzung über Sexarbeit 


UZ : Aktuell kommt es verstärkt zu Aus¬ 
einandersetzungen über den Umgang 
mit Sexarbeiterinnen und Sexarbeitern 
in Deutschland. Auch durch die politi¬ 
sche Linke gehen in dieser Frage tiefe 
Risse. Wie ist Ihre Position? 

Frank Laubenburg: Ich freue mich über 
alle Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, 
die sich organisieren und für ihre Rechte 
kämpfen, also für eine weitere Entkrimi- 
nalisierung und für eine bessere soziale 
Absicherung von Menschen, die der Pro¬ 
stitution nachgehen. Die politische Lin¬ 
ke muss diese Prozesse unterstützen und 
mit den Betroffenen gemeinsam kämp¬ 
fen. Sperrgebiete - in Dortmund zum 
Beispiel ist mittlerweile die ganze Stadt 
ein Sperrgebiet - treiben Prostituierte in 
die Illegalität mit negativen Folgen wie 
dem Vorenthalten des Honorars, Verge¬ 
waltigungen und körperlicher Gewalt. 
Gerade kommunale Mandatsträgerin¬ 
nen sollten sich daher für eine Abschaf¬ 
fung der Sperrgebiete einsetzen. Derzeit 
wird in Teilen der Linken leider sogar 
das Gegenteil propagiert. Die Organi¬ 
sationen Betroffener werden als „Pros- 
titutions- und Zuhälterlobby“ diffamiert, 
vereinzelt wird mit kruden Argumenta¬ 
tionen sogar ein „Sexkaufverbot“ gefor¬ 
dert. In Schweden gibt es das sogar be¬ 
reits. Die Prostituierten dort zahlen nun 
horrende „Mieten“ für die Wohnungen, 
in denen sie arbeiten. Vermietung ist die 
effektivste Zuhälterei. Aus dem Straßen¬ 
bild ist Prostitution in Schweden hinge¬ 
gen weitgehend verschwunden, was als 
„Erfolg“ ausgegeben wird. Politisch ist 
das so, als würde man ein „Bettelverbot“ 
zur Armutsbekämpfung fordern und im 
Anschluss resümieren, dass die Armut 
weg sei, weil es ja kaum noch Bettler auf 
der Straße gäbe. 

UZ: Warum werden die Debatten derart 
aggressiv geführt? 

Frank Laubenburg: Weil über Sexarbeit 
nicht politisch, sondern moralisch dis¬ 
kutiert wird. Frauen, die sich für Geld 
prostituieren, gelten als Verräterinnen, 
die patriarchale Strukturen stützen. Ih¬ 
nen wird jedes Recht auf Selbstbestim¬ 
mung abgesprochen. Dass Sexualität in 


der kapitalistischen Gesellschaft ver¬ 
dinglicht ist, wird nicht unter der Frage, 
wie diese gesellschaftlichen Verhältnis¬ 
se umzuwerfen sind, diskutiert, sondern 
denjenigen zum Vorwurf gemacht, die 
der Sexarbeit nachgehen oder sie nach- 
fragen. Und Prostitution ist na¬ 
türlich auch Projektionsfläche: 

Wie oft, wann, warum hat man 
selbst Sex eingesetzt, um damit 
etwas zu erreichen? Dass wir 
alle uns nicht frei machen kön¬ 
nen von der Verdinglichung 
auch unserer eigenen Sexua¬ 
lität, kann ja aber kein Argu¬ 
ment gegen Sexarbeit sein. 

UZ: Woher nehmen Perso¬ 
nenkreise, die sich selbst zur 
politischen Linken rechnen, 
eigentlich das Recht, oftmals 
derart selbstgefällig und vor 
allem über die Köpfe der Sex¬ 
arbeiterinnen und Sexarbeiter 
hinweg über deren Tätigkeit zu 
urteilen? 

Frank Laubenburg: Sie halten 
sich eben für moralisch über¬ 
legen. Das zeigt sich daran, 
dass gerade die Organisatio¬ 
nen von Frauen, die der Sex¬ 
arbeit nachgehen, angefeindet 
werden. Dabei gäbe es ja For¬ 
derungen, bei denen man an 
einem Strang ziehen könnte: 

Wenn wir endlich eine weitrei¬ 
chende medizinisch kontrol¬ 
lierte Abgabe sogenannter harter Dro¬ 
gen hätten, wäre die Beschaffungspro¬ 
stitution in diesem Bereich erledigt. 
Dort herrschen wirklich schlimme Ar¬ 
beitsbedingungen. Das wird von den 
Prostitutiertenbekämpferinnen aber 
gar nicht thematisiert. Ihnen - 


UZ: Man könnte es sich auch einfach 
machen: Auch in der DDR oder auf 
Kuba gab und gibt es Prostitution. So¬ 
mitfindet die Vermarktung des eigenen 
Körpers doch wohl auch im Sozialismus 
statt, oder? 



der Prostitution im Sozialismus grund¬ 
sätzlich verhalten wird, wird von meh¬ 
reren Fragen abhängen. Die Überwin¬ 
dung der bestehenden Ehe- und Fami¬ 
lienverhältnisse, die Emanzipation der 
Frau und die Aufhebung entfremdeter 
Arbeit verändern ja auch das 
Sexuelle vollkommen. Die 
Freie Liebe ist doch eine wich¬ 
tige Triebfeder für den Kampf 
um den Sozialismus, oder? Ich 
gehe davon aus, dass sich damit 
auch der Charakter von Sexar¬ 
beit ändern wird, aber ich glau¬ 
be nicht, dass es sie nicht mehr 
geben wird. Ein anderer Grund 
für die Ächtung von Sexarbeit 
auch in linken Kreisen war ja 
lange Zeit das Festhalten an 
einem klassischen Arbeitsbe¬ 
griff, der sehr eng mit der Wa¬ 
renproduktion verbunden war. 
Da konnte Prostitution keine 
Arbeit sein. Der Arbeitsbegriff 
hat sich in den letzten Jahren 
schon stark verändert, zuletzt 
durch die Debatten um die 
Aufwertung von Pflege- und 
Erziehungsberufen. 


Frank Laubenburg (48) gehörte in den 1980er Jahren der 
DeLSI (Demokratische Lesben- und Schwuleninitiative) 
an, ist seitdem in der Schwulenbewegung aktiv und 
derzeit Sprecher der LAG Oueer bei der nordrhein¬ 
westfälischen Linkspartei. Von 1999 bis 2014 gehörte er 
dem Düsseldorfer Stadtrat und dem dortigen Gesund- 
heits- und Sozialausschuss an. 


Frank Laubenburg: Bis Ende der 
1960er Jahre war Prostitution in der 
DDR legal und nur in der Nähe von 
Kirchen und Einrichtungen für Kinder 
untersagt, danach wurde sie verboten, 
weil sie dem sozialistischen Frauen¬ 


geht es um die Ächtung der „ Über Sexarbeit wird nicht politisch, sondern 


Sexarbeiterinnen und -arbei- 

ter. Diese Ächtung hat schon _ 

Friedrich Engels analysiert und be¬ 
kämpft. Prostituierte, so Engels, wür¬ 
den „geächtet und ausgestoßen, um so 
nochmals die unbedingte Herrschaft 
der Männer über das weibliche Ge¬ 
schlecht als gesellschaftliches Grund¬ 
gesetz zu proklamieren“. 


moralisch diskutiert“ 


bild nicht entspräche, aber real wurde 
sie geduldet und im Bereich der Nach¬ 
richtengewinnung auch bewusst einge¬ 
setzt. Sowohl in der DDR als auch auf 
Kuba spielten bzw. spielen Devisenfra¬ 
gen im Zusammenhang mit Prostituti¬ 
on eine wichtige Rolle. Wie es sich mit 


UZ: Vor allem selbst ernannte 
Feministinnen wie die Emma- 
Herausgeberin Alice Schwarzer 
gehören zu den entschiedens¬ 
ten Gegnerinnen von Prostituti¬ 
on. So wird behauptet, niemand 
böte seinen Körper freiwillig an. 
Aber kauft man tatsächlich ei¬ 
nen Körper, oder nicht doch eher eine 
Dienstleistung? 

Frank Laubenburg: Jeder Mensch, der 
schon einmal Sex hatte, dürfte danach 
gemerkt haben, dass er noch einen Kör- 

- per hat. Den kann man nicht 

verschenken und auch nicht 
verkaufen. Das ist ein Am- 
_ menmärchen. Die Formulie¬ 
rung vom „Frauenkauf“ dient der Dis¬ 
kreditierung von Prostituierten. Da die 
sich, so die menschenverachtende Lo¬ 
gik, ohnehin ja schon verkauft hätten, 
müsse man sie auch nicht mehr ernst 
nehmen, nicht mehr schützen, nicht für 
ihre Rechte kämpfen. 


UZ: Die Bundesregierung will Prostitu¬ 
ierte künftig deutlich schlechter stellen. 
Was plant die Große Koalition? 

Frank Laubenburg: Im Rahmen ei¬ 
nes „Schutzgesetzes“ soll eine Regis¬ 
trierung von Prostituierten eingeführt 
werden, dazu Pflichtberatungen in Ge¬ 
sundheitsämtern. Das alles sehr repres¬ 
siv. Zuletzt gab es Registrierungen zwi¬ 
schen 1939 und 1945. Konkret müsste 
sich eine in Düsseldorf registrierte Pro¬ 
stituierte, die einen Kunden in Neuss 
besuchen will, vor dem Termin auch in 
Neuss registrieren lassen, danach viel¬ 
leicht in Duisburg usw. Auch die Rolle 
der Gesundheitsämter wird verändert: 
bisher wurden freiwillige Angebote für 
Prostituierte gut wahrgenommen. Nun 
wird es aber statt freiwilliger Angebo¬ 
te Pflichttermine geben, die Gesund¬ 
heitsämter werden damit wieder - wie 
vor 2002 - zu Kontrollbehörden um¬ 
funktioniert. Wer vertraut sich denn 
der Behörde an, die ihn kontrolliert? 
Es fallen also Hilfsangebote weg. Zu¬ 
dem soll eine Kondompflicht für Pros¬ 
tituierte eingeführt werden. Die kann 
natürlich letztlich nicht kontrolliert 
werden, macht Prostituierte aber er¬ 
pressbar. Hinzu kommen strengere 
Vorschriften für Prostitutionsstätten. 
Perfide daran: nicht nur Bordelle, son¬ 
dern auch Wohnungen, in denen Män¬ 
ner und Frauen selbstständig arbeiten, 
bekommen Auflagen, die sie - anders 
als Bordelle - gar nicht erfüllen kön¬ 
nen. Absehbar ist, dass viele sich ein¬ 
fach nicht als Prostituierte anmelden 
werden und dann kriminalisiert wer¬ 
den können. 

Die Deutsche AIDS-Hilfe e. V. und 
andere Gesundheitsorganisationen 
haben sich sehr entschieden gegen die 
geplante Kondompflicht gewandt und 
seit einiger Zeit gibt es neben vielen 
örtlichen Selbstorganisationen auch 
den Berufsverband erotische und se¬ 
xuelle Dienstleistungen e.V. Notwen¬ 
dig ist, diese Organisationen in ihrem 
Kampf zu unterstützen, vor allem 
durch Aufklärung und durch die klare 
Botschaft, an der Seite der Prostituier¬ 
ten zu stehen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kennung: MH11555 

Schloss mit braunem Spuk zu verkaufen 


„Werden Sie Schlossherr eines ehema¬ 
ligen Rittergutes“ bewirbt die Firma 
Kienzle Immobilien den Verkauf des 
Objekts „Kennung: MH11555“. Dahin¬ 
ter verbirgt sich das um 1600 erbaute 
Wasserschloss Trebnitz in der Nähe 
von Bernburg/Saale (Sachsen-Anhalt). 
Kostenpunkt: 85 000 Euro. Damit ist 
das „königlich wirkende Kaufobjekt“ 
mit zirka7 000 qm großem Grundstück 
und 873 qm Wohnfläche ein echtes 
Schnäppchen. 

Potentielle Kaufinteressierte er¬ 
fahren, dass „Kennung: MH11555“ zu 
„DDR-Zeiten“ der LPG-Hof „Schloss 
Trebnitz“ gewesen sei, der ab 1958 als 
Alten- und Pflegeheim genutzt wur¬ 
de. Ferner wird auf die Erfassung ge¬ 
mäß Denkmalschutzgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt hingewiesen. Außer¬ 
dem ist auf der Webseite zu lesen, dass 
„eine durchgreifende Sanierung erfor¬ 
derlich“ sei. 

Verschwiegen wird allerdings, dass 
das Gut sich derzeit im Besitz von zwei 
bekannten Neonazis befindet: dem 
einschlägig vorbestraften Hamburger 
Thomas Steiner (Szene-Name, richtig 
Thomas Wulff), der mit seiner Familie 
in einem Gutshaus in Mecklenburg- 
Vorpommern lebt, und Axel Schunk 
aus Stockstadt am Main (Bayern). Die 
beiden hatten das Anwesen 2010 für 
80 000 Euro ersteigert. 

Die Rede ist von jenem Thomas 
Steiner, der schon im Sommer 1978 
als Neonazi Furore machte, als er u.a. 
mit dem 1991 verstorbenen Micha¬ 
el Kühnen mit Eselsmaske und selbst 



Neo-Nazi Thomas „Steiner“ Wulff 
möchte Ex-Schlossherr werden. 

gemalten Pappschildern mit der Auf¬ 
schrift „Ich Esel glaube immer noch, 
dass in deutschen KZ’s Juden vergast 
wurden“ durch den Hamburger Stadt¬ 
teil Bergedorf marschierte. Jener Tho¬ 
mas Steiner, dessen jüngerer Bruder 
1985 an der Ermordung des türkisch¬ 
stämmigen Ramazan Avci in 
Hamburg beteiligt war, und 
dafür rechtskräftig verurteilt 
wurde. Jener Thomas Steiner, 
der selbst der NPD zu rechts 
ist, weshalb sie ein - bislang jedoch 
gescheitertes - Partei-Ausschlussver¬ 
fahren gegen ihn angestrengt hat. Je¬ 
ner Thomas Steiner, der offensichtlich 
Gefallen an dem Duo „die Bandbreite“ 
aus Duisburg findet, und Rapper Woj- 
na (was übersetzt übrigens „Krieg“ 
heißt) schon mal persönlich eine CD 
abkauft. 


Bei seinem Rechtsstreit mit der 
NPD ließ Wulff sich von dem Juristen 
Wolfram Nahrath vertreten. Dieser ist 
wie Wulff Zögling des 2009 verstorbe¬ 
nen Hamburger Nazi-Anwalts Jürgen 
Rieger (ebenfalls NPD-Mitglied), und 
war - wiederum ebenso wie Wulff - 
Mitglied der Wiking Jugend (WJ). Auch 
Wulffs Kontrahent in dem Rechtsstreit 
mit der NPD, der damalige Vorsitzen¬ 
de Udo Pastors, war einst Mitglied der 
WJ. Diese zählte zum Zeitpunkt ihres 
Verbots 1994 etwa 400 bis 500 Mitglie¬ 
der und galt als größte neonazistische 
Jugendorganisation. 

Zu den Mitgliedern der WJ gehörte 
auch Gundolf Köhler, dem das Okto- 
berfest-Attentat zur Last gelegt wird. 
Dieser wiederum stand in Kontakt mit 
Karl-Heinz Hoffmann und nahm an 
zwei Übungen von dessen berühmt¬ 
berüchtigter 1980 verbotener Wehr¬ 
sportgruppe teil. Aufgrund der zähen 
Recherchearbeit des Journalisten Ul¬ 
rich Chaussy ist unterdessen die The¬ 


orie von Köhler als verwirrtem Einzel¬ 
täter nicht mehr haltbar. 

Die WJ war strikt nach einem hier¬ 
archischen Prinzip mit 14 „Führern“ 
aufgebaut. Einer davon, der „Bundes¬ 
fahrtenführer“, war Axel Schunk. Wie 
viele ehemalige WJ-Mitglieder setzte 
Schunk seine politische Tätigkeit nach 
dem Verbot der WJ bei der NPD fort, 


und war bis 1998 Mitglied im Landes¬ 
vorstand Bayern. 

Nach dem Tod von Rieger über¬ 
nahm er den Vorsitz der „Artgemein¬ 
schaft - Germanische Glaubens-Ge¬ 
meinschaft wesensgemäßer Lebens¬ 
gestaltung“. Dabei handelt es sich um 
eine völkische Sekte, die ursprünglich 
1951 vom ehemaligen SS-Mitglied Wil¬ 
helm Kusserow gegründet wurde, und 
deren Mitglieder aufgrund ihrer äuße¬ 
ren so zünftig wie zugeknöpften Er¬ 
scheinung auffallen: strikt gescheitel¬ 
tes Haar für die Männer und gefloch¬ 
tene Zöpfe und lange Röcke für die 
Frauen. Vermutlich ist das der Grund, 
warum sie ihre Treffen in aller Stille 
abhalten, u.a. das alljährliche Julfest 
im Ausflugs- und Ferienhotel „Zum 
Hufhaus“ in Ilfeld in der Nähe von 
Nordhausen (Thüringen). Das Hotel 
liegt versteckt im Wald, am Ende ei¬ 
ner Privatstraße, die vom Navi nicht 
erkannt wird. 

Die „Artgemeinschaft“ gilt seit Jah¬ 
ren als wichtige Kaderschmie¬ 
de und Hintergrund-Orga¬ 
nisation der braunen Szene. 
Gegründet als völkisch-heid¬ 
nische Sammlungsbewegung 
sind das von Kusserow mitverfass¬ 
te „Artbekenntnis“ und ein „Sitten¬ 
gesetz“ noch heute die ideologischen 
Grundpfeiler. Laut Rieger handelt es 
sich bei der „Artgemeinschaft“ um ei¬ 
nen „Kampfverband“. Trotzdem gilt sie 
mit geschätzt 100 Mitgliedern bundes¬ 
weit als elitär. In den erlauchten Zirkel 
gerät niemand einfach so. 


1997, als die „Artgemeinschaft“ sich 
noch im „Heideheim“ in der Lünebur¬ 
ger Heide traf, nahm Beate Zschäpe 
an einer sogenannten Hetendorfer 
Tagungswoche teil. Andre Emminger, 
wie Zschäpe Angeklagter im Münch¬ 
ner NSU-Prozess, nahm gemeinsam 
mit seiner ebenfalls beschuldigten 
Ehefrau mindestens 2003 und 2004 an 
Zusammenkünften in Ilfeld teil. 2005 
weilte der wegen seiner rechten Attitü¬ 
den jüngst in die Schlagzeilen geratene 
Mindener Waldorf-Lehrer Wolf-Dieter 
Schröppe samt seiner Familie als Gast 
der „Artgemeinschaft“ in Thüringen. 

Bereits 2001 sollte aus Schloss Treb¬ 
nitz ein „nationales Schulungszentrum“ 
werden. Für damals nur 100 000 DM hat¬ 
te der Berliner NPD-Funktionär Uwe 
Meenen es im Auftrag von Rolf Hanno 
ersteigert. Der Altnazi lebt in Marbel- 
la, stammt aber ursprünglich aus Ham¬ 
burg, gehört seit 50 Jahren dem dorti¬ 
gen Landesverband der NPD an, und ist 
wichtiger Finanzier der Nazipartei. Als 
Betreiber des Zentrums wurde seiner¬ 
zeit der Harzer Neonazi Steffen Hupka 
eingesetzt. Doch Investor und Betreiber 
zerstritten sich, die hochtrabenden Plä¬ 
ne konnten nicht umgesetzt werden, und 
das Schloss verfiel zusehends. 

Schon bei der Versteigerung 2010 
war die Rede von ca. 2 Mio. Euro, die 
in die „durchgreifende Sanierung“ in¬ 
vestiert werden müssten. Offensichtlich 
brauchten Wulff und Schunk fünf Jah¬ 
re, um zu realisieren, dass diese Summe 
ihre finanziellen Möglichkeiten über¬ 
steigt. Birgit Gärtner 


Neonazis wollen ihr 2010 ersteigertes marodes 
Wasserschloss in Sachsen-Anhalt wieder los werden. 
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Rassisten wollen Renzi stürzen 

Italien: Lega Nord hetzt gegen Flüchtlinge 



Viel Aufmerksamkeit für rassistische Hetze - Parteichef Matteo Salvini bei einer Demonstration der Lega Nord. 


Keim der Spaltung 

Am vergangenen Freitag stimmten 43 
Syriza-Abgeordnete gegen das neue, 
von der Regierung Tsipras ausgehan¬ 
delte Memorandum. Schon am Tag zu¬ 
vor hatten 13 Abgeordnete des linken 
Flügels von Syriza zur Bildung einer 
„breiten Bewegung“ im ganzen Land 
aufgerufen, um der Sparpolitik ein 
Ende zu setzen. Griechische Medien 
werteten dies als „Keim“ für die Spal¬ 
tung der Partei und für die Gründung 
einer neuen linken Partei. Als Wort¬ 
führer der 13 Abgeordneten gilt Ex- 
Energieminister Panagiotis Lafazanis. 
In ganz Griechenland sollten Grup¬ 
pen gebildet werden mit dem Ziel, die 
Sparpolitik „umzustürzen“, hieß es in 
einer auf der Homepage des linken 
Flügels veröffentlichten Erklärung. 
Bereits vergangenes Wochenende hat¬ 
te Lafazanis die Spaltung angekündigt: 
„Am Bruch wird Tsipras schuld sein“, 
sagte er der Athener Wirtschaftszei¬ 
tung „Kefalaio“. Tsipras sei derjenige, 
der das Parteiprogramm der Syriza 
nicht einhalte, das weitere Sparmaß¬ 
nahmen ablehne. 

Keine Koalition 

Mehr als zwei Monate nach der Parla¬ 
mentswahl in der Türkei sind auch Ge¬ 
spräche über eine Koalition zwischen 
der islamisch-konservativen Regie¬ 
rungspartei AKP und der rechtsnatio¬ 
nalistischen MHP gescheitert. Damit 
sind Neuwahlen im November wahr¬ 
scheinlich. Die AKP hatte bei den Par¬ 
lamentswahlen am 7. Juni ihre absolute 
Mehrheit verloren. Koalitionsgesprä¬ 
che mit der Mitte-Links Partei CHP 
waren zuvor ebenfalls gescheitert. 

Routine-Aggression 

Begleitet von Protesten aus Nordko¬ 
rea haben die Streitkräfte Südkoreas 
und der USA eines ihrer jährlichen 
Manöver begonnen. An der zwölftä¬ 
gigen Übung „Ulchi Freedom Guardi¬ 
an“ nähmen 30 000 US-amerikanische 
Soldaten teil, 3 000 von ihnen würden 
eingeflogen, teilte ein Sprecher der 
US-Streitkräfte in Korea (USFK) am 
Montag mit. Auf Seiten Südkoreas be¬ 
teiligen sich 50 000 Soldaten. Die USA 
haben in Südkorea 28 500 Soldaten 
stationiert, die auch über Atomwaffen 
verfügen. Im Mittelpunkt des Manö¬ 
vers in Südkorea stehen computerge¬ 
stützte Simulationen eines Kriegs auf 
der koreanischen Halbinsel. Es handle 
sich um eine „Routineübung“, die „der 
Verteidigung“ diene. Vor der US-Bot- 
schaft in Seoul protestierten südkore¬ 
anische Kriegsgegner. 

Weg frei für Kooperation 

Der russische Außenminister Sergej 
Lawrow und sein iranischer Amtskol¬ 
lege Mohammed Dschawad Sarif ha¬ 
ben eine engere Zusammenarbeit ih¬ 
rer Länder „auch im Militärbereich“ in 
Aussicht gestellt. „Wir haben gemein¬ 
same Interessen“, sagte Sarif nach dem 
Treffen am Montag in Moskau. Die Ei¬ 
nigung über das iranische Atompro¬ 
gramm habe den Weg freigemacht zu 
einer intensiven Kooperation. 

Lawrow nannte die Lage im Na¬ 
hen Osten zunehmend bedrohlich. 
Wenn Russland und der Iran eng Zu¬ 
sammenarbeiten würden, verleihe 
dies der Region wohl mehr Stabilität, 
betonte er. 

Regierung will Bomben 

Die vom Westen anerkannte Regie¬ 
rung in Libyen hat die arabischen 
Verbündeten aufgefordert, Luftan¬ 
griffe gegen den IS im Land zu flie¬ 
gen. Hintergrund ist die anhaltende 
Gewalt in Sirte. Die Dschihadisten 
haben die Hafenstadt am Mittelmeer 
im Mai unter ihre Kontrolle gebracht. 
Sie sollen in den vergangenen Tagen 
nach Angaben lokaler Medien mehr 
als 100 Kämpfer verfeindeter Milizen 
getötet haben. Die Regierung ohne 
tatsächliche Macht begründete ihre 
Bitte mit „entsetzlichen humanitären 
Verletzungen“ durch den IS in den 
vergangenen Tagen, wie es in einem 
Statement heißt. 

Die Dschihadisten nutzen das 
Machtvakuum in dem ölreichen Land 
aus, wo sich zwei Regierungen und 
zahlreiche Milizen gegenseitig be¬ 
kämpfen. 


I taliens rassistische Lega Nord führt 
seit Wochen unter Slogans wie 
„Schluss mit der ausländischen In¬ 
vasion“ eine hasserfüllte Kampagne 
gegen ein treffende Bootsflüchtlinge. 
Sie zielt, wie die linksliberale „Repub- 
blica“ am Montag hervorhebt, auf den 
Sturz der Regierung Renzi. Das Blatt 
zitiert Lega-Führer Matteo Salvini, der 
am Sonntag auf einem Fest seiner Par¬ 
tei in Val Carmonica in der Lombar¬ 
dei für November zu einer dreitägigen 
landesweiten Blockade aufrief, um „die 
Regierung zu entlassen 4 . 4 

Die Bootsflüchtlinge werden als 
„fremde Heerscharen“ diffamiert, die 
das „saubere Italien“ überschwem¬ 
men würden, und als zum großen Teil 
Kriminelle und Sozialschmarotzer be¬ 
schimpft. Von den vor allem aus Län¬ 
dern Afrikas kommenden Menschen 
drohe „eine Afrikanisierung Italiens“. 
Der Lega-Bürgermeister von Padua, 
Massimo Bitonci, forderte die Auflö¬ 
sung eines Zeltlagers auf einem ehema¬ 
ligen Kasernengelände am Stadtrand, 
in dem 140 Flüchtlinge untergebracht 
sind. Sein Parteifreund und Amtskolle¬ 
ge von Abbettone bei Vicenza will leer¬ 
stehende Gebäude „lieber niederbren¬ 
nen, als in ihnen Flüchtlinge unterbrin¬ 
gen“. Um Flüchtlinge fernzuhalten, will 
er um die Stadt eine Mauer errichten. 
Der Amtsinhaber der Lega von Tren- 
zano, bei Brescia forderte die Bürger 
auf, „jeden Illegalen anzuzeigen.“ Der 
Einwanderungsbeauftragte der Forza 
Italia (FI) von Ex-Premier Berlusconi 
will an den großen Stränden „Check¬ 
points“ errichten, um Immigranten den 
Zutritt zu verwehren. 

„La Repubblica“ verweist darauf, 
dass die rassistische Hetze neben der 
demagogischen Ablehnung der EU- 
Bevormundung zum zweiten zentra¬ 
len Thema der Politik von Salvini wer¬ 
de. Der wolle sich damit an Stelle des 
Chefs der Forza Italia (FI) Berlusconi 
als neuer Führer der extremen Rechten 
profilieren, um die Regierung der sozi¬ 
aldemokratischen Partito Democratico 


Mit seiner Politik erlebe Ungarn den 
„Beginn einer neuen Ära“ - das ver¬ 
spricht der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orban. Seine soziale Demagogie 
und ideologischen Vereinfachungen sto¬ 
ßen bei vielen auf Verständnis und Bei¬ 
fall - nicht nur in der Heimat, in der die 
Menschen von der „Transformation“, 
also der Restauration des Kapitalismus 
nach 1989, zurecht enttäuscht sind. 

Er knüpft dabei an historische Vor¬ 
bilder wie den ehemaligen Minister¬ 
präsidenten Ungarns IstvanTisza (An¬ 
fang des 20. Jahrhunderts) an. Wie die¬ 
ser, will er ein „Mann an der Seite der 
Arbeiter“ sein, der bewiesen habe, dass 
man „nicht ein Kommunist oder Sozia¬ 
list sein musste“ ja „sogar national sein 
konnte, um dennoch das Volk zu ver¬ 
treten“. Gegen die krisengeschüttelte 
„westliche“ Welt, die mit ihrem Indivi¬ 
dualismus, ihrer „Freiheit“ gescheitert 
sei, und deren Nachahmung „uns um¬ 
bringen“ würde, wirbt er für seine Sicht 
des nationalistischen Ständestaates, den 
er als „arbeitsgestützte Gesellschaft“ 
schönredet. Er wolle das Land „ein¬ 
richten für die Menschen, die arbeiten 
wollen“. Politik soll „nah am Menschen 
sein „und nicht „über sie hinweg arran¬ 
giert werden“. Das sei die „bürgerliche 
Stärkung“ des Landes, die er anstrebt: 
Ungarn müsse ungarisch bleiben! Er 
beruft sich auf die Nation und landet 
im Nationalismus. Er verpackt seine 
Ideologie in „volksnaher Krisenlösung“. 

Außenpolitisch müsse sich Ungarn 
„stark“ zeigen und sich „vor nieman¬ 
dem beugen“. Ungarn sei „des Westens 
müde“, müde, „sich sagen zu lassen, was 
man wie zu tun oder zu lassen habe“. 
Ungarn entwickele sich gegenwärtig 
trotz des massiven Widerstands „der 


(PD) von Renzi abzulösen. „Wenn wir 
das Sagen haben, wird sich das ändern“, 
so „Repubblica“ weiter. Die Lega Nord 
lehnte bisher jede Subventionierung 
des zurückgebliebenen Südens ab - 
nun reichert sie ihre Demagogie damit 
an, dass sie als „Fürsprecher“ für die 
zehn Millionen im Süden lebenden Ar¬ 
men, um die sich die Regierung nicht 
kümmere, auf tritt. 

Bedenklich ist, dass die Bewegung 
Cinque Stelle (Fünf Sterne) von Beppe 
Grillo neben ihrer verständlichen Anti- 
EU-Haltung einen Anti-Ausländerkurs 
einschlägt. Wie „Fatto Quotidiano“ 
schrieb, verlangt ihr Experte Vittorio 
Bertola weniger Aufenthaltsgenehmi¬ 
gungen, stärkere Überwachung der 
Flüchtlinge, rabiatere Abschiebung von 
Nicht-Asylberechtigten. Grillo wolle 
damit die sinkenden Umfragewerte 


internationalen Konzerne“, denen man 
nicht mehr erlaubt, Unsummen an „Ex¬ 
traprofiten“ aus dem Land zu schlep¬ 
pen, trotz der Intrigen der „Brüsseler 
Bürokraten“, der Lobbyisten in Brüs¬ 
sel und London, deren mit Hilfe „der 
postkommunistischen Kader“ errichte¬ 
tes System in Ungarn gescheitert sei. Er 
verortet Ungarn in der EU im selben 
Hinterhof, in dem es sich dereinst im 
Habsburger Reich befand. 

Als außenpolitische Orientierung 
weist Orban darauf hin, dass Ungarns 
Schicksal historisch von der Verbin¬ 
dung zu Deutschland, Russland und der 
Türkei geprägt wurde und wird. „Diese 
drei Großmächte bestimmen seit Tau¬ 


seiner M5S wieder auf die Ergebnisse 
von 25 Prozent bei den Wahlen 2013 
bringen. 

Renzis Innenminister, Angelino 
Alfano, Parteichef des Neuen Rech¬ 
ten Zentrum (NCD), leistete den Ras¬ 
sisten mit der Absetzung des Präfek¬ 
ten von Treviso Schützenhilfe. Dieser 
hatte in Padua über 100 Flüchtlinge in 
Wohnblocks untergebracht. Es blieb 
dem Papst Vorbehalten, gegen die aus¬ 
länderfeindliche Hetze ein Machtwort 
zu sprechen. Am vergangenen Sonn¬ 
tag nannte er es beim Angelus-Ge¬ 
bet, „ein Verbrechen“, die Menschen 
zurückzuweisen, die ihre Heimat ver¬ 
ließen und auf der Suche nach einem 
Leben in Würde übers Meer kommen. 
Demonstrativ besuchte er eine Migran- 
ten-Unterkunft in Rom und verteilte 
Lebensmittel. Vatikankenner schätzen 


send Jahren, was mit uns geschieht.“ 
Ungarn vertrete gegenwärtig eine Poli¬ 
tik, die in den „maßgeblichen Ländern“ 
ein Interesse daran weckt, dass sich Un¬ 
garn zu einem erfolgreichen Land ent¬ 
wickelt. Ziel sei es, Berlin, Washington, 
Peking und Moskau dorthin zu bringen, 
dass es auch in ihrem Interesse sei, zum 
Erfolg Ungarns beizutragen. 

Der „liberale Westen“ ist für ihn ein 
Gegner. Es gelte, einen ungarischen 
Sonderweg zu suchen, der national¬ 
konservativ geprägt ist und dessen Pfad 
freilich nur Viktor Orban kennt. Dar¬ 
aus leitet er auch seine Sichten auf De¬ 
mokratie und auf die Wege zur Über¬ 
windung der Krise ab. 


ein, dass Franziskus damit mit der Un¬ 
terstützung, die seine Vorgänger, der 
polnische Johannes Paul II. und der 
deutsche Benedikt alias Josef Ratzin- 
ger breche, die stets die faschistoiden 
und rassistischen Regierungen Berlus¬ 
conis unterstützten. 

Vertreter von Sozialzentren und 
Menschenrechtsorganisationen mach¬ 
ten geltend, dass bei einer Einwoh¬ 
nerzahl von 60 Millionen derzeit nur 
0,3 Prozent Flüchtlinge sind. Die meis¬ 
ten von ihnen wollten nicht in Italien 
bleiben, sondern nach Deutschland, 
Großbritannien oder in skandinavi¬ 
sche Länder weiter. Das müsse sicher¬ 
gestellt werden, da viele der Flüchtlin¬ 
ge aus Kriegsgebieten einen internati¬ 
onal anerkannten Anspruch auf Asyl 
hätten. 

Gerhard Feldbauer 


Ungarn hat nach 1989 das gleiche 
Schicksal teilen müssen, das auch von 
den anderen sozialistischen Staaten in 
Europa geteilt wurde. In Folge der Kon¬ 
terrevolution kam es zur Zerschlagung 
des nationalen ökonomischen Potenzi¬ 
als, der historisch gewachsenen Wirt¬ 
schaftsstrukturen und der Deindustria¬ 
lisierung des Landes, zum gesellschaftli¬ 
chen, politischen und kulturellen Verfall 
in Ungarn und zum Kappen der auf so¬ 
zialistischen Prinzipien aufbauenden 
Lebensadern des Landes zum Ausland. 

Innerhalb von 25 Jahren nach 1989 
haben abwechselnd unterschiedliche 
politische Kräfte mit bürgerlich-kon¬ 
servativem bis sozialdemokratischem 
Profil regiert, die sich aber alle durch 
ihre Ergebenheit gegenüber dem Kapi¬ 
talismus und seinen führenden Mäch¬ 
ten und durch Antikommunismus/An¬ 
tisozialismus auszeichnen. 

Die jetzt regierenden Kräfte rekru¬ 
tieren sich aus Kreisen, die von den 
imperialistischen Mächten direkt oder 
über EU, NATO, Stiftungen, Stipendi¬ 
en usw. selbst in das politische Leben 
eingeführt und auf politische Funktio¬ 
nen vorbereitet wurden. Diese Kräfte 
sehen sich aber mit den Misserfolgen 
der Innen- und internationalen Politik 
konfrontiert, die in den vergangenen 
Jahrzehnten den Rezepten der imperi¬ 
alistischen Mächte gefolgt ist. Die Krise 
des Kapitalismus zwingt diese Kräfte 
auch dazu, die gesellschaftlichen Wi¬ 
dersprüche mit einer Propaganda von 
Scheinalternativen zu überdecken - so 
stellt Orban seine antidemokratische 
und nationalistische Politik als Alter¬ 
native zur EU-Politik dar, die der un¬ 
garischen Bevölkerung nutze. 

Anton Latzo 


Von „volksnah“ bis völkisch 

Ungarn: Orban und sein Vorbild 



In antidemokratischer und nationalistischerTradition: Viktor Orban bei der 
Wiedereinweihung des 1945 zerstörten Denkmals für den ehemaligen Minister¬ 
präsidenten IstvanTisza. 
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Immer noch Berlusconi 

Italien: Rechtsextremer Einfluss beim Fernsehen 



Foto: U.S. Army National Guard photo by Sgt. Edward Eagerton 

Mobilmachung in der Arktis: US-Fallschirmjäger bei einer Übung in Alaska. 

Wachsende Spannungen 

Eine Analyse des „European Leadership Network“ sorgt für Aufsehen 


Seit Anfang des Jahres vergeht fast 
kein Monat ohne militärische Aktivi¬ 
täten. Permanent provozieren NATO- 
Truppen in der Nähe der russischen 
Grenzen - und Russland antwortet 
mit Übungsflügen von Militärmaschi¬ 
nen oder eigenen Manövern. Zahl und 
Umfang der Manöver haben in diesem 
Jahr offenbar deutlich zugenommen. 
So begann beispielsweise im Mai in 
Nordeuropa am Polarkreis eine groß 
angelegte zweiwöchige Nato-Luftwaf- 
fenübung („Arctic Challenge“). Dar¬ 
auf antwortete Russland mit eigenen 
Luftabwehrmanövern. Während an der 
Übung im nördlichen Polarkreis 100 
Nato-Flugzeuge und 4 000 Soldaten aus 
Deutschland, Großbritannien, Frank¬ 
reich, den Niederlanden, Finnland, 
Schweden, der Schweiz und den USA 
teilnahmen, wurden im Ural und Westsi¬ 
birien ungefähr 250 russische Flugzeuge 
und 12 000 Soldaten mobilisiert. 

Am 31. August beginnt das NA- 
TO-Marinemanöver „Sea Breeze“ im 
Schwarzen Meer. Die russischen Streit¬ 
kräfte bereiten sich auf eine Übung un¬ 
ter der Bezeichnung „Center“ vor, die 
im September stattfinden soll. Auf bei¬ 
den Seiten sind für dieses Jahr weitere 
Militärübungen geplant. 

All diese Aktivitäten werden von 
Sicherheitsexperten mit zunehmender 
Sorge gesehen. Davon zeugt ein Dos¬ 
sier des „European Leadership Net¬ 
work“ (ELN, Sitz London), das in der 
vergangenen Woche erschien, Aufse¬ 
hen erregte und dem aus NATO-Krei- 
sen sofort widersprochen wurde. Eine 
Sprecherin der Nato erklärte sofort, 
in der Analyse würden „in irreführen¬ 
der Weise“ Nato-Manöver mit denen 
Russlands gleichgesetzt. Sie bezeich- 
nete die Aktivitäten des westlichen 
Bündnisses als angemessene Reak¬ 
tion auf die „zunehmende russische 
Aggressivität“. Nur eigenartig, dass 
die russischen Manöver entweder nur 
auf dem eigenen Territorium oder im 
angrenzenden (internationalen) Luft- 


Das Auswärtige Amt setzt seine Ver¬ 
mittlungsoffensive zur Herstellung ei¬ 
nes neuen Kräftegleichgewichts im 
Mittleren Osten nach dem Abschluss 
des Nuklearabkommens mit Iran fort. In 
der vergangenen Woche hat Außenmi¬ 
nister Frank-Walter Steinmeier entspre¬ 
chende Gespräche mit seinem saudi¬ 
schen Amtskollegen Adel bin Ahmed al 
Jubeir geführt. Saudi-Arabien, das sich 
gern als Vormacht in der Region sähe, 
strebt mit aller Macht danach, Iran zu 
schwächen, und interveniert zu diesem 
Zweck unter anderem in den Kriegen in 
Syrien und im Jemen. In Berlin werden 
seit geraumer Zeit Pläne geschmiedet, 


raum bzw. internationalen Gewässern 
stattfinden ... 

Nun, das ELN ist gewiss eher NA- 
TO-freundlich, besteht es doch aus 
prominenten früheren Mitgliedern 
europäischer Regierungen und der 
North Atlantic Treaty Organization 
(NATO). Zum Netzwerk gehören 
auch deutsche Politiker wie Ex-Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt und der 
frühere Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher. 

Der Titel des Berichts lautet: „Wir 
bereiten uns aufs Schlimmste vor: Er¬ 
höhen die Militärmanöver Russlands 
und der Nato die Wahrscheinlichkeit 
eines Krieges in Europa?“. („Preparing 
for the Worst: Are Russian and NATO 
Military Exercises Making War in Eu- 
rope more Likely?“) 

Die ELN-Sicherheitsexperten Ian 
Kearns, der Direktor des „Thinktanks“, 
Lukasz Kulesa, Thomas Frear kommen 
in ihrem Dossier zur Schlussfolgerung, 
dass sich Russland und die Nato aktiv 
auf eine mögliche militärische Kon¬ 
frontation vorbereiten. Die jüngsten 
Manöver würden zeigen, dass beide 
Seiten mit Blick auf die Fähigkeiten der 
jeweils anderen Seite und vermutlich 
sogar mit Kriegsszenarien im Hinter¬ 
kopf trainierten. 

Die Übungsaktivitäten gäben An¬ 
lass zur Sorge und trügen mit dazu bei, 
die durch den Ukraine-Konflikt ent¬ 
standenen Spannungen in Europa auf¬ 
rechtzuerhalten. „Wir behaupten nicht, 
dass die Führung einer Seite entschie¬ 
den hätte, in den Krieg zu ziehen oder 
dass es ein militärischer Konflikt un¬ 
ausweichlich wäre - aber dass es Tat¬ 
sache ist, dass sich das Profil der Übun¬ 
gen verändert hat...“ 

Sie stellen fest, dass sich „in den 
letzten 18 Monaten ... vor dem Hinter¬ 
grund des Krieges in der Ukraine, die 
Beziehungen zwischen Russland und 
dem Westen erheblich verschlechtert“ 
haben, geben aber allein Russland die 
Schuld, sprechen von einer von Russ- 


um den Machtkampf zwischen Riad und 
Teheran auszutarieren. So schlägt etwa 
die einflussreiche Bertelsmann Stiftung 
die Einrichtung einer „KSZ Golf“ vor, 
die nach dem Modell der KSZE einen 
Abgleich widerstreitender Interessen 
im Mittleren Osten ermöglichen soll. 

Berlin intensiviert unterdessen sei¬ 
ne Kooperation mit beiden Rivalen 
am Persischen Golf: Während es seine 
Wirtschaftsbeziehungen zu Iran stärkt, 
weitet es die Rüstungsexporte nach 
Saudi-Arabien aus. Die in Deutschland 
gekauften Rüstungsgüter ermöglichen 
es Riad, sich militärisch gegen Tehe¬ 
ran in Stellung zu bringen und dabei 


land „angezettelten“ gefährlichen „Po¬ 
litik des äußersten Risikos“, die zu ge¬ 
fährlichen militärischen Begegnungen 
zwischen den Kräften Russlands und 
der NATO sowie ihrer Partner geführt 
habe. Ein weiterer Aspekt sei der er¬ 
höhte Umfang und die Größe der mili¬ 
tärischen Übungen. „Die Übungen der 
beiden Seiten haben ähnliche Merkma¬ 
le - schnelle Mobilisierung und Ver¬ 
lagerung der Kräfte in weit entfern¬ 
te Gebiete bei Aufrechterhaltung der 
Einsatzbereitschaft, während die Land¬ 
streitkräfte durch die Luft- und See¬ 
streitkräfte bei gemeinsamen Übungen 
zur Luft- und Seeüberlegenheit unter¬ 
stützt werden.“ 

Sowohl Russland als auch die 
Nato legen - so die Sicherheitsexper¬ 
ten des ELN - bei den Manövern ih¬ 
ren Schwerpunkt auf Osteuropa: Die 
Nato konzentriert sich auf das Balti¬ 
kum und Polen, Russland auf die Ark¬ 
tis, den Norden, Kaliningrad, die Krim 
und seine Grenzen zu den Nato-Staa- 
ten Estland und Lettland. 

Die jüngsten Manöver würden zei¬ 
gen, so das ELN, dass beide Seiten 
mit Blick auf die Fähigkeiten der je¬ 
weils anderen Seite und vermutlich 
sogar mit Kriegsszenarien im Hinter¬ 
kopf trainierten. Die Übungen gäben 
Anlass zur Sorge und trügen mit dazu 
bei, die durch den Ukraine-Konflikt 
entstandenen Spannungen in Europa 
aufrechtzuerhalten. 

„Wir behaupten nicht, dass die 
Führung einer Seite entschieden hätte, 
in den Krieg zu ziehen, oder dass ein 
militärischer Konflikt unausweichlich 
wäre - aber dass es Tatsache ist, dass 
sich das Profil der Übungen verändert 
hat“. 

Die Gefahr eines Krieges in Euro¬ 
pa wächst. 

nh 

Der ELN-Bericht kann im englischen 
Original nachgelesen werden unter http:// 
www. europeanleadershipnetwork. org/ 


- wie etwa im Jemen - auch Stellver¬ 
treterkriege zu führen. Wie vor kurzem 
bekannt geworden ist, hat die Bundes¬ 
regierung die Ausfuhr deutschen Mi¬ 
litärgeräts nach Saudi-Arabien erneut 
ausgeweitet und dabei allein im ersten 
Halbjahr 2015 Lieferungen im Wert 
von fast 180 Millionen Euro genehmigt. 
Die Kooperation mit beiden Mächten 
versetzt Berlin in die Lage, das Kräfte¬ 
gleichgewicht in Mittelost stets auszu¬ 
tarieren - und damit zu verhindern, dass 
in der strategisch ungemein bedeuten¬ 
den Golfregion ein Staat mit missliebi¬ 
ger Regierung zur Vormacht wird. 

www.german-foreign-policy.com 


Mitte August demonstrierte der 2011 
als Premier zu Fall gebrachte Berlusco¬ 
ni seine ungebrochene Macht als Me¬ 
dientycoon. Bei der Wahl einer neuen 
Präsidentin setzte er im Aufsichtsrat der 
staatlichen Rundfunk- und Fernsehan¬ 
stalt „Radio Televisione Italiana“ (RAI) 
seine Favoritin, die bisherige Direkto¬ 
rin von „Rainews24“, Monica Maggioni, 


„Schon die erste Regierung 
Berlusconi hatte das 
staatliche Fernsehen von 
Jinken Elementen'gesäubert/' 


durch. Sie begann ihre Karriere als Star¬ 
journalistin 1991 im zweiten Golfkrieg, 
wo sie als einzige Reporterin embedded 
im US Army-Kommando arbeiten durf¬ 
te. Seit dem Golfkrieg war sie in NATO- 
Stäben zu Hause und wurde für ihre at¬ 
lantischen Positionen gegen Assad, ge¬ 
gen Russland, pro-Maidan usw. bekannt. 
Schon Mitglied der Trilateral Kommissi¬ 
on von David Rockefeiler nahm sie 2014 
in Kopenhagen am Bilderbergertreffen 
der rund 120 Vertreter der Hochfinanz 
der USA, Kanadas und Westeuropas teil. 

Die Kräfteverhältnisse in der RAI 
gehören zum Erbe der drei Regierun¬ 
gen, die Berlusconi mit Unterbrechun¬ 
gen zwischen 1994 und 2011 bildete. 
Vor ihm hatten die Democrazia Cris- 
tiana (DC), die Kommunisten (IKP) 
bzw. nach ihrer Umwandlung 1990/91 
die Linkspartei PDS und die Sozialis¬ 
ten, sich den entscheidenden Einfluss 
auf die RAI geteilt. Das änderte sich 
schlagartig, als Berlusconi an die Macht 
kam. Als Besitzer der Fininvest-Hol- 
ding von über 300 Unternehmen und 
reichster Kapitalist Italiens besaß er mit 


Die britische Labour Party hat ein 
Problem und das heißt Jeremy Cor- 
byn. Nach aktuellen Umfragen droht 
der 66-jährige Corbyn bei der noch bis 
zum 12. September laufenden Basis- 



Gegen Sparpolitik, mit Palästina- 
Button: Jeremy Corbyn bei einer 
Demonstration im Sommer 2014. 


Abstimmung in der Labour Party der 
nächste Parteivorsitzende zu werden. 
Die rechtssozialdemokratischen Füh¬ 
rer haben eine wilde Kampagne ge¬ 
gen Corbyn losgetreten. Er wird als 
„radikaler Sozialist“ und Nostalgiker 
vergangener Zeiten, als „Kommunist“ 
und „Putin-Freund“ sowie als Freund 
der islamistischen Hamas und Hisbol¬ 
lah präsentiert. Ex-Labourchef Tony 
Blair verkündete, wenn Corbyn an die 
Spitze gelange, drohe der „Untergang“ 
der traditionsreichen Labour Party. 

Die Neuwahl des Labour-Vorsit¬ 
zenden wurde notwendig, weil der bis¬ 
herige Parteichef Milliband nach dem 
schlechten Ergebnis bei der Parla¬ 
mentswahl im Mai 2015 zum Rücktritt 
gezwungen war. Er hatte mit seinem 
Kurs, der kaum Unterschiede zu den re¬ 
gierenden Konservativen unter Came- 
ron erkennen ließ, das drittschlechtes- 
te Ergebnis in der Geschichte der Par¬ 


seinen drei Fernsehsendern „Canale 5“, 
„Rete Quattro“ und „Italia Uno“ auch 
90 Prozent des privaten Fernsehens, 
dazu 40 Prozent der Presseerzeugnisse, 
darunter die Montadori-Verlagsgrup- 
pe, nach Bertelsmann der größte euro¬ 
päische Medienverbund, den Rizolli- 
Verlag, die größte Kinokette Cinema 
5 und den Werbekonzern Pubitalia. 
Dieses einen ungeheuren Massenein¬ 
fluss verschaffende Medienimperium 
hatte Berlusconi, wie die Publizisten 
Giovanni Ruggeri und Mario Guari- 
ni in „Berlusconi - Showmaster der 
Macht“ bewiesen, mit „Unterstützung 
und Finanzierungshilfen“ der faschis¬ 
tischen Putschloge P2 aus dem Boden 
gestampft. Berlusconi selbst war Mit¬ 
glied des Dreierdirektorium der von 
Licio Gelli, einem Altfaschisten Mus¬ 
solinis mit Hilfe der CIA aufgebauten 
P2, die u.a. 1978 das Mordkomplott ge¬ 
gen den linken DC-Führer, Aldo Moro, 
inszenierte, der ein Regierungsabkom¬ 
men mit den Kommunisten Enrico Ber- 
linguers geschlossen hatte. 

Als Berlusconi 1994 mit den MSI- 
Faschisten und Lega Rassisten seine 
erste „schwarze Regierung“ bildete, 
begannen „Säuberungen in den öffent¬ 
lichen Einrichtungen“. In der RAI die 
Ausschaltung „linker Elemente“ mit 
der Einstellung der kritischen Senderei¬ 
he Milano-Italia. 2001 bildete er ein Mi¬ 
nisterium für Kommunikation, dessen 
Chef, der Braccio di ferro (Eisenarm) 
von der in Alleanza Nazionale (AN) 
umgetauften MSI, Maurizio Gasparri, 
die RAI einer rigiden Zensur unter¬ 
warf. An diesen Machtverhältnissen hat 
sich seit dem Fall des Medientycoons 
als Premier 2011 kaum etwas geändert. 

Gerhard Feldbauer 


tei eingefahren. Danach beschloss die 
Parteiführung, nicht nur die Mitglieder, 
sondern auch alle, die sich gegen eine 
Gebühr von 3 Pfund (ca. 4.20 Euro) als 
Sympathisanten registrieren ließen, per 
Urwahl über den nächsten Parteichef 
entscheiden zu lassen. 

Corbyn gehört zu der wachsenden 
Zahl britischer Sozialdemokraten, die 
nach den Erfahrungen der letzten Jah¬ 
re die 1995 von Tony Blair eingeleite¬ 
te neoliberale „New Labour“-Politik 
als gescheitert ansehen und die keine 
Hemmungen haben, auch an gewisse 
Elemente der früheren Labour-Politik 
anzuknüpfen. So präsentiert sich Cor¬ 
byn selbst als „Anti-Armuts-Aktivist“. 
Er fordert die Rücknahme der von den 
Konservativen vorgenommenen Sozi¬ 
alkürzungen und einen Mindestlohn 
von umgerechnet 10 Euro pro Stunde 
für alle (von derzeit rund 9,20 Euro). 
Er spricht sich für die Wiederverstaat¬ 
lichung der privatisierten britischen 
Eisenbahn sowie der Wasser-, Strom- 
und Gasversorgung des Landes aus 
und befürwortet neue staatliche Woh¬ 
nungsbau- und Infrastrukturprojekte - 
finanziert auch durch höhere Steuern 
für Unternehmen und Superreiche. 
Damit hat er sich offenbar auch eine 
beträchtliche Unterstützung in den 
Gewerkschaften erworben. Einige Ge¬ 
neralsekretäre von Branchengewerk¬ 
schaften haben ihre Unterstützung für 
ihn öffentlich verkündet. Zugleich tritt 
Corbyn als entschiedener Kriegsgegner 
auf, zum Beispiel gegen den antirussi¬ 
schen Kurs der britischen Politik in Sa¬ 
chen Ukraine. Er wagte es sogar, einen 
Prozess gegen Tony Blair vor dem In¬ 
ternationalen Gerichtshof wegen der 
im Irak begangenen Kriegsverbrechen 
zu befürworten. Er sprach sich für die 
Abschaffung der britischen Atomwaf¬ 
fen und für die Loslösung des Landes 
aus der NATO aus. Der Internetdienst 
„Fox World“ schätzt ein: „Jeremy Cor¬ 
byn stellt die größte ideologische Ge¬ 
fahr für das Labour-Establishment und 
darüber hinaus für den Mainstream- 
Konsens in der britischen Politik in den 
letzten 20 Jahren dar“. 

Georg Polikeit 


Steinmeiers Balance 

Iran und Saudi-Arabien - Deutschland sucht Kontakt zu beiden Regionalmächten. 


Angst vor Linksentwicklung 

Großbritannien: Neuwahl des Labour-Vorsitzenden 
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NATO-Stacheldraht auf Zypern. Seit dei 
70er Jahren trennt eine über 180 km 
lange befestigte Grenze den türkischer 
Norden vom Süden. Diese Grenze ist 
Ergebnis eines Eroberungskrieges des 
NATO-Staates Türkei, in dessen Ergebni 
Zypern 1974 geteilt wurde ... 

Derzeit wird an Ungarns Grenze zu 
Serbien mit NATO-Stacheldraht ein 


Die Tore stehen nicht offen 


V or 26 Jahren wurde von Ungarn die Gren¬ 
ze zu Österreich geöffnet. Die westlichen 
Medien feierten das Ereignis euphorisch. 
Jene DDR-Bürgerinnen und -Bürger, die damals 
ihr Land verließen und über diese Grenze in den 
„freien Westen“ kamen (siehe Foto im Text), wur¬ 
den gefeiert. Sofort erhielten sie Pässe der Bun¬ 
desrepublik. 

Jenen, die dagegen heute nach Europa kom¬ 
men, die vor Krieg, Verfolgung, Hunger und Armut 
fliehen, stehen - so wie vielen Menschen, vor allem 
Roma, aus den ärmsten Ländern des Balkans - die 
Tore nicht offen. Sie sind, wenn nicht hoch qualifi¬ 
ziert, nicht willkommen. Illegale Flüchtlinge, die in 
EU-Länder wollen, landen in der Regel zuerst an 
den Rändern Europas - etwa in griechischen Inter¬ 
nierungslagern. Länder wie Griechenland, Italien 
oder Spanien sind mit der Aufnahme Zigtausender 
Menschen aus Krisengebieten überfordert. Sie ha¬ 
ben zunächst die gesamte Last zu tragen - und die 
Flüchtlinge das Leid. Und es ist keine Änderung 
der europäischen Flüchtlingspolitik in Sicht, die 
dieses Leid mindern würde. 


Nur einige Beispiele für den Ausbau von Grenz¬ 
anlagen: Seit afrikanische Flüchtlinge vor sechs 
Jahren massenhaft Grenzzäune stürmten, wurden 
die Grenzanlagen um die spanischen Exklaven 
Ceuta und Mellila in Nordafrika weiter ausgebaut. 
Sechs Meter hohe Drahtzäune, in drei Reihen ange¬ 
ordnet, schützen die Städte. Infrarotkameras über¬ 
wachen die Anlage, außerdem wurden Bewegungs¬ 
und Geräuschmelder installiert. 

Neue Grenzanlagen entstanden in Bulgarien an 
der EU-Außengrenze im Rahmen des PH ARE - 
Programms sowie in Griechenland. Aktuell wird 
ein Zaun zwischen Ungarn und Serbien gezogen, 
der Flüchtende abschrecken soll. 

Übrigens, das angeblich freieste Land der Welt, 
die USA, hat seine Grenze zu Mexiko mit einer 
Anlage gesichert, die sich über 1 126 Kilometer 
erstreckt. Gesichert wird sie mit Video- und In¬ 
frarotkameras, Nachtsichtgeräten, Bewegungsmel¬ 
dern, Flugdrohnen und Wärmesensoren im Boden. 
Teilweise ist die Grenzanlage mit Stacheldraht, 
Beleuchtungstürmen, meterhohen Metallwänden, 
Stahlpfosten und Fahrzeugbarrieren befestigt. Von 



Im Gegenteil: EU-Europa hat seine Grenzen 
nach 1990 nach Außen ausgebaut und die Kontrol¬ 
len verstärkt. Den Flüchtenden bleibt oft nur noch 
der Weg über das offene Meer. Wie viele Tausend 
dabei bislang in den letzten Jahren ihr Leben ver¬ 
loren, kann nur geschätzt werden. 


der ungefähr 21 400 Polizisten umfassenden Uni¬ 
ted States Border Patrol bewachen rund 18 500 die 
Grenze zu Mexiko. Jedes Jahr sterben - geschätzt - 
zwischen 250 und 500 Menschen beim Versuch die 
Grenze zu überwinden. 

UZ 
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West Bank (Westjord¬ 
anland): Die von Israel 
errichtete Mauer erstreckt 
sich über 708 Kilometer. 
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Bulgarien: Ein zerfallender Zaun. Doch 
nach EU-Beitritt wurde Bulgariens 
EU-Außengrenze gegen Flüchtlinge 
ausgebaut. 
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Brauner Spuk in Fulda 

Antifaschisten in Aufbruchstimmung - Interview mit Andreas Goerke, 
Sprecher des Bündnisses „Fulda stellt sich quer“ 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Widersprechen, aufklären, 
Solidarität üben! 


UZ: Vor kurzem hat es Sonntag mor¬ 
gens bei dir geklingelt. Hausdurchsu¬ 
chung. Was hat die Polizei gesucht? Und 
worum ging es? 

Andreas Goerke: Die Frankfurter 
Rundschau hatte den Leiter der Iden- 
titären Bewegung Hessen, der aus dem 
Landkreis Fulda stammt, geoutet. Als 
Bündnis sind wir daraufhin offensiv 
gegen die Braunen von der Identitä- 
ren Bewegung im Landkreis Fulda 
vorgegangen. Hier hat sie bundesweit 
eine ihrer stärksten Gruppen. Plötzlich 
tauchte nach einem Sägewerkbrand in 
der Region ein Bekennerschreiben bei 
der Fuldaerzeitung und im Wahlkreis¬ 
büro der Linken auf, in dem sich die 
Identitäre Bewegung zu diesem Brand 
bekannte. 

Im Wortlaut stand folgendes im Be¬ 
kennerschreiben: „Betreff: Brand in 
Hosenfeld. Das Sägewerk in Hosenfeld 
haben wir angezündet. Als Warnung 
an alle Unternehmer, die Ausländer 


„Volksverräter wie die Unken 
sind die nächsten!" 


beschäftigen, statt deutschen Familien 
Arbeit zu geben. Wir werden nicht län¬ 
ger zusehen, wie der große Austausch 
in Fulda von statten geht. Volksverräter 
wie die Linken sind die nächsten! Die 
Identitäre Bewegung Fulda“. 

Der Absender „ibfulda@Mail2Tor. 
com“ ist ein anonymisierter Account. In 
einer Pressemitteilung zu dem Vorfall 
wurde ich wie folgt zitiert: „Das Bünd¬ 
nis ,Fulda stellt sich quer 4 verurteilt 
den Bekennerbrief zum Brand des Sä¬ 
gewerkes in Hainzell und zur Ankün¬ 
digung von Anschlägen auf das Büro 
der Linken auf das schärfste. Wir gehen 
davon aus, dass dieses , Bekenner schrei¬ 
ben 4 von einem Trittbrettfahrer versen¬ 
det wurde, so die Aussage von Andreas 
Goerke.“ Danach wurde es verdammt 
spannend. Am 23.7. erhielt ich vom K10 
(Staatsschutz) eine Vorladung, ich soll¬ 
te als Zeuge im Ermittlungsverfahren 
wegen Störung des öffentlichen Frie¬ 
dens durch Androhung von Straftaten 
gemäß § 126 StGB aussagen. Ich fragte 
telefonisch an, was denn vorläge. Zur 
angegebenen Tatzeit sei ich dienstlich 
unterwegs gewesen. Das Gespräch war 
ziemlich heftig, mir wurde vorgewor¬ 
fen, dass ich wegen der Aussage in der 
Pressemitteilung Insiderwissen hätte. 
Im weiteren wollte der Kriminalober¬ 
kommissar von mir wissen, welche Or¬ 
ganisationen im Bündnis „Fulda stellt 
sich quer“ sind, wer die Administrato¬ 
ren der Homepage und der Facebook- 
seite sind. Ich sagte ihm, das ginge ihn 
nichts an. Im Übrigen hätte ich kein In¬ 
teresse, mit ihm zu reden. Der Ladung 
werde ich keine Folge leisten. 

Daraufhin begann der Kriminal¬ 
oberkommissar mir zu drohen. Er warf 


dem Bündnis eine Hexenjagd gegen 
den geouteten Leiter der Identitären 
Bewegung vor. 

UZ: Kannst du noch etwas zur Vorge¬ 
schichte erzählen? Was will euer Bünd¬ 
nis „Fulda stellt sich quer“? Wer trägt 
und unterstützt euch? 

Andreas Goerke: Das Bündnis „Fulda 
stellt sich quer“ hat sich im September 
2014 als Bündnis zur Vorbereitung des 
8. Mai gegründet. Es standen vorran¬ 
gig Veranstaltungen zum 8. Mai im Vor¬ 
dergrund z. B. mit Esther Bejarano, Kai 
Degenhardt, Lesungen, Vorträge etc. 
insgesamt 24 Veranstaltungen. Unter¬ 
stützt wurden wir auch von der Stadt 
Fulda, der IG BAU, dem DGB. Als im 
Januar „Fugida“ in Fulda demonstrie¬ 
ren wollte, haben sich knapp 30 Orga¬ 
nisationen, Parteien, Vereine und Ver¬ 
bände getroffen und innerhalb von vier 
Tagen eine Demonstration organisiert, 
die Fulda verändert hat. Bei Eisregen 
sind knapp 2 000 Fuldaer auf die Stra¬ 
ße gegangen und haben für ein welt¬ 
offenes, buntes und tolerantes Fulda 
demonstriert. Das war der eigentliche 
Start für „Fulda stellt sich quer“. Aktu¬ 
ell sind 62 Organisationen, Verbände 
und Vereine sowie unzählige Einzel¬ 
personen bei uns. Das Bündnis ist breit 
aufgestellt von der christlich-jüdischen 
Gesellschaft über Schülervertretungen 
bis zur DKP. Es wird gerade an einer 
Geschäftsordnung gearbeitet, die dem 
Bündnis eine Vereinsstruktur geben 
soll. Wir sind an einen Förderverein an¬ 
geschlossen und beantragen mit dem 
Förderverein Projektgelder und För¬ 
dergelder. Aktuell leben wir vom Über¬ 
schuss von Veranstaltungen, Spenden, 
Privatfinanzierungen. Eine große Un¬ 
terstützung war bei den Veranstaltun¬ 
gen zum 8. Mai die Stadt Fulda. 

UZ: Wer ist die Identitäre Bewegung 
(IB)? Wer oder was steckt dahinter? 

Andreas Goerke: Die Identitäre Bewe¬ 
gung (IB) ist ein Ableger des franzö¬ 
sischen „Bloc Identitaire“ der auf den 
Zusammenschluss von Mitgliedern 
mehrerer teils rechter Gruppierun¬ 
gen im Jahr 2003 zurückzuführen ist. 
Im Zentrum ihres Weltbilds steht das 
Konzept des „Ethnopluralismus“, das 
eine grundsätzliche Gleichwertigkeit 
unterschiedlicher Kulturen anerkennt, 
aber gleichzeitig die „kulturelle Rein¬ 
haltung“ im Sinne von Abgrenzung 
gegen äußere Einflüsse propagiert.In 
Deutschland traten die Identitären im 
Herbst 2012 erstmals in Erscheinung. 
Binnen weniger Wochen sammelten sie 
in den sozialen Netzwerken Tausende 
Anhänger. Im Oktober unterbrachen 
Aktivisten der IB unter anderem die 
Eröffnungsveranstaltung der inter¬ 
kulturellen Wochen in Frankfurt.Als 
Vordenker gelten unter anderem der 


französische Autor Alain de Benoist 
und in Deutschland mehrere Autoren 
aus dem Umfeld des neurechten Ins¬ 
tituts für Staatspolitik (IfS). In rechten 
Periodika wie der Jungen Freiheit, der 
Blauen Narzisse und Sezession wurde 
die IB Deutschland publizistisch un¬ 
terstützt. Eng vernetzt ist die Identi¬ 
täre Bewegung mit der AfD, dem Pe- 
try Flügel. Es gibt Verzweigungen zu 
Hogesa. „Stark für Deutschland e.V.“ 
wurde durch den Leiter der IB Hessen 
Marcel V. im Januar in Fulda mitge¬ 
gründet. Weitere Verzweigungen gehen 
in Richtung Esther Seitz, Lutz Bach¬ 
mann und Michael Stürzenberger bis 
zu Politcally Incorrect. In Franken gibt 
es gemeinsames handeln mit dem III. 
Weg. Seit dem Frühjahr 2014 hat die 
Identitäre Bewegung feste Strukturen 
und einen Führungszirkel. Bei einem 
Deutschlandtreffen wurde Nils Alt- 
mieks, ein 28-jähriger Bauingenieur aus 
Nordrhein-Westfalen, zum Bundeslei¬ 
ter bestimmt. Zugleich beschlossen die 
Aktivisten, die bislang eher lose Struk¬ 
tur der Bewegung zu hierarchisieren. 
Seit dem hat die Identitäre Bewegung 
wachsende Mitgliederzahlen und radi- 
kalisiert sich. 

UZ: Wie ist die Stimmung im Bündnis? 
Was habt ihr vor? Wie reagiert ihr auf 
den braunen Spuk? 

Andreas Goerke: Im Bündnis gibt es 
eine Aufbruchstimmung, viele Einzel¬ 
personen haben sich dem Bündnis an¬ 
geschlossen, aus dem Bündnis heraus 
bildet sich nach fast 25 Jahren wieder 
eine VVN-Gruppe in Fulda. Wir haben 
verschiedene Projektgruppen gebildet. 
Es werden verschiedene inhaltliche 
Veranstaltungen z.B. Auschwitztag, Dis¬ 
kussionsrunden über die neue Rechte 
stattfinden. Für das nächste Jahr laufen 
die Planungen für ein großes Open-Air- 
Festival „Laut gegen Rechts“. Wir sind 
aktuell in Gesprächen mit verschiede¬ 
nen Bands, wir wollen die Jugend mit 
Kultur gewinnen. Wir werden uns ab 
November massiv in den Kommunal¬ 
wahlkampf einschalten, wir wollen im 
Landkreis Fulda keine Faschisten in 
den Parlamenten sehen, dieses bedeutet 
auch, dass wir die Wiederwahl des Ver¬ 
treters der Republikaner verhindern 
wollen. Wir reagieren auf den braunen 
Spuk offensiv, wir outen die Faschisten 
öffentlich, stellen Strafanzeigen, klären 
auch Vereine, Feuerwehr oder Arbeit¬ 
geber über das Verhalten auf. Aktuell 
haben wir dafür gesorgt, dass ein Fa¬ 
schist aus der Feuerwehr und der Ge¬ 
werkschaft ausgeschlossen wurde und 
auch seinen Arbeitsplatz verlassen 
musste. Wir werden in Zukunft weiter 
aufklären. Gerade für die Älteren von 
uns ist Peter Gingold ein Vorbild, ein 
Mutmacher im Kampf gegen den Fa¬ 
schismus. In diesem Sinne handeln wir. 

Die Fragen stellte Adi Reiher 


Die Politik hetzt: Flüchtlinge werden 
auf geteilt, in die, die vor Terror mit 
Waffengewalt fliehen, und die, die 
vor Terror mit Not und Ausbeutung 
fliehen. Letztere werden als „Wirt¬ 
schaftsflüchtlinge“ diffamiert, die aus 
„sicheren Herkunftsländern“ kom¬ 
men. Merke, solange du nur hungerst, 
deine Familie keine Zukunft hat, du 
dir Gesundheit, Bildung und Kultur 



nicht leisten kannst, lebst du in einem 
sicheren Land. 

Der Stammtisch pöbelt: „Wir kön¬ 
nen doch nicht alle aufnehmen.“ Statt 
von Menschen wird von Asylanten¬ 
schwemme geredet. Es wird geradezu 
auf Probleme gewartet, die sich aus 
der oft unmenschlichen Unterbrin¬ 
gung von Flüchtlingen ergeben, um 
sich seinen Rassismus zu legitimieren. 
„Ich habe ja nichts gegen Flüchtlinge, 
aber ...“ 

Nazis marschieren, prügeln, brand¬ 
stiften. 

Die Herrschenden, Konzerne, 
Banken und ihre Regierung, ziehen 
dreierlei Nutzen daraus: 

Keiner fragt nach den Ursachen 
und den Verursachern der Flucht. 
Es wird nicht daran gedacht, wer die 
Kriege im Mittleren und Nahen Osten 
begann, wer den IS hochgepäppelt, Li¬ 
byen ins Chaos gestürzt hat, an der so¬ 
zialen Katastrophe in Afrika verdient. 

Die Konkurrenz zwischen den 
Beherrschten vernebelt den Blick 


Am 12. August fand auf den Färöer- 
Inseln wieder ein Grindwaltreiben 
statt, bei dem Aktivisten der militan¬ 
ten Tierschutzgruppe „Sea-Shep-herd“ 
festgenommen wurden. 

Die Organisation veranstaltete 
Mahnwachen, um Dänemark dazu 
aufzurufen, Druck auf die Inselregie¬ 
rung auszuüben, das jahrhundertealte 
„Grindadräp“ zu verbieten, bei dem 
Grindwalherden in eine Bucht getrie¬ 
ben und dort im Wasser erlegt werden. 
Das Fleisch wird später an die Bevöl¬ 
kerung verteilt. Der größte Teil der 
färöischen Küche besteht aus Fleisch. 
Aufgrund der unwirtlichen, felsigen 
Inseln wachsen Getreide und Gemü¬ 
se nicht gut. 

„Sea-Shepherd“ hat mit seinen Ak¬ 
tionen erreicht, dass Touristenschif¬ 
fe einen Bogen um die Inseln in der 
Nordsee machen. Ob der Protest vor 
der dänischen Botschaft Einfluss ha¬ 
ben wird, dürfte fraglich sein, da das 
Autonomiegesetz von 1948 den Färin¬ 
gern, die obendrein nicht in der EU 
sind, innenpolitische Autonomie zusi¬ 
chert. Dennoch drängt „Sea-Shepherd“ 
auf ein Einschreiten auch der EU. 

Der Grindwal ist nicht vom Aus¬ 
sterben bedroht und wird tatsächlich 
zur Fleischgewinnung erlegt. Das ar¬ 
chaische Ritual, die Tiere zu erle¬ 
gen und deren Fleisch an die Bevöl¬ 
kerungsgemeinschaft zu verteilen 
stammt aus einer Zeit, als das Be¬ 
wusstsein des Menschen gegenüber 
den Tieren und der Natur völlig an¬ 
ders ausgeprägt war. Die rot gefärbte 


auf die, die von der Ausbeutung 
profitieren, der Ausbeutung hier, 
der Ausbeutung mittels Exportwal¬ 
ze in der Peripherie der EU und der 
internationalen Ausbeutung. Solan¬ 
ge der blonde, blauäugige Besitzer 
eines deutschen Passes im schwarz¬ 
köpfigen seinen Gegner sieht und 
beide im Flüchtling ohne deutschen 
Pass, solange sind die Herrschafts¬ 
verhältnisse stabil. 

Standortlogik und „Wir“-Gefühl 
bilden eine gute Ausgangsbasis um 
die Arbeiterklasse in die internati¬ 
onale Strategie des deutschen Kapi¬ 
tals einzubinden. Die vormalige Ar¬ 
beiterpartei SPD ist dem vollstän¬ 
dig erlegen, Gabriel und Steinmeier 
versuchen dem deutschen Imperia¬ 
lismus bestenfalls noch ein humanes 
Tarnmäntelchen umzuhängen. Aber 
auch Gregor Gysi findet Bundes¬ 
wehreinsätze, die Flüchtlinge an der 
Mittelmeergrenze der EU aufgrei¬ 
fen/retten, gut und weiß auch, dass 
nicht die ganze Menschheit bei uns 
Platz hat. Hier werden Grundsätze 
über Bord gekippt, die unverzicht¬ 
bar sind. 

Was setzen wir dem entgegen: 

★ Natürlich: „Refugees welcome“, 
jede Aktion, jede Hilfe, jeder Kon¬ 
takt zu und für Flüchtlinge ist not¬ 
wendig und richtig. Sachspenden, 
die Aufnahme in Sportvereine - wir 
sind dabei. 

★ Rassismus bekämpfen. Im Gro¬ 
ßen, wenn Rassisten aufmarschie¬ 
ren, aber auch im Kleinen, wenn der 
Nachbar nicht mehr differenziert, 
sondern über einen Kamm schert, 
von der Asylanteschwemme redet - 
widersprechen! 

★ Über die Ursachen und Verursa¬ 
cher der Flucht aufklären. 

★ Dem „Wir 44 entgegentreten, dass 
die Einheit von Ausbeutern und 
Ausgebeuteten propagiert, um das 
„Wir“ kämpfen, das die Einheit der 
Ausgebeuteten meint, in Deutsch¬ 
land, in der EU, weltweit. 


Bucht und das martialische Schlachten 
nach genau vorgeschriebenen Regeln 
treibt dem Mitteleuropäer den Schock 
in die Glieder. 

Die Färinger kontern, dass die Kri¬ 
tiker sich emotional ködern ließen und 
von der modernen Nahrungsmittelge¬ 
winnung entfremdet seien. Nun, man 
könnte sich in der Tat die Frage erlau¬ 
ben, wie viele der „Empörten“ hierzu¬ 
lande nach ihrem Protest in sozialen 
Netzwerken zum günstigen Fleisch aus 
dem Supermarkt oder vom Fastfood- 
Imbiss greifen, ohne zu wissen, was bei 
dessen Erzeugung vor sich ging. Der 
Tourismus ist sicherlich der wundeste 
Punkt, an dem die Kritiker des Wal¬ 
treibens ansetzen konnten, und nicht 
wenige Färinger fordern ein Umden¬ 
ken in den Praktiken des Walfanges 
oder gar gleich ein Ende. 

Doch sind es ausgerechnet die Be¬ 
wohner der kapitalistischen Indus¬ 
triestaaten mit ihren Tierfabriken, 
die das Töten von Tieren zur Fleisch¬ 
gewinnung laut kritisieren dürfen? 
Und picken sich nicht vielleicht Or¬ 
ganisationen wie „Sea-Shepherd“, de¬ 
ren Chef Paul Watson erklärte, er sei 
„kein Anhänger der menschlichen 
Spezies“, medienstarke Punkte aus 
dem Mosaik, ohne wirklich den ver¬ 
nünftigeren Weg der Befreiung des 
Tieres über den Weg der Befreiung 
des Menschen aus diesem Gesell¬ 
schaftssystem zu suchen? Ein objek¬ 
tiverer Umgang mit dem Thema Tier¬ 
schutz und Nahrungserzeugung wäre 
dringend angebracht. 


Kommentar von Christoph Kühnemund 

Show auf den Färöern 
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Extreme Rechte in den USA 

Ein vielschichtiges, komplexes und zum Teil widersprüchliches Geflecht 


E s seien „gewöhnliche Menschen die we¬ 
der verrückt, irrational, dumm oder oppor¬ 
tunistisch und noch nicht einmal zwangsläu¬ 
fig fanatisch“ seien, schreibt Matthew N. Lyons in 
dem Band „Arier, Patriarchen, Übermenschen - 
Die extreme Rechte in den USA 4 Sondern „ex¬ 
trem rechte Bewegungen erhalten Zulauf, weil 


sie menschliche Ängste, Sorgen, Hoffnungen und 
Wünsche ansprechen und vermeintliche Erklä¬ 
rungen für gesellschaftliche Probleme und Kri¬ 
sen anbieten“ 

Das kommt uns irgendwie bekannt vor. Ganz so 
einfach, wie es klingt, ist es aber trotzdem nicht. 
Die extreme Rechte in den USA ist ein viel¬ 
schichtiges, komplexes und zum Teil wider¬ 
sprüchliches Geflecht, in dem Rassismus, bzw. 
die Vorherrschaft der weißen Rasse eine große 
Rolle spielt. Zudem aber auch Antisemitismus, 
Islamophobie, Homophobie und Sexismus. Wo¬ 
bei nicht jede Gruppierung die gesamte Palette 
abdeckt, und es mitunter auch zu kruden Alli¬ 


anzen kommt, z.B. mit jüdischen Gruppierun¬ 
gen oder People of Colour. Bezeichnend - zu¬ 
mindest für einen Teil der rechten Szene - ist 
eine, wie Lyons es nennt, „Regierungsskepsis“, 
Nicht-Anerkennung der US-Regierung bis hin 
zu einer kompletten Ablehnung des Systems, 
die Solidarität mit Muammar al-Gaddafi eben¬ 


so möglich macht wie mit Syrien, dem Iran, Ve¬ 
nezuela oder Nord-Korea. Das wiederum bietet 
Anknüpfungspunkte auch an linke Milieus. 

Als Ursache für das Erstarken rechter Kräfte 
in den USA sieht der Autor tiefgreifende soziale, 
kulturelle und politische Veränderungen in den 
1970 und 1980er Jahren. In den Jahrzehnten da¬ 
vor sei der Kalte Krieg prägend gewesen, „der 
Hauptfeind war die Sowjetunion“. Dann folgte 
Lyons zufolge die Phase der Revolte, in der z.B. 
die Frauen- und Homosexuellen-Bewegung er¬ 
starkte. 

Zunächst gründeten sich klassische Neonazi- 
Gruppierungen, der Ku Klux Klan wurde reak¬ 


tiviert, In den 1980er Jahren tauchten dann mi¬ 
litante Skins auf, z.B. die American Front und 
Hammerskin Nation. Mit ihnen entstand auch 
eine bedeutende rechte Musikszene. 

All das geschah parallel zur Entwicklung in 
Europa, und es gab und gibt enge Verbindungen. 
Bereits 1962 wurde die World Union of National 
Socialists gegründet, die heute Mitgliedsorgani¬ 
sationen in 25 Staaten hat. 

Besonders enge Verbindung zur bundesdeut¬ 
schen Neonaziszene hatte die in Lincoln, Ne¬ 
braska ansässige NSDAP/AO (National Socia¬ 
list German Workers Party/Overseas Organiza¬ 
tion. Deren „Führer“, Gary Lauck, wurde im so 
genannten Bückeburger Prozess vernommen. 
Angeklagt waren mehrere Neonazis aus dem 
Umfeld der Wehrsportgruppe Hoffmann und 
der Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nati¬ 
onale Aktivisten (ANS) von Michael Kühnen. 
Lauck wurde mit viel Pomp im wahrsten Sin¬ 
ne des Wortes eingeflogen, mit Polizeieskorte 
vom Flughafen Hannover nach Bückeburg und 
zurück geleitet - um als Entlastungszeuge für 
Kühnen zu fungieren. Trotz bestehenden Haft¬ 
befehls konnte er die BRD unbehelligt wieder 
verlassen. In besagtem Bückeburger Prozess 
wurden erstmals in der Geschichte der BRD 
Neonazis als Terroristen verurteilt. 

Der Prozess findet indes in dem Band logi¬ 
scherweise keine Erwähnung, da dieser aus US- 
amerikanischer Sicht geschrieben wurde. Wohl 
aber Lauck und seine NSDAP/AO. 

Einen großen Unterschied gibt es allerdings: 
in den USA existiert eine weit verzweigte christ¬ 
liche Rechte. Diese hat sich primär die Vertei¬ 
digung der männlichen heterosexuellen Herr¬ 
schaft zur Aufgabe gestellt. Dabei gibt es zwei 
Lager: die einen, die innerhalb des Systems ihre 
Gott gefälligen Vorstellungen umsetzen möch¬ 
ten, und die anderen, die das politische System 
der USA durch eine totalitäre Theokratie er¬ 
setzen wollen. 

Feministinnen, Lesben und Schwule sind 
ihnen allen ein Gräuel, die 1963 erlassene Ab¬ 
schaffung des Schulgebets und der 1973 lega¬ 
lisierte Schwangerschaftsabbruch erscheint ih¬ 
nen als Anfang des Untergangs des christlichen 
Abendlandes. Folglich kaprizieren sie sich auf 
Themen wie Familie, Geschlecht, Sexualität und 
Reproduktion. Häufiges Angriffsziel der christ¬ 
lichen Rechten sind Kliniken, in denen Abtrei¬ 
bungen durchgeführt werden. 

Christliche Rechte propagieren vorsichtig 
formuliert ein konservatives Familienbild. Man¬ 
che Gruppierungen erheben den Mann zum 



Nazis bei einer Aktion vor dem US-Capitol in Washington im Jahr 2008. 


Gott, während die Frau keine eigenen Entschei¬ 
dungen treffen, und nicht für sich selbst spre¬ 
chen darf. Männern wird das Recht zugespro¬ 
chen, ihre Frauen und Kinder streng zu kont¬ 
rollieren, etwa wann sie schlafen gehen, oder 
welche Bücher sie lesen. 

Lyons gibt einen spannenden Überblick über 
die verschiedenen Akteure, die unterschiedlichen 
Aktionsfelder, Gemeinsamkeiten, Unterschiede 
und Widersprüche der extrem rechten Szene der 
USA, bzw. der unterschiedlichen Spektren und 
Strömungen, und analysiert deren Verhältnis zu 
anderen politischen Kräften sowie ihren gesell¬ 
schaftlichen Einfluss. Der Autor erläutert nach¬ 
vollziehbar seine Herangehensweise, seine Kate¬ 
gorisierungen, die politische Einordnung und sei¬ 
ne Einschätzungen. Auf 88 Seiten ist das Thema 
natürlich nicht erschöpfend behandelt. Aber es 
bietet einen umfassenden Überblick sowie eine 
fundierte Grundlage, sich intensiver mit diesem 
oder jenem Spektrum zu befassen. Und Lyons 
differenzierte Darstellung spornt dazu an. 

Birgit Gärtner 

Matthew N. Lyons, Arier, Patriarchen, Übermen¬ 
schen - Die extreme Rechte in den USA, Münster 
2015, 88 S., 7,80 Euro 
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Die Saat ist aufgegangen ... 

Der Aufstand des Abendlandes. AfD, PEGIDA & Co.: Vom Salon auf die Straße 


Wer immer noch notwendige Warnungen vor der 
Neuen Rechten, die in unterschiedlichster Ge¬ 
stalt auftritt und Zulauf erhält, für übertriebenen 
Alarmismus oder gar für überflüssig hält, dem 
sei das vorliegende kleine Bändchen nachdrück¬ 
lich zur Lektüre empfohlen. Wie die Verfasser 
anderer Publikationen bieten auch seine Auto¬ 
ren Einblicke in widersprüchliche, schwierig zu 
durchschauende und dennoch furchterregende 
Erscheinungen aus jüngster Zeit. Die sorgfältig 
ausgebreiteten Fakten lassen den Leser erschre¬ 
cken: Während in den großbürgerlich geprägten 
Medien und in jenen Veröffentlichungen, die auf 
dem bundesdeutschen Medienmarkt dominie¬ 
ren, zumeist lediglich besonders skandalträch¬ 
tige Ereignisse benannt und diese zudem allzu 
oft nur in heuchlerischer Art und Weise kritisiert 
werden, richtet sich hier der Blick tief in regio¬ 
nale und lokale Bereiche. Da tauchen zahlrei¬ 
che Namen von Personen auf, die gleichsam vor 
Ort jenes Gedankengut verbreiten, das gemein¬ 
hin nur Petry, Gauland, Lucke, Bachmann usw. 
zugeschrieben wird. Hingegen sehen sich hier 
der große Facettenreichtum in den neuen rech¬ 
ten Erscheinungen sowie die Alltäglichkeit po¬ 
litisch-ideologischer Argumentationsstrukturen 
und üblicher Metaphern deutlich erhellt. 

Nach einem einleitenden Teil, der generel¬ 
le Informationen zum Thema und methodische 
Überlegungen enthält, wird ein aufschlussrei¬ 
cher Überblick über eine Vielzahl der neuen 
bürgerlichen Protestbewegungen in Deutsch¬ 
land geboten. Dem folgt ein Kapitel, das diese in 
das politische Kräftespektrum der 2010er Jahre 
einordnet. Zu begrüßen ist die Aufnahme eines 
Exkurses über rechtspopulistische Erscheinun¬ 
gen in Großbritannien, Frankreich und Italien. 


An anderen Stellen wird auch auf Österreich 
und die Schweiz geschaut. Das ermöglicht Ver¬ 
gleiche und weckt zugleich Neugier auf Aussa¬ 
gen zu weiteren europäischen Ländern. Ein ab¬ 
schließendes, relativ kurzes Kapitel ist Fazit und 
Ausblick gewidmet. 

Deutlich markieren die Verfasser jene Hy¬ 
pothesen, von denen sie sich in ihrer Analyse 
und Kritik grundsätzlich leiten ließen. Ross und 
Reiter gelte es zu benennen, also Ursachen zu 
erhellen und Zusammenhänge zu fixieren. Völ¬ 
lig berechtigt werden Auffassungen bezweifelt, 
denen zufolge mehr oder weniger nur Zufälle 
dazu geführt hätten, dass AfD einerseits und der 
Protest auf den Straßen andererseits nebenein¬ 
ander existieren. Das besonders zu begrüßen¬ 
de Anliegen der Autoren besteht darin, das als 
symbiotisch charakterisierte Verhältnis beider 
Erscheinungen zu untersuchen. 

Salon und Straße - mit diesen Begriffen wer¬ 
den wesentliche Bestandteile des gegenwärtig 
von einigen Teilen der deutschen Eliten aus 
Wirtschaft, Politik und regierenden Parteien un¬ 
ternommenen Versuches bezeichnet, Schritt für 
Schritt ein weiter nach rechts verschobenes Ge¬ 
sellschaftsprojekt zu etablieren. Dieses sei in ers¬ 
ter Linie „wirtschaftsfreundlich“, von einer neu¬ 
en „Ordnungsidee“ getragen und könne nicht 
anders als autoritär bezeichnet werden. Was in 
kapitalkräftigen Kreisen, deren Rolle selten the¬ 
matisiert wird, sowie in den bürgerlichen Salons 
vorgedacht worden sei, werde gegenwärtig von 
einer massenhaften Bewegung auf die Straße ge¬ 
tragen. Und bei dieser gehe es nicht schlechthin 
um einen „plumpen Rassismus“, wie oft erklärt 
wird, sondern „um die Herstellung einer Mas¬ 
senbasis, die dem fortgesetzten Abbau von so¬ 


zialen und demokratischen Rechten auf breiter 
Linie zuträglich sein soll.“ (S. 116) Es könne „da¬ 
von ausgegangen werden, dass mit der AfD und 
ihrem in Bürokratie, Wissenschaft, Wirtschaft 
und Politik erfahrenem Personal ein professio¬ 
nalisierendes Element in die deutsche Rechte 
gekommen ist, das bereits jetzt Rückwirkungen 
auf deren Platz im politischen Kräftespektrum 
der bürgerlichen Gesellschaft hat.“ (S. 18) Die 
Saat geht also auf: zielorientierte und machtpo¬ 
litisch geprägte Veränderungen lassen sich im 
Feld neu-rechter Parteien und der Bewegungen 
erkennen. Ihre ideologische Liaison jedenfalls 
trägt bereits gegenwärtig Früchte. 1 

Es wäre vermessen, von einer solchen knap¬ 
pen Überblicksdarstellung sowie von der auf 
einen zentralen Aspekt fokussierten Untersu¬ 
chung darüber hinausgehende Ergebnisse er¬ 
warten zu wollen. Weiteres Beobachten und 
Analysieren sind erforderlich. 2 Allerdings be¬ 
stätigt alles, was nach Redaktionsschluss dieser 
lesenswerten Publikation über die politische 
Bühne gegangen ist, sowohl die dargestellten 
kausalen Zusammenhänge als auch die Notwen¬ 
digkeit, den weiter zu erwartenden Erscheinun¬ 
gen eindeutig und konsequent zu widerstehen. 
Politikern aller Parteien, die sich als demokra¬ 
tisch verstehen, wäre daher die Lektüre des Ban¬ 
des eindringlich zu empfehlen. 

Manfred Weißbecker 

1 Ob dies, wie Tomasz Konicz meint, generell als eine 
„Allianz zwischen Mob und Elite“ bezeichnet werden 
kann,die fürden deutschen Präfaschismus charakteris¬ 
tisch sei, und ob sich der europäische Kontinent bereits 
„auf dem Weg in einen Faschismus des 21. Jahrhun¬ 
dert“ befindet, darf bezweifelt werden. Tomasz Koni¬ 


cz: Kampffeld Europa. In: neues deutschland,20.7.2015, 
S. 10. 

2 Einer der Autoren, Phillip Becher, verwies im Neuen 
Deutschland vom 22.7.2015, S. 4 auf paradoxe Situatio¬ 
nen und zu erwartende Entscheidungskämpfe im Rin¬ 
gen um ein gemeinsames Projekt der Neuen Rechten, 
mit dem ein „mögliches gegenseitiges Kannibalisieren 
der Rechtskräfte“ vermieden werden soll. 

Phillip Becher, Christian Begass und Josef Kraft: 
Der Aufstand des Abendlandes. AfD, PEGIDA & 
Co.: Vom Salon auf die Straße (Neue Kleine Bib¬ 
liothek 216), PapyRossa Verlag Köln 2015,130 S., 
ISBN 978-3-89438-587-3,11,90 Euro. 
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Erinnern an Thomas Manns Aktualität 

Zu seinem 60. Todestag 







iwi 


Am 21. Juli 1949 besuchte Thomas Mann Weimar, wo ihm der Goethe Preis verlie¬ 
hen wurde. Neben ihm Werner Eggerath, Ministerpräsident von Thüringen. 


J edes Erinnern an Thomas Mann 
(1875-1955) zeigt, wie dieser 
Schriftsteller und Denker in un¬ 
serem Geist verwurzelt ist, wie eine 
deutsche Kulturgeschichte nicht auf 
ihn zu verzichten vermag und eine eu¬ 
ropäische ihn zu ihrem Kronzeugen 
machte, wie er alle Moden überdauert 
hat und nach wie vor als strahlendes 
Beispiel deutscher Literatur vor Au¬ 
gen steht, aber auch als ein Beispiel 
für eine tadelsfreie moralische Hal¬ 
tung, die bis heute nur zu gerne durch 
Anekdoten und Schnurren, Spitzfindi¬ 
ges zu Thomas Manns Sexualität und 
Ehe, Abseitiges zu seinem Verhältnis 
zu den Nazis verdächtigt wird. Seine 
Beispielhaftigkeit wurde bereits in 
seinem Welterfolg „Buddenbrooks“ 
deutlich, der für viele Menschen die 
erste, meist eine sehr dauerhafte Er¬ 
innerung an Thomas Mann ist und 
vielen bis heute sogar als Stadtführer 
für Lübeck dient: Der Roman ist, wie 
viele Werke des Nobelpreisträgers, 
nicht ohne das patrizische Bürger¬ 
tum Lübecks zu denken; sein Schöp¬ 
fer zeigte Tugenden und Grenzen die¬ 
ser Bürgerlichkeit auf, mit dem er sich 
noch in Übereinstimmung fühlte und 
dessen Bürgerlichkeit er lebenslang 
zu führen versuchte. Umso bemer¬ 
kenswerter ist die Ehrlichkeit dieses 
Romans, der den Untertitel Verfall 
einer Familie trägt und damit auf ei¬ 
nen Epochenumbruch aufmerksam 
macht: Es war der Übergang von ei¬ 
ner „deutschbürgerlichen Kultur“ 
(Thomas Mann: Lübeck als geistige 
Lebensform) auf hohem moralischen 
und kulturellen Niveau zu einer impe¬ 
rialistischen Herrschaftspolitik ohne 
moralische Werte. Melancholisch 
nahm Thomas Mann Abschied von 
einer Gesellschaft, die er selbst ver¬ 
körperte. Was ihm über den Verlust 
hinweghalf, war seine vielgerühmte 
Ironie, die im Romanfragment Be¬ 
kenntnisse des Hochstaplers Felix 
Krull (1954) geradezu satirisch zum 
schelmenromanhaften Abschied von 
der Bürgerlichkeit überhöht wurde, 
als Thomas Mann einen pervertier¬ 
ten Bürgersohn, der die personifi¬ 
zierte Verantwortungslosigkeit ist, 
zum Kriminellen werden lässt. Kon¬ 


sequent setzte Thomas Mann sein 
Thema des bürgerlichen Menschen 
lebenslang durch. Der schlichte Bür¬ 
gerliche Hans Castorp im Bildungs¬ 
roman Der Zauberberg (1912-1924) 
setzt sich nicht nur mit seiner Klasse 
auseinander und schließlich von ihr 
ab, sondern verlässt auch mit seinem 
Weggang aus dem Hochgebirgssa- 
natorium eine zum Untergang ver¬ 
urteilte Welt, die überholter Libera¬ 
lismus, ausgehöhlte Demokratie und 
bildungsstolze Arroganz nicht mehr 
zu erhalten vermögen. Es war folge¬ 
richtig, dass Thomas Mann auf diesem 
Wege frühzeitiger als andere zum An¬ 
kläger des Faschismus wurde und es 
dauerhaft geblieben ist. In der No¬ 
velle Mario und der Zauberer (1930), 
die im faschistischen Italien spielt, 
beschrieb er eine dämonische At¬ 
mosphäre, die in selbstverständlicher 
Menschenverachtung mündet. Es war 
nicht nur eine Beschreibung der Ma¬ 
nipulation des Menschen durch den 
Faschismus, sondern darüber hinaus 
die Darstellung eines fremdbestimm¬ 
ten Menschen, der zu jeder Tat fähig 
gemacht wird. Mit dem Roman Dok¬ 
tor Faustus (1947) schuf er ein gi¬ 
gantisches Werk über die Ursachen, 
Gründe und weitverzweigten Wir¬ 
kungen faschistischen Denkens, wie 
es heute noch im Alltagsgewande to¬ 
leriert wird. Dabei hat Thomas Mann 
die eigene Bürgerlichkeit nie aufge¬ 
geben, auch wenn er zum Partner al¬ 
ler, auch der sozialistischen Exilanten 
im Dritten Reich und zum scharfen 
Gegner jeder Art von Antikommunis¬ 
mus wurde. Seine Bildung bewahrte 
ihm seine Toleranz gegenüber Flücht¬ 
lingen, Andersdenkenden, die er als 
Partner wahrnahm und wodurch er 
in Umrissen eine andere menschli¬ 
che Zukunft erkannte. Aber seine 
Bürgerlichkeit hatte nichts mit Bour¬ 
geoisie zu tun, sondern war ein Erbe 
der Bildung und der Kunst; Bildung 
wurde bei ihm zur Kunst, ein heute 
nur selten zu findender Vorgang, wes¬ 
halb Kunst oft an Dauer und Stetig¬ 
keit verliert und zum kurzen Event 
verkümmert. Dass die Verbindung 
von Bildung und Kunst zum Tode ver¬ 
urteilt ist, wenn sie ihre gesellschaftli¬ 


che Funktion aufgibt, beschrieb Tho¬ 
mas Mann in seiner Novelle Der Tod 
in Venedig (1913). 

Thomas Mann war als Zeitgenos¬ 
se des europäischen Naturalismus 
und seiner Auflösung in verschiede¬ 
ne Strömungen in die Literatur einge¬ 
treten. In seiner Sicht waren die Bud¬ 
denbrooks ein „naturalistischer Ro¬ 
man“, der sich aus einer „städtischen 
Chronik“ entwickelt habe. Mehrfach 
wiederholte er diese Beschreibung. 
Naturalistisch war die Treue des De¬ 
tails ebenso wie die genaue Beurtei¬ 
lung des Milieus als einer wesentli¬ 
chen Konstante der menschlichen 
Psyche. Als Thomas Manns Verleger 
Samuel Fischer 1934 starb, reagier¬ 
te der Schriftsteller, der Deutsch¬ 
land bereits verlassen hatte, mit einer 
Darstellung seiner Erschütterung und 
seiner Beziehung In memoriam S. Fi¬ 
scher. Darin beschrieb er sich als ei¬ 
nen Schriftsteller des Naturalismus, 
in einer Reihe mit Arthur Schnitzler, 
Gerhart Hauptmann, Henrik Ibsen 
und anderen. Diese Ansicht durch¬ 
zieht Thomas Manns essayistisches 
Werk von Anfang an. Der Ausgangs¬ 
punkt waren die Betrachtungen eines 
Unpolitischen (1918): „ ... es ist für 
Deutschland der vielleicht erste und 
einzige naturalistische Roman und 
auch als solcher, schon als solcher von 
künstlerisch internationaler Verfas¬ 
sung, europäisierender Haltung, trotz 
des Deutschtums seiner Menschlich¬ 
keit.“ Auch das war ein prägendes 
Kennzeichen seines Denkens und 
seines Werkes. Er fühlte sich stets als 
ein Deutscher in der Welt, weil er das 
Internationale achtete, die anderen 
Menschen, die andere Kunst, das an¬ 
dere Leben. Er sah in der Kunst eine 
Möglichkeit der Einheit von Welt und 
Deutschland, eine Einheit, die der Fa¬ 
schismus zerstört hatte. 

Thomas Mann hat präzise Zeit- und 
Ortsangaben in die Buddenbrooks ein¬ 
gebaut, die den umfangreichen histo¬ 
rischen und territorialen Hintergrund 
gliedern, auf den er in allen seinen Wer¬ 
ken größten Wert legte: Er wurde vor 
allem vom ausgehenden 19. Jahrhun¬ 
dert geliefert, das der Autor für sich in 
Anspruch nahm. In den Buddenbrooks 
bietet das 1. Kapitel des 1. Teils zu Be¬ 
ginn den zeitlichen Einstieg: 1835; der 
Roman endet mit dem Tod Hanno 
Buddenbrooks 1877. Lebens- und Ar¬ 
beitsgrundsatz der Kaufmannsfamilie 
Buddenbrook war: 

„Mein Sohn, sey mit Lust bey den 
Geschäften am Tage, aber mache nur 
solche, dass wir bey Nacht ruhig schla¬ 
fen können.“ Der Satz findet sich früh¬ 
zeitig in der Familienchronik und wur¬ 
de der Satz für Sinnen und Tun der 
Familie; er trug sie über fast ein Jahr¬ 
hundert und er verlor seine Gültigkeit, 
als ein solcher moralischer Grundsatz 
seine Bedeutung verlor. Man schlief 
auch in den nächsten Generationen ru¬ 
hig, wenn man Kriege geführt, Völker 
vernichtet und massenhaft Verbrechen 
begangen hatte. Die „grausame Bruta¬ 
lität des Geschäftslebens“ ließ Thomas 
Buddenbrook alle moralischen Skrupel 
aufgeben, um wieder in den Kreis der 
soliden Bürger aufgenommen zu wer¬ 
den, die längst ihre Solidität verloren 
hatten. In diesem Zwiespalt ging die 
Familie unter, mit ihr die vorbildliche 
Bürgerlichkeit, der sich Thomas Mann 
verpflichtet sah. Zwischen diesem Ver¬ 
fall einer Familie und dem Untergang 
einer ganzen Welt, einschließlich ihrer 
geistigen Repräsentanten, wie Thomas 
Mann sie im Doktor Faustus gestalte¬ 
te, lag nicht einmal ein halbes Jahrhun¬ 
dert. Aus dem melancholischen Bürger 
der Jahrhundertwende von 1900 war 
ein „militanter Humanist“ geworden. 
Thomas Mann forderte 1936 in seiner 
Rede Der Humanismus und Europa 
einen „militanten Humanismus“ als 
Gegensatz zu jeglichem Fanatismus. 
Seine Bücher wurden zu Sendschrif¬ 
ten dieses Humanismus, der zu einem 
der politischen Ziele des Schriftstellers 
wurde. In besagter Rede ging er auch 
auf die europäischen Traditionen, auf 


den griechisch-römischen Mythos ein, 
aber auch auf das moderne Europa. 
An dieser Bestimmung des moder¬ 
nen Europas hat sich nichts geändert, 
vielmehr sind Thomas Manns Feststel¬ 
lungen aktueller geworden: „Euro¬ 
pa wird nur sein, wenn der Humanis¬ 
mus seine Männlichkeit entdeckt und 
nach der Erkenntnis handelt, dass die 
Freiheit nicht zum Freibrief ihrer Tod¬ 
feinde und ihrer Mörder werden darf.“ 


Dass Kredite, Privatisierungen, soziale 
Einschnitte zu Europas Voraussetzun¬ 
gen gehören, wie wir es erleben, dass 
die Mörder und Brandstifter wieder 
unter uns sind gegen Flüchtlinge, wie 
auch Thomas Mann einer war, dem von 
fremden Ländern geholfen wurde dem 
Faschismus zu entkommen, davon war 
in Thomas Manns Bestimmung Euro¬ 
pas keine Rede. 

Rüdiger Bernhardt 


Thomas Mann hielt von Herbst 1940 bis zum Mai 1945 über das 
deutschsprachige Programm der BBC eine Reihe von meist monat¬ 
lich ausgestrahlten Reden an deutsche Hörer. 

Die folgende Ansprache wurde am 31. Januar 1945 ausgestrahlt: 

Deutsche Hörer! 

Das elende Subjekt, das sich noch Deutschlands Führer nennt und jeden, 
der sich der irren Fortsetzung eines über und über verlorenen Krieges wi¬ 
dersetzt, mit schmählichem Tode bedrohen darf- Hitler also, hat den zwölf¬ 
ten Geburtstagseiner Herrschaft, den schwärzesten Kalendertag der deut¬ 
schen Geschichte, mit einer Radio-Rede begangen, der ihr Bewohner des 
besetzten Gebietes kaum noch werdet zugehört haben. Was geht es euch 
an, welche Register seiner vertrauten Schundrhetorik er zieht, um sein zur 
Neige gehendes Gaunerdasein heroisch zu verklären und sich als Gottes¬ 
streiter, als den erwählten Verteidiger Deutschlands gegen eine Welt tü¬ 
ckischer Neidlinge, als den Vorkämpfer Europas gegen die auf nichts als 
Zerstörung sinnenden Horden des Ostens hinzustellen! 

Sich selbst und das deutsche Volk, soweit es noch zuhört, sucht er noch 
einmal mit diesem schwachsinnigen, aber freilich unendlich unverschäm¬ 
ten Gefasel zu betäuben. Erführt den Namen Deutschlands im Munde, 
des Landes, das er verdorben, entgeistet, von Grund aus und in jedem Sinn 
ruiniert hat, das er auf den tiefsten Punkt seiner Geschichte geführt und 
vor Gott und der Welt zum Greuel gemacht hat. „Europa“, sagt er - und 
meint den Erdteil, den er mit Füßen getreten, gefoltert, geschändet, ent¬ 
mannt, ausgemordet, aus dem er sechsundzwanzig und eine halbe Milliar¬ 
de Dollars an sogenannten Besetzungskosten und an unbezahlten Gütern 
gepresst hat und für dessen Schutzherrn gegen östliche und westliche 
Seelenlosigkeit er sich nun ausgibt. 

Kann noch irgendein Deutscher das ranzige Gerede dieses Menschen 
von der plutokratisch-bolschewistisch-jüdischen Weltverschwörung ge¬ 
gen ihn, den Verteidiger der höchsten Güter des Abendlandes, ohne den 
äußersten Ekel hören? Er hat das deutsche Volk belogen und ihm den Sinn 
vergiftet mit jedem Wort, das er ihm je ins Ohr bellte und heulte. Jetzt will 
er sich vor dem ihm eingeborenen, dem unvermeidlichen Verhängnis ret¬ 
ten, sich und sein mit Verbrechen beladenes Regime, und wieder belügt er 
ein Volk, das schon sein Alles für eine verworfene Sache hingegeben hat. 
Damit es weiter, immer weiter aushält, blutet und opfert in einem ver¬ 
lorenen Kampf, schwört er ihm, dass nichts, was es jetzt leidet, auch nur 
entfernt den Vergleich werde aushalten können mit dem entsetzlichen 
Elend, das Deutschland zu gewärtigen habe als Folge seiner eingestande¬ 
nen Niederlage. Er tut, als werde es Deutschland ergehen wie den Ländern, 
in die die Gestapo einzog hinter seinen Truppen. Er tut, als seien Deutsch¬ 
lands Gegner Nazis und würden sich gegen den Besiegten benehmen, wie 
Nazis das tun. 

Deutschlands Gegner und Besieger sind aber keine SS-Schinder und Bes¬ 
tien, sondern Menschen - ihr Bewohner des besetzten Gebietes im Westen 
wisst es schon. Eben weil sie Menschen sind, die sich in grundsätzlichem 
Gegensatz zum Nationalsozialismus noch an einen gewissen Ehrenkodex 
des Rechtes und der Gesittung gebunden fühlen, waren sie zeitweilig im 
Nachteil gegen einen Feind, der solche Hemmungen nicht kannte. 

(...) 
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Heinz Marohn, 

der am Bl. Juli im 
Alter von 93 Jahren 
starb. 

Kämpferischer Kommunist 


Er setzte seine Kraft ein, die antikommunisti¬ 
schen Lügen gegen Ernst Thälmann zu entlarven. 
Seine Arbeiten zusammen mit Eberhard Czichon 
(»Thälmann. Ein Report« und »Aber ich glaube 
an den Triumph der Wahrheit«) wurden von den 
»Gewendeten« geschmäht. 

Für den Genossen Thälmann: Hoch die Faust! 
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Politisches Buch 


unsere zeit m 


Streitbare Handreichung 

Rezension: „Rufmord - Die Antisemitismus-Kampagne gegen links“ von Wolfgang Gehrcke 



2014: Viele Linke, die sich bei Aktionen gegen die Bombardierung des Gaza-Streifens durch die israelische Armee und die 
Politik der israelischen Regierung wandten, wurden damals als Antisemiten denunziert. 


D as von Wolfgang Gehrcke mit¬ 
verfasste Buch „Die deutsche 
Linke, der Zionismus und der 
Nahost-Konflikt“ ( PapyRossa, 2009) 
hat wertvolle (Auf)Klärungsarbeit ge¬ 
leistet und wie gewollt eine „notwen¬ 
dige Debatte“ ausgelöst. Nun legt der 
Autor - notgedrungen - nach, um auf¬ 
zuzeigen, „wie Antisemitismus zum 
politischen Kampfbegriff gegen Anti¬ 
faschisten und Linke umgeformt wird.“ 
(S. 10) Der Grund: Antisemitismus- 
Vorwürfe gegen die politische Linke 
und die Partei „Die Linke“ die „in der 
letzten Dekade ... zunächst sporadisch 
und vereinzelt, dann in immer rasche¬ 
rer Folge und immer weitere Kreise 
ziehend“ (10) geäußert wurden bis hin 
zur Schaffung einer „mittlerweile de- 
nunziatorischen Atmosphäre“ gegen 
„Bewegungen und Persönlichkeiten, 
die sich kritisch zur israelischen Re¬ 
gierungspolitik, zum aggressiven Zi¬ 
onismus oder zum Anti-Antisemitis¬ 
mus äußern“ (37) Gehrcke nennt das 
zu Recht „Rufmord“ und illustriert 
ihn einleitend mit fünf Fallbeispielen, 
in deren Zentrum Einzelpersonen wie 
Jacob Augstein, Günther Grass oder 
Zusammenschlüsse wie Attac oder 
der heiß umstrittene „Friedenswinter“ 
standen. Er beleuchtet darüber hinaus 
„Jagdszenen“ gegen seine Partei - auch 


Ein gute Definition von „Diffa¬ 
mierung“ und zahlreiche his¬ 
torische Beispiele lieferten 
K.Hirsch/H.Schlumberger schon 
in ihrem 1974 im Raith-Verlag 
erschienen Büchlein „Die Tech¬ 
nik des politischen Rufmordes“. 
Dort heißt es u.a. 

„Zur Diffamierung gehört not¬ 
wendig Einseitigkeit (diffamare 
= schlecht machen, verschreien). 
Wo diffamiert wird, kann nicht 
mehr diskutiert werden. Wo die 
Argumente fehlen, wird zu An¬ 
deutungen, Verdächtigungen 
und Unterstellungen gegriffen... 
Wichtigfürdie Diffamierung ist 
nicht so sehr ihr Inhalt, sondern 
ihre Methode - die einer stän¬ 
digen,einhämmernden Wieder¬ 
holung mit dem einzigen Hin¬ 
tergedanken: Etwas wird schon 
hängenbleiben!... Diffamierung 
ist einfach, verständlich, eingän¬ 
gig. Sie vereinfacht komplizierte 
Gedankengänge, verkürzt ver¬ 
schlungene Entwicklungslinien 
auf Schlagworte, bietet Ergeb¬ 
nisse in Form von Slogans an, 
die nicht mehr hinterfragt wer¬ 
den wollen. Sie ist ein Schuss 
aus dem Hinterhalt, eine Art 
Heckenschützenkrieg, eine Mei¬ 
nungsmache, die bewusst auf 
eine unkritische Öffentlichkeit 
abzielt, von deren Einverständ¬ 
nis sie sich dann einen Blanko¬ 
scheck erwartet, um gegebe- 
nenfallsdann auch physisch die 
,Gegner' liquidieren zu können. 
Vor den KZ’s gab es schließlich 
die Propagandafeldzüge...“ 


im Bundestag - um Inhalt und Struktu¬ 
ren solcher Diffamierungskampagnenl 
aufzudecken. Ein in vielerlei Hinsicht 
streitbares, hilfreiches Projekt, das sich 
viel vorgenommen hat - möglicherwei¬ 
se für manche Leserinnen zu viel Ver¬ 
schiedenes auf einmal. 

Auch wenn Gehrcke vom linken 
Friedensflügel der Partei „Die Linke“ 
als eine der Zielpersonen solcherart 
Rufmordkampagnen (leider auch aus 
„eigenen“ Reihen) mit spürbarer Be¬ 
troffenheit schreibt, sieht er sie mit kla¬ 
rem Blick nicht als „jeweils einzelne, 
voneinander getrennte Kampagnen“, 
sondern als „Liaison des alten etwas 
behäbigen Antikommunismus ... mit 
dem umtriebigen, sich hochmoralisch 
gebenden Antisemitismus-Vorwurf 
gegen links, ... gegen alles, was links 
ist“ insofern als „Teil für das Ganze“ 
(46/47). Er ordnet sie ein in die aktu¬ 
ellen politischen Kämpfe - in denen es 
immer und -parallel zur wachsenden 
Krise und Aggressivität des Imperia¬ 
lismus - auch immer aggressiver um 
Meinungsmacht und Machterhalt der 
Herrschenden geht. Im Bemühen um 
„analytische und begriffliche Schär¬ 
fe“ referiert der Autor sehr ausführ¬ 
lich die Ergebnisse des unabhängigen 
Expertenkreises Antisemitismus aus 
dem Jahr 2011 und andere Studien zu 
maßgeblichen Kriterien, Ausmaß, Er¬ 
scheinungsformen und Bedingungen 
des real existierenden Antisemitismus 
in der BRD. Er umreißt knapp „Streit¬ 
punkte der Israel-Debatte“ (Ein-oder 
Zwei-Staaten-Lösung, Legitimität von 
Boykottmaßnahmen) und dokumen¬ 
tiert Grundpositionen seiner Partei 
und ihrer Bundestagsfraktion zum Is- 
rael-Palästina-Konflikt. „Blicke in die 
Geschichte“ skizzieren grob das The¬ 
ma „Deutsche Arbeiterbewegung und 
Antisemitismus“, wobei der kleine Ex¬ 
kurs „Hakenkreuz-Schmierer: Perso¬ 
nen aus kommunistischen Kreisen“ ein 
besonderes Licht auf die koordinierte 
Rufmörderei bundesdeutscher Nach¬ 
richtendienste, Rechtspolitiker und 
Justizbehörden wirft. Im Kalten Krieg 
schoben sie kackfrech „antisemitische 
Aktionen dem Hauptfeind Nummer 
eins jener Jahre, den Kommunistinnen“ 
in die Schuhe. Geschildert wird der 
„Fall“ des Düsseldorfer Kommunisten 
Helmut Klier, der 1959 ohne jeden Be¬ 
weis angeklagt wurde, Hakenkreuze an 
die dortige Synagoge geschmiert zu ha¬ 
ben. Ausgerechnet Konrad Adenauer, 
dem kein Alt-Nazi verbrecherisch ge¬ 
nug war, um nicht in seine Staatsdienste 
genommen zu werden, erklärte gegen¬ 
über der BBC, „dass die Kommunisten 
für alle antisemitischen Ausschreitun¬ 
gen in der Bundesrepublik verantwort¬ 
lich seien, weil nur sie ein Interesse an 
solchen Vorfällen hätten.“ (162) Und 
Franz-Josef Strauß, der als Kanzler¬ 
kandidat das Münchener Oktoberfest- 
Attentat 1980 den Linken in die Schuhe 
schieben wollte, tönte gegenüber dem 
Spiegel : „Das System, nachdem hier 
vorgegangen wird, ist ebenso einfach 
wie brutal: Der KGB oder andere kom¬ 
munistische Geheimdienste veranlas¬ 
sen ... Hakenkreuzschmierereien auf 
jüdischen Friedhöfen bei uns. DKP und 
SED schulen Subversanten, die rechts¬ 


radikale Miniorganisationen gründen 
und mit stupiden neonazistischen Sprü¬ 
chen für weiterhin sichtbares öffentli¬ 
ches Ärgernis sorgen. Auch das ist bis 
in die letzte Einzelheit bewiesen.“ (164) 
Bewiesen wurde gar nichts. 

Die im Vorwort gestellte Frage, 
ob hinter Rufmordkampagnen gegen 
Linke „planende Köpfe und Netzwer¬ 
ke erkennbar“ sind, darf vor dem Hin¬ 
tergrund der deutschen Geschichte 
getrost als rhetorisch gelten. Gehrcke 
benennt in seinem Buch, welche inte¬ 
ressierten Kreise mit ihren formellen 
beziehungsweise informellen Netzwer¬ 
ken und „Brückenköpfen in der Lin¬ 
ken“ solche propagandistischen Feld¬ 
züge inszenieren und welche Ziele sie 
damit verfolgen. Er nennt Namen ein¬ 
schlägig profilierter Schreiber und Me¬ 
dien, inclusive der „Antideutschen“ mit 
deren Auftreten seit den 1990er Jahren 
Antiimperialismus, Antizionismus und 
Israelkritik „zumindest indirekt in die 
Nähe des ,Faschismus 4 gerückt wor¬ 
den“ seien (82). 

Gehrcke zitiert den Historiker Da¬ 
niel Cil Brecher, der in seinem Buch 
„Der David. Der Westen und sein 
Traum von Israel“ (Köln 2011) u.a. 
beschreibt, wie „die israelische Pres¬ 
se- und Informationspolitik seit Mit¬ 
te der 1960er Jahre“ darum kämpfte, 
„dass in der westlichen Öffentlichkeit 
Kritik an israelischer Regierungspo¬ 
litik mit dem Makel des Antisemitis¬ 
mus behaftet werde. Der israelische 
Botschafter in Washington, Avraham 
Harmann, bezeichnete als wichtigsten 
Erfolg seiner Amtszeit: ,Ich habe die 
Amerikaner überzeugen können, dass 
Anti-Zionismus Antisemitismus ist. 4 “ In 
UN-Resolutionen wurde - und das war 
weitgehend Konsens - Zionismus als 
spezifische Form von Rassismus klas¬ 
sifiziert, Anti-Zionismus folglich als 
Anti-Rassismus verstanden. 

★ 

Im zentralen Kapitel seines Buches 
„Drehbuch und Ziel der Kampagne“ 
bleibt der Autor jedoch im Konjunktiv. 
Man liest viel unbestreitbar Richtiges 
über Eliten und ihre Netzwerke, über 
Mainstreammedien, Meinungsmacher 
und ihre Medienmacht, über Rolle und 
Funktion des Antisemitismus-Vorwur¬ 
fes gegen Linke. Bezüglich der unüber¬ 
sehbaren und belegten Kampagne, die 
Gegenstand seines Buches ist, liefert 
er jedoch keine justitiabien Beweise 
einer lenkenden Urheberschaft, son¬ 
dern entwickelt „ein Szenario“, „ein 
fiktives Drehbuch“, „ wie die Kampa¬ 
gne gegen links in Gang gesetzt wor¬ 
den sein könnte... Die Akteure könn¬ 
ten auch anders heißen. Aber ganz zu¬ 
fällig sind sie auch nicht ausgewählt. 44 
(120) Das macht den Autor und sein 
Projekt an diesem Punkt politisch an¬ 
greifbar. Irgendjemand wird die Tot¬ 
schlagkeule „Verschwörungstheorie“ 
schon schwingen. Ist die vom Autor ge¬ 
wählte Methode hier legitim? Natür¬ 
lich! Szenarien sind durchaus legitime 
Denkmodelle. Die entscheidende Fra¬ 
ge ist, ob das Szenario realitätsnah, in 
sich schlüssig und glaubwürdig ist. Und 
es sind zweifellos die real existierenden 
Klassenkampferfahrungen nicht nur in 


unserem Land, die Gehrckes Szenario 
glaubwürdig und wahr-scheinlich ma¬ 
chen. Dazu gehört, „dass die Geschich¬ 
te linker Bewegungen immer auch eine 
Geschichte ihrer Subversion durch die 
Mächtigen (ist), die sich von ihr in Fra¬ 
ge gestellt oder gar bedroht sehen. Alle 
historischen Erfahrungen zeigen, dass 
Diffamierungskampagnen Wirkung er¬ 
zielen, wenn innen und außen Zusam¬ 
menwirken... Erfolgreich sind Kam¬ 
pagnen, wenn sie mitten ins Herz des 
politischen und moralischen Selbstver¬ 
ständnisses ... zielen und wenn sie ge¬ 
eignet sind, führende Repräsentanten 
... politisch zu desavouieren, mundtot 
zu machen.“ (138) 

Indizien sind keine Beweise, aber 
die Methoden, Machenschaften und 
machtvollen Interessen der Kampag¬ 
nenmacher sind hinreichend belegt. 
Es wäre die Aufgabe investigativer 
Journalistinnen und kritischer Wissen- 
schaftlerlnnen hier im Konkreten tiefer 
zu graben, wie viel Fakten hinter die¬ 
ser Fiktion, wieviel Wirklichkeit hinter 
der Wahrscheinlichkeit dieses Szenari¬ 
os stecken. 

Weiterdenken muss man das 
Schlusswort des Buches „Antisemi¬ 
tismus-Vorwurf: Was tun?“, das ein 
wenig dünn geraten ist und sehr beim 
Persönlich-Appellhaften stehen bleibt. 
Der verstärkte politische Kampf um 
demokratische Kontrolle und Mitbe¬ 
stimmung in den Medien, die Förde¬ 
rung von kritischem, investigativem 
statt Kampagnenjournalismus und 
PR-Schreiberei, die stärkere demokra¬ 
tische Kontrolle beziehungsweise Ab¬ 
schaffung der Geheimdienste gehören 
zum Beispiel in diesen Kontext - wie 
auch der ideologische Kampf gegen 
jedweden Irrationalismus und eine ma- 
nichäische Weitsicht, die nur das Reich 
des Lichtes und das Reich der Dunkel¬ 
heit kennt, Gut und Böse, Freund- und 
Feindschaft. Das Bemühen um begriff¬ 
liche und analytische Schärfe der eige¬ 
nen Politik und ihrer Begründung be¬ 
inhaltet dabei u.a. auch das Bemühen, 
der Gefahr des Kampagnen-Tunnel- 
blicks zu begegnen und ernst zu neh¬ 
mende Kritik von Rufmord-Absichten 
zu unterscheiden. 


Man darf mit Gehrcke davon 
ausgehen, dass weitere Kampagnen 
ähnlichen oder anderen Inhalts ge¬ 
gen Linke folgen werden. Sein Buch 
ist bei allem Diskussionsbedarf eine 
streitbare, hilfreiche Handreichung, 
damit auch LINKE und andere Lin¬ 
ke den Kampagnenmachern und ih¬ 
ren Methoden nicht leichtgläubig auf 
den Leim gehen oder gar ungewollt 
aktiver Teil ihrer Machenschaften 
werden. Und den schmalen Grat zwi¬ 
schen sachlich notwendiger Schärfe 
im internen Meinungsstreit und Dif¬ 
famierung/Denunziation andersden¬ 
kender Linker muss die gesamte Lin¬ 
ke gerade auch in Phasen politischer 
Schwäche solidarisch immer wieder 
neu suchen und verteidigen, damit 
den willigen Kampagneros, den Spal¬ 
tern, Diversanten und Provokateuren 
(ja, auch die gibt es noch!) der Boden 
entzogen wird. 

Lothar Geisler 
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Diskussionstribüne 


Freitag, 21. August 2015 


Thesen zur Vorbereitung 

der II. Theoretischen Konferenz ... 

und zur Weiterführung der Parteidebatte über den Leitantrag und 

die Handlungsorientierung des 21. Parteitags • Von Patrik Köbele und Hans-Peter Brenner 


1. Der Entwurf des Leitantrages steht 
in einem sachlichen und historisch-po¬ 
litischen Kontext und einem produk¬ 
tiven Verhältnis zum Parteiprogramm 
von 2006. 

Der „Leitantrag“ wird ähnlich wie 
die bedeutend umfassenderen „The¬ 
sen“ des Hamburger Parteitags von 
1986, die schon acht Jahre nach dem 
Mannheimer Parteiprogramm beraten 
und verabschiedet wurden; breit in der 
Partei diskutiert. Wir gehen davon aus, 
dass die Delegierten des 21. Parteitages 
nach lebhafter Diskussion eine weiter 
verbesserte Version des Leitantrags 
verabschieden werden. 

2 . Der Leitantrag bietet aus unserer 
Sicht eine doppelte Chance: Er kann 
neue Entwicklungen seit der Verab¬ 
schiedung des aktuellen Parteipro¬ 
gramms von 2006 erfassen (u.a. die Ent¬ 
wicklung der Krise des Kapitalismus, 
globale Entwicklungen, wie die Heraus¬ 
bildung der BRICS, die Entwicklungen 
in der EU). Wir wollen, wie der Titel des 
Leitantrags sagt, nicht nur auf Bekann¬ 
tes Antworten geben, sondern uns dem 
Neuen in der Entwicklung des Systems 
des Monopolkapitalismus zuwenden. 
Wir wollen in der Einheit von Leitan¬ 
trag und der parallel zu beschließenden 
„Handlungsorientierung“ eine aktuelle 
Grundlage für das gemeinsame öffentli¬ 
che Auftreten der DKP verabschieden. 

3. Dazu setzen wir bewusst Schwer¬ 
punkte. Diese Schwerpunkte schreiben 
die vom 20. Parteitag beschlossenen 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 
fort und fokussieren unseren Blick auf 
die neuen Qualitäten der Systemkri¬ 
se des Imperialismus, auf die neue Di¬ 
mension der Kriegsgefahren und das 
bedrohliche Anwachsen der faschisti¬ 
schen Gefahr. Wir setzen uns mit den 
noch nicht bis zu Ende geklärten struk¬ 
turellen Umwälzungen in der Produk¬ 
tivkraftentwicklung und deren Auswir¬ 
kungen auf Struktur, Bewusstseinsent¬ 
wicklung und Organisationsfähigkeit 
der Arbeiterklasse von heute auseinan¬ 
der. Wir begründen den Platz und die 
Rolle der Kommunisten und ihrer mar¬ 
xistisch-leninistischen Weltanschauung 
und Partei innerhalb dieser Umbrüche. 

4 . Wir hatten und haben nicht die Ab¬ 
sicht, ein „neues“ Parteiprogramm vor¬ 
zulegen. Wir wollen besonders auf¬ 
merksam machen auf neue Umbrüche 
und Herausforderungen im System des 
Imperialismus-Monopolkapitalismus, 


die unter dem Druck der Neuaufteilung 
der Welt nach dem Kollaps des realen 
Sozialismus in der UdSSR und Europa 
und dem Druck einer Kombination von 
Krise und neuen Schüben in der wis¬ 
senschaftlich-technischen Revolution 
entstanden sind. Es geht dabei um be¬ 
deutend mehr als das, was so nebulös als 
„Industrie 4.0“ oder als „digitale Revo¬ 
lution“ bezeichnet wird. Es geht um das 
richtige Erfassen der jetzigen wichtigen 
Merkmale und Chancen der Systemkri¬ 


se des Kapitalismus und der Entwick¬ 
lungen im Imperialismus, besonders 
auch in Deutschland und der EU. 

5. Wir halten fest an einem Epoche- 
Verständnis, das auf der Leninschen 
Imperialismustheorie gegründet ist. 
Wir sagen bewusst, dass der weltweite 
Imperialismus einen „Reifegrad“ so¬ 
wohl hinsichtlich seiner Potenzen wie 
auch seiner „Fäulnis“, Verderbtheit und 
Gefährdung für die Gattung Mensch 
und das Leben auf unserem Planeten 
erreicht hat, dass die „Aktualität der 
Revolution“ nicht ein Traum von über¬ 
schwänglichen Revoluzzern ist, sondern 
eine objektive Überlebensnotwendig¬ 
keit darstellt. Wir brauchen deshalb ein 
gemeinsames Verständnis der Tiefe die¬ 
ser Systemkrise. Und wir halten deshalb 
auch an der antimonopolistischen Stra¬ 
tegiekonzeption fest, die in ihrem Kern 
nichts anderes ist als die Suche nach den 
günstigen Formen und besten Übergän¬ 
gen hin zum radikalen und entschiede¬ 
nen, „revolutionären Bruch“ mit dem 


System des Monopolkapitalismus. Dies 
ist ganz im Sinne Dimitroffs und Le¬ 
nins nicht die Suche nach einem „Mit¬ 
telding“ oder einem Zwischenstadium 
im Sinne eines „3. Weges“ zwischen So¬ 
zialismus und Kommunismus. 

6 . Gelingt uns diese Formierung von 
antimonopolistischen Bewegungen und 
Bündnissen mit einer wachsenden Klar¬ 
heit über diese längerfristige Perspek¬ 
tive nicht, dann versanden Widerstand 


und Proteste in den irrealen Phantasi¬ 
en eines „humanisierten Kapitalismus“, 
der über sog. „antineoliberale Transfor¬ 
mationsprojekte“ zu erreichen sei, ohne 
dass eine Klarheit über die Systemgren¬ 
zen von Reformen im Kapitalismus ver¬ 
mittelt wird. Das zeigt uns der Umgang 
der europäischen imperialistischen 
Hauptmächte - voran das imperialisti¬ 
sche Deutschland - mit der Krise der 
imperialistischen Konstruktion „Euro¬ 
päische Union“ und der „gemeinsamen 
Währung EURO“. Ganz im Sinne der 
von Lenin analysierten Ungleichmäßig¬ 
keit der Entwicklung im Kapitalismus 
hat dies „gesetzmäßig“ dazu geführt, 
dass die bereits von ihm analysierte Ab¬ 
hängigkeit der schwächer entwickelten 
kapitalistischen Staaten innerhalb die¬ 
ses imperialistischen Blocks sich ver¬ 
schärft. 

7. Wer dies verkennt, wie der größte Teil 
der reformistischen „Europäischen Lin¬ 
ken“ und ihrer nationalen Ableger, wer 
lediglich von einem Widerspruch zwi¬ 


schen „Neoliberalismus“ und „„Keyne¬ 
sianismus“ spricht, und der Illusion von 
einer sozialen, demokratischen, friedli¬ 
chen und ökologischen Neugründung 
Europas anhängt oder sogar die Legen¬ 
de von den „demokratischen Ursprün¬ 
gen der EU“ verbreitet, der verkennt 
die grundlegenden Gesetzmäßigkeiten 
die bei der Formierung dieses „Verei¬ 
nigten Europas“ als einer „Missgeburt 
des Imperialismus“ (R. Luxemburg) 
wirken, die so klar von der Imperialis¬ 
musanalyse Lenins erfasst wurden. 

Die Unfähigkeit und auch die be¬ 
wusste Verweigerung des europäischen 
Imperialismus und seiner imperialisti¬ 
schen Partner jenseits des Atlantiks, mit 
den von ihnen verursachten verheeren¬ 
den Folgen der Ausplünderung Afrikas 
und der Produktion von „fatale States“ 
im Nahen Osten, anders umzugehen als 
mit neuer Gewalt und Ausbeutung, ma¬ 
chen Millionen Menschen zu Flüchtlin¬ 
gen. Diese werden durch vom Imperia¬ 
lismus angezettelte Kriege, von ihm ge¬ 
schürten Terrorismus und Bürgerkriege 
und durch die Ergebnisse seiner neo¬ 
kolonialistischen Ausplünderungspoli¬ 
tik zur Flucht gezwungen. 

Länder wie Griechenland kommen 
nicht wegen der „Sturheit und dem Al¬ 
tersstarrsinn von Schäuble“ oder we¬ 
gen der „Kaltherzigkeit von A. Merkel“ 
nicht aus ihrer existentiellen Krise he¬ 
raus. Verantwortlich sind die Ausbeu- 
tungs-, Kriegs- und Konkurrenzprin¬ 
zipien des imperialistischen Systems, 
nicht die individuellen Persönlichkeits¬ 
merkmale einzelner Politik- und Füh¬ 
rungsfiguren. 

8 . Die Krise Griechenlands ist auch 
eine Krise des europäischen Refor¬ 
mismus, des sog. „Reformkommunis¬ 
mus“ oder des „demokratischen Sozi¬ 
alismus“. Mit ihrem alten neuaufpolier- 
ten Traum von „Transformation“ ohne 
wirklichen revolutionären Bruch, von 
„Wirtschaftsdemokratie“ ohne den 
vorherigen Sturz der Kapitalistenklas¬ 
se und der Enteignung der Großindus¬ 
trie und des Finanzkapitals, von „demo¬ 
kratischer Selbstbestimmung“ ohne die 
Erringung der führenden Rolle der Ar¬ 
beiterklasse im Staat wird den Völkern 
Europas die harte Wahrheit über den 
objektiven Klassenwiderspruch zwi¬ 
schen Monopolkapital und den werk¬ 
tätigen Massen verschleiert und der 
spontane und berechtige Protest in die 
Sackgasse reformistischer Illusionen 
geführt. Damit wird eine Enttäuschung 
vorprogrammiert, deren Nutznießer vor 


allem rechte und neofaschistische Kräf¬ 
te und Organisationen werden Das Bei¬ 
spiel des „Front National“ in Frankreich 
und das Erstarken der griechischen Fa¬ 
schisten, aber auch die Entwicklung von 
AfD, Pegida und anderen rechtsradika¬ 
len Gruppierungen in Deutschland ste¬ 
hen in diesem Zusammenhang. 

9. Aktuell hat nicht „die Linke“ in Eu¬ 
ropa „versagt“, weil sie sich nicht mit 
dem irrealen, reformistischen Regie¬ 
rungsprojekt und der „Memorandum“- 
Politik der SYRIZA-Führung solidari¬ 
siert hat. Gescheitert ist aber wieder 
einmal der Kindertraum von einem 
Appell an die „Vernunft“ der Kapitalis¬ 
tenklasse und gescheitert ist eine Miss¬ 
achtung der Lehren der Arbeiterbewe¬ 
gung. „Uns aus dem Elend zu erlösen, 
können wir nur selber tun.“ Gescheitert 
sind Hoffnungen, die Lösungswege in 
der Delegierung der Vertretung der ei¬ 
genen Interessen an eine Parlaments¬ 
fraktion sahen. 

10 . Wir wissen um die Schwäche des 
revolutionären, marxistisch-leninisti¬ 
schen Spektrums der Arbeiterbewe¬ 
gung und ihrer Parteien in unserem 
Land und in großen Teilen Europas. 
Wir sehen aber auch, dass die Rückbe¬ 
sinnung auf das, was die Existenzgrund¬ 
lagen der kommunistischen Bewegung 
darstellen: die enge Verbindung mit 
den Werktätigen und die feste Ver¬ 
bundenheit mit den Grundlagen der 
marxistisch-leninistischen Theorie und 
Weltanschauung, Erfolge zeitigt. Mehr 
Parteigruppen der DKP gewinnen ihre 
Aktionsfähigkeit zurück und wenden 
sich nach draußen, auch wenn es immer 
noch zutrifft, dass wir derzeit nicht „in 
der Fläche“ handlungsfähig sind. Wir 
machen leichte Fortschritte in unserer 
marxistischen Bildungsarbeit und in 
der Entwicklung einer kameradschaft¬ 
lichen Diskussionskultur, auch wenn 
wir die gegenteiligen Tendenzen nicht 
übersehen. 

Die DKP als derzeit kleine Partei hat 
Grund zu Optimismus. Wir machen 
bescheidene Schritte vorwärts. Wir se¬ 
hen, dass der mit uns freundschaftlich 
verbundenen sozialistische Arbeiterju¬ 
gendverband sich aufwärtsentwickelt. 
Unsere Ausstrahlung im Osten des 
Landes hat zugenommen. Wir werden 
nicht darüber streiten, ob „das Glas 
halbvoll oder halbleer“ ist. Wir sehen 
die Chancen und Möglichkeiten. Nut¬ 
zen wir sie. 



Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Zur Handlungsorientierung (Antrag des PV) 

Von Wolf-Dieter Gudopp. Frankfurt am Main 


„Wir setzen den Schwerpunkt auf die 
Friedens- und antifaschistische Arbeit.“ 
Ja und nochmals ja. Diese Orientierung 
spricht aus, was grundsätzlich und über¬ 
greifend notwendig ist. Sie musste nicht 
neu erfunden werden, sondern gehört 
seit der revolutionären Bewegung ge¬ 
gen den Weltkrieg und der Gründung 
der KPD zum Kernbestand sozialisti¬ 
scher Programme. Sie nimmt die Ver¬ 
pflichtung des Potsdamer Abkommens 
und das Erbe der DDR auf und bekennt 
sich zur Tradition des Roten Oktober 
mit dessen Friedensappell „An alle!“. 

Der Imperialismus, dieses faulende 
und extrem gefährliche Stadium des Ka¬ 
pitalismus, braucht den Krieg und setzt 
bei Bedarf - meistens im Zusammen¬ 
hang mit der Vorbereitung und Durch¬ 
führung seiner Kriege - auf faschistische 
Methoden der Herrschaftsausübung. 
Krieg und Faschismus sind, zusammen 


mit den wirtschaftlichen Turbulenzen, 
Ausdruck und Symptom seiner struk¬ 
turellen Krise. Er ist eben nicht aus 
sich selbst heraus „friedensfähig“; aber 
er kann es werden und sein, sofern er 
durch starke Kräfte zum Frieden ge¬ 
zwungen wird. Das Monopol strebt aus 
seiner inneren Folgerichtigkeit nach 
Weltherrschaft. Die ungleichmäßige 
Entwicklung der Monopolgruppierun¬ 
gen und ihrer Staaten führt immer wie¬ 
der zu Kriegen um Einflusszonen, in 
denen sich die ökonomischen und po¬ 
litischen Kräfte messen und eine neue 
Aufteilung der Erde zu ihren jeweiligen 
Gunsten anstreben. 

Das vielgestaltige Eintreten für den 
Frieden ist objektiv ebenso wenig Klas- 
sen-neutral wie ein Antifaschismus, der 
möglichst viele Menschen und Men¬ 
schengruppen anspricht. Wer organisiert 
denn faschistische Machenschaften, und 


wer hat ein Interesse am Krieg? Darü¬ 
ber zu reden und die Friedensbewegung 
im Denken und Tun zu qualifizieren, ist 
eine Aufgabe gerade der Marxisten. 

Der Kampf gegen Krieg und Fa¬ 
schismus findet die breiteste soziale 
Basis, und er schränkt die Bewegungs¬ 
möglichkeit der imperialistischen 
Mächte ein. Dabei verbindet er das 
wohl verstandene nationale Interesse 
mit der Kraft des Internationalismus. 
Frieden und Antifaschismus - das ist 
die Losung, die die Notwendigkeit un¬ 
serer Zeit mit dem sozialistischen Ziel 
vermittelt. Sie benennt das Wesentli¬ 
che, ist präzise und kann von allen ver¬ 
standen werden. 

Mit der Niederlage des Sozialis¬ 
mus ist der Satz „Je stärker der Sozi¬ 
alismus, desto sicherer der Frieden“ in 
einer schlimmen Weise bestätigt wor¬ 
den. Neue Weltaufteilungskriege be¬ 


stimmen das Geschehen. Beginnend 
mit der Zerschlagung Jugoslawiens 
und dem ersten Irak-Krieg hat eine 
Periode der Neuaufteilungskriege be¬ 
gonnen, die noch nicht beendet ist. In¬ 
teressen der USA, der deutsch domi¬ 
nierten EU mit wiederum konkurrie¬ 
renden Einzelinteressen, das Interesse 
Russlands und auch Chinas kollidieren 
an wirtschaftlich und militärisch ent¬ 
scheidend empfindlichen Stellen und 
Regionen. Für die „einzige Weltmacht“ 
ist es ein Skandal, dass es immer noch 
Staaten gibt, die sie nicht unterworfen 
und deren Reichtümer sie noch nicht 
ihrem Krakensystem subsumiert hat. 
USA und NATO suchen Russland ein¬ 
zukreisen, Deutschland von Russland 
fernzuhalten und die EU weiterhin zu 
kontrollieren, die eurasische Verbin¬ 
dung mit China zu unterbinden und 
den Konkurrenten China in Schach zu 
halten. Das imperialistische Deutsch¬ 
land seinerseits möchte diesmal mit 


nachhaltigem Erfolg ,Weltmacht 4 wer¬ 
den. Die hauptsächliche Kriegszone 
zieht sich derzeit vom Vorderen Orient 
nach Nordafrika und nach Osteuropa, 
in die Ukraine. 

Gegenwärtig scheint sich im Blick 
auf die genannte Weltgegend ein Kom¬ 
promiss abzuzeichnen, mit dem ein 
Großer Krieg erst einmal vermieden 
wird, nach Lage der Dinge ein Kom¬ 
promiss in erster Linie zwischen den 
militärischen Großmächten USA und 
Russland. Sollte er gelingen, darf man 
sich darüber ehrlich freuen. Aber die 
Gefahr und das Morden und das Hun¬ 
gern sind damit nicht aus der Welt. Die 
Orientierung gegen Krieg und Faschis¬ 
mus bleibt vordringlich. In der Sache 
ist sie antiimperialistisch, lädt aber alle 
ein, die guten Willens sind. „Reden erst 
die Völker selber, werden sie schnell ei¬ 
nig sein.“ Die Alternative zum weltwei¬ 
ten Krieg ist der Weltfrieden. Er heißt 
Sozialismus. 
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Jürgen Schade ist tot. 

Diese Nachricht hat uns erschüttert. 


Er war viele Jahre Kreisvorsitzender unserer Organisation. 
Als vorbildlicher Kommunist und Kämpfer hat er beson¬ 
ders dazu beigetragen, dass es eine erfolgreiche DKP- 
Ratsfraktion in Hattingen gab. 

Die Gruppe „Zündschnüre", das Arbeiterlied waren seine 
leidenschaftliche Hinwendung. 

Jürgen hat unseren langen Weg in eine sozialistische 
Gesellschaft mit vorbereitet. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP-Kreisorganisation Hattingen 

Trauerfeier: 

Samstag, 22 August 2015,11.00 Uhr, Trauerhalle des 
Friedhofs Weitmar, 44797 Bochum-Weitmar, 
Heinrich-König-Straße 125 



Wir trauern um unseren Genossen 

Jürgen Schade 

Geb. 2.12.1940, gest- 8.8.2015 


Das Herz eines Kämpfers für den demokratischen Fort¬ 
schritt, Frieden, Sozialismus und internationale Solidarität 
hat aufgehört zu schlagen. 

Jürgen Schade starb im Alter von 74 Jahren. Der Verlust 
schmerzt unermesslich, die Lücke ist groß. 

Jürgen war seit 1970 Mitglied in unserer Partei. Geprägt 
wurde er von den ersten Kinderjahren im Krieg, seiner 
Arbeit in Metallbetrieben und der DKP-Arbeit in Hattingen 
und Bochum. 

Er nahm an den Kämpfen der 1968er Jahre teil und enga¬ 
gierte sich schon früh gegen Unterdrückung und Kapita¬ 
lismus. Der Krieg gegen Vietnam empörte ihn ebenso wie 
die Berufsverbote und der Neofaschismus. Rassismus und 
nationale Überheblichkeit waren ihm fremd. 

Sich Wissen und Bildung anzueignen, zu gebrauchen und 
zu vermitteln, war für Jürgen ein Bedürfnis. Dabei waren 
ihm das Leben und die Arbeit der Menschen stets wichtig. 
Sie zu erreichen und für den politischen Kampf zu gewin¬ 
nen war ihm ein besonders wichtiges Anliegen. 

Jürgen war 2004 Gründungsmitglied der Sozialen Liste Bo¬ 
chum. Er wurde im gleichen Jahr in die Bezirksvertretung 
Südwest gewählt und beteiligte sich mit großem Engage¬ 
ment fünf Jahre an der politischen Arbeit im Südwesten 
unserer Stadt. 

wir werden Jürgen Schade in Erinnerung und in unseren 
Herzen behalten. 

DKP Kreisvorstand Bochum 


Wir trauern um unseren Genossen 

Kurt Rasch 

Er starb im im Alter von 84 Jahren. 

Kurt hatte den Faschismus und den Krieg erleben müs¬ 
sen. Seine Konsequenz war: sich Zeit seines Leben für 
Frieden, Demokratie und Sozialismus einzusetzen. Er 
wurde Mitglied der fdj und der KPD. Seit 1968 gehörte 
Kurt der DKP an und blieb ihr treu. 

Solange seine Kraft reichte, nahm er an Veranstaltungen 
und Demonstrationen teil. 

Wir werden Kurt in guter Erinnerung behalten. 

Deine Genossinnen und Genossen der Grund¬ 
organisation Essen-Frohnhausen -Holsterhausen 
und des Kreises Essen. 

Die Urnenbeisetzung erfolgt am Freitag, 28. August 2015, 
auf dem Südwestfriedhof, Fulerumer Straße. Wir treffen 
uns um 9.45 Uhr vor der Trauerhalle zum letzten Geleit. 


Wir trauern um unsere Genossin 

Sigrun Steinborn 

geb. 3. Januar 1942, gest. 22. Juli 2015 

Sigrun wuchs unter schwierigsten Verhältnissen auf, aus 
denen sie mit 17 Jahren nach Westberlin „flüchtete". Hier 
begann sie sich politisch zu orientieren, trat später der 
SPD bei, in der sie sich kommunalpolitisch engagierte und 
und zuletzt, bis 1989, als Bezirksverordnete in Schöne¬ 
berg wirkte. Nach der Konterrevolution konfrontiert zum 
einen mit dem Kahlschlag der Kinder- und Jugendein¬ 
richtungen im Osten der Stadt und der daraus folgenden 
mangelhaften Umstrukturierung dieses Bereichs, zum 
andern mit der steckengebliebenen Schulreform, die sie 
als Lehrerin hautnah miterlebte, führte ihr weiterer politi¬ 
scher Werdegang sie zunächst in die PDS. Sie wurde 1991 
mit dem Mandat dieser Partei ins Abgeordnetenhaus 
gewählt und zu ihrer bildungspolitischen Sprecherin er¬ 
nannt - eine Funktion, die sie bis 1995 innehatte, wegen 
der politischen Perspektivlosigkeit, die sie zunehmend in 
der PDS sah, trat sie schließlich 2004 in die DKP ein. Hier 
war sie besonders in der Friedenspolitik aktiv und übte 
bis zum Beginn ihrer schweren Krankheit die verantwor¬ 
tungsvolle Funktion der Landeskassiererin aus. 

In ehrendem Andenken: 

DKP Gruppe Tempelhof-Schöneberg 

DKP Berlin Landesvorstand 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Kombi-Ticket für die KLS 

1. bis 4. Oktober 2015: Einführungskurs 
„Die Grundlagen unserer Politik" 

4-tägiges Seminar zu den Grundlagen unserer Politik, 
(nicht nur) für Anfänger 

* Marxistische Philosophie 

* Politische Ökonomie 

* die Lehre vom Klassenkampf 

* vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen 

* und wie wir sie in organisierte Politik umsetzen - 
unser Statut 

Teilnahmebeitrag: 60 Euro 

5. bis 18. Oktober 2015: Arbeitseinsatz an der KLS 

Wir brauchen vor allem bei Aufräum- und Pflegear¬ 
beiten im Garten der KLS Hilfe und bitten um rege 
Beteiligung. 

Natürlich muss der Arbeitseinsatz weder den ganzen 
Zeitraum erfassen, noch mit der Schulung kombiniert 
werden, aber reizvoll ist das schon! 

Übernachtung und Verpflegung sind beim Arbeits¬ 
einsatz frei. 

Ort: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Am Stadtpark 68, 
Leverkusen 

Anmeldungen und weitere Infos: 
kls@karl-liebknecht-schule.org, Tel.: 0214 / 45418 


BlumenSfiir Stukenbrock 

J n! 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
zum Antikriegstag 


70 Jahre nach der Befreiung vom Faschismus 


Sonnabend, 5. September 2015 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 
14.00 Uhr Friedhofsführungen 
15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: Hans Coppi (Vorsitzender der WN/BdA, Berlin) 

www.blumen-fuer-stukenbrock.de 
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BLINDFLUG? 


Wenn Sie immer genau wissen wollen, 
wohin Ihr Unternehmen steuert,, dann sollten Sie 
das MannherzFührungsCodtpit nutzen. 


Informieren Sie sich unter: www.stb-imannhefz.de 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Entschleunigung: 
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Kftsvgälio« in 

llav-cl HftVdAttri, Boot & Rad. 

Info: www.trin.o irgm .do 
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"Antifaschist für immer, für immer”. 
Irie Revoltes 


Zoe ist sechzehn! Glückwunsch von den Richters. 






Einladung 

zur Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Niedersachsen 

am Sonnabend, 19. September 2015, ab 10.00 Uhr 

im Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, 

30451 Hannover 

Vorläufige Tagesordnung: 

1 Eröffnung und Begrüßung 

2 Konstituierung 

3 Referat und Rechenschaftsbericht des 
Bezirksvorstandes 

4 Berichte der Kommissionen 

5 Diskussion 

6 Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7 Entlastung des Bezirksvorstandes 

8 Wahlen 

9 Bericht der Wahlkommission 

10 Antragsdiskussion und Beschlussfassung 

11 Schlusswort 

Die kreisfreien Gruppen führen in der Mittagspause der 
Bezirksdelegiertenkonferenz eine gemeinsame Mitglie¬ 
derversammlung durch, auf denen die Delegierten und 
Ersatzdelegierten zum Parteitag gewählt werden. 

DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 


Einladung 

Theoretische Konferenz II 
zum Leitantrag des 21. Parteitags 

„Die antimonopolistische Strategie der DKP 
in Zeiten von Kriegsgefahr, Neofaschismus 
und zunehmender sozialer Polarisierung" 

Samstag, 5. September 2015,11.00 bis 17.00 Uhr 

Kassel, Bürgerhaus, Holländische Straße 74 

Die Theoretische Konferenz II hat die Beratung und Präzisierung 
der im Leitantrag formulierten Überlegungen zur Strategie der 
DKP zum Ziel. Nach einer Einführung und Diskussion zur bishe¬ 
rigen Debatte um den Leitantrag im Plenum, finden folgende 
Arbeitsgruppen statt: 

„Antimonopolistische Strategie der DKP: 

Quellen, Entwicklung und neue Herausforderungen" 
Referent: Patrik Köbele 

„Arbeiterklasse und antimonopolistischer Kampf 
unter dem Druck von Prekarisierung, digitaler Revolution' 
und Standortlogik" 

Referent: Olaf Harms 

„Antimilitaristischer und antifaschistischer Kampf 
als Teil der antimonopolistischen Grundorientierung 
und der Strategie des revolutionären Bruchs" 
Referent: Hans-Peter Brenner 

Die Konferenz ist öffentlich. 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 10 Euro (ermäßigt 5 Euro). 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen bitte immer an 
info@unsere-zeit.de 
senden! 



Interne tionalistisches 

SOMMERFEST 


05.09.2015 


AB 14.00 UHR BIS 22.00 UHR 
PANKOW, OSSXETZKYSTR. 


DISKUSSIONEN ZU GEWERKSCHAFT, MIETEN, KRIEG 
AKTUELLE BUCHVORSTELLUNG AUS DEM VERLAG WHJO HEIMEN 
„LA MULA SANTA“ □IE CUMBIA GÖTTER AUS BERLIN 
SINGEKLUB „ENSEMBLE NIKOLAI BERSARIN“ 
„MALCOM Z“ • DICHTER UND SÄNGER 
LIEDERMACHER DUO „ZWEIKLANG** 

Duo „STEINLAND PIRATEN** (gundermann-programmi 
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unsere zeit 


Widerspruch zur angeblich 
sozialdemokratischen 
Funktion von Syriza 

Betr.: Griechenlanddebatte 

Es kann tausendmal wiederholt wer¬ 
den und wird dadurch nicht wahrer: 
Die Behauptung, Syriza nehme die 
historische sozialdemokratische Funk¬ 
tion wahr, „als „linke“ Reformalterna¬ 
tive, im Rahmen des (kapitalistischen) 
Systems zur Verfügung zu stehen“. Wo 
sind dafür die Belege? 

Demgegenüber hier ein Gegenbei¬ 
spiel: Das formulierte Ziel aus dem 4. 
Programmpunkt: „Die Verstaatlichung 
der Banken und ihre Eingliederung in 
ein öffentliches Bankensystem unter 
gesellschaftlicher Kontrolle und unter 
Kontrolle der Arbeitenden ...“ 

Für uns als DKP-Mitglieder eine 
nicht allzu fremde Forderung, denke 
ich! Hier wird ein Element des Stadi¬ 
ums der Wende zum demokratischen 
und sozialen Fortschritt beschrieben, 
ein Teilziel, das erreicht werden muss 
als einer der ersten Schritte, um über¬ 
haupt etwas anderes als den Kapita¬ 
lismus in Gang zu setzen: Eine anti¬ 
kapitalistische Dynamik! Und die Vo¬ 
raussetzung für die Erreichung solcher 
Ziele ist das Mitnehmen/Mobilisieren 
von Menschen, die diesen Schritt nach¬ 
vollziehen können und dafür kämpfen. 
Aber selbst nach dem Erreichen wird 
es noch das System des Kapitalismus 
sein, in dem sie leben. Ein Kapitalis¬ 
mus, der zwar verändert sein wird, 
aber immer noch Kapitalismus. Ich 
dachte, in unserem Programm stünde 
das so ähnlich drin! 

Man muss die Dokumente einfach 
lesen. 

Wo hat Syriza denn Illusionen über 
die „Reformierbarkeit des Kapitalis¬ 
mus“ verbreitet? Anders gefragt: Be¬ 
deutet es schon ein Illusionen-Ver¬ 
breiten, wenn man bereits erreich¬ 
te Erfolge verteidigt oder Reformen 
einfordert, die eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen oder sogar das 
Überleben der Bevölkerung ermögli¬ 
chen, OHNE dass bereits der Sozialis¬ 
mus eingeläutet wird? 

Inwiefern soll Syriza für die Ak¬ 
zeptanz des Kapitalismus bei der Be¬ 
völkerung geworben haben? Für wie 
beschränkt hält man die griechische 
Bevölkerung? 

Die meisten Menschen dort wissen 
ganz genau, dass das Monopolkapital 
und seine politischen Repräsentanten 
in der EU - und auch in ihrem eige¬ 
nen Land - ihnen das Recht auf Le¬ 
ben absprechen. Das heißt aber noch 


nicht, dass sie schon für den Sozialis¬ 
mus wären! 

Es ist dagegen sehr wohl eine 
schlimme Illusion und absolut keine 
kommunistische Politik, wenn man die 
Revolution abstrakt einfordert, ohne 
Menschen für die vielen notwendigen 
Zwischenschritte gewinnen zu wol¬ 
len und ohne die konkret anstehen¬ 
den Kämpfe mitzukämpfen - nur weil 
heute noch nicht die ganz großen Ziele 
eingefordert werden. 

Syriza steht jedenfalls immer noch, 
und bei allen momentanen Rückschlä¬ 
gen, für den linken, fortschrittlichen 
Kampf in Griechenland - und das ganz 
ohne die sozialdemokratische Funkti¬ 
on, die ihr angedichtet wird! 

Bettina Mandellaub, Frankfurt a. M. 

Was bedeutet 
Klassensolidarität in dieser 
Situation? 

Betr.: Leserbrief von Jürgen Kelle, 
UZ vom 14.8.2015, S. 15 

Zum Solidaritätsbegriff (klassenmä¬ 
ßig) von Jürgen Kelle möchte ich nur 
sagen, dass Klassenkampf nie abstrakt 
ist, wie dies in allen philosophisch-the¬ 
oretischen Schriften erscheint. Solida¬ 
rität heißt (in Gegensatz zu Mitleid 
oder Nächstenliebe): Ich nütze meiner 
Sache, indem ich andere unterstütze. 
(Woraus natürlich auch eine morali¬ 
sche Haltung erwächst). Dazu brauche 
ich aber ein Höchstmaß an politischem 
Durchblick und Einfühlungsvermögen. 

Wenn ich mir die Lage in Griechen¬ 
land unter dem imperialistischen Dik¬ 
tat ansehe und das Massenbewusst¬ 
sein aus den Wahlergebnissen und der 
Volksabstimmung nüchtern beurtei¬ 
le, dann muss ich als Kommunist (in 
Griechenland und anderswo) alles da¬ 
ran setzen, dass die Syriza-Regierung 
einigermaßen erfolgreich ist. Denn ob 
wir sie als sozialdemokratisch oder in¬ 
konsequent abqualifizieren, ist völlig 
nebensächlich. Wir sitzen insofern mit 
ihr in einem Boot, weil wir - alle lin¬ 
ken Bewegungen gegen das neolibera¬ 
le Diktat der Multis wie auch die KKE, 
die ständig dieser Regierung Knüppel 
zwischen die Beine wirft - ihre Nieder¬ 
lage teilen werden. Gerade wir deut¬ 
schen Kommunisten mit unserer Er¬ 
fahrung der 30er Jahre sollten wissen, 
dass ein Scheitern dieser griechischen 
Regierung nicht die Initialzündung zu 
einem sozialistischen Umsturz bedeu¬ 
ten muss, sondern eher die Chance der 
monopol- und NATO-unterstützten 
Faschisten, möglicherweise auch eines 
Obristenputsches wie gehabt, in sich 


birgt. Das aber heißt, Klassensolidari¬ 
tät bedeutet in der momentanen Situ¬ 
ation Stärkung der Syriza-Regierung, 
gleichzeitig Druck von der Straße zu 
antimonopolistischen Maßnahmen, 
wie sie Jürgen angesprochen hat, und 
äußerste Flexibilität, das erpresseri¬ 
sche imperialistische Diktat irgend¬ 
wie mit größtmöglicher Volksverbun¬ 
denheit von Fall zu Fall erträglicher 
gestalten. Wir deutschen Kommunis¬ 
ten sollten erst einmal zur Kenntnis 
nehmen, dass wir in unserem Land au¬ 
ßer ein paar linken Solidaritätsgrüßen 
nicht einmal gewerkschaftliche Solida¬ 
rität für die „faulen Griechen“ zustan¬ 
de gebracht haben, bevor wir als selbst 
ernannte Besserwisser auftreten (nicht 
nur gegen Tsipras und Syriza, sondern 
genau genommen gegenüber dem „ah¬ 
nungslosen“ griechischen Volk). 

Bernd Bücking, München 

Dieselbe Logik? 

Betr.: „TINA, TINA über alles 64 , UZ 
vom 7.8.2015, S. 16 

Die Autorin macht sich in ihrem Arti¬ 
kel völlig zu Recht über das sogenann¬ 
te TINA-Prinzip lustig. Wenn sie aber 
einige Absätze später schreibt, die grie¬ 
chische Regierung „musste“ den For¬ 
derungen der Geldgeber zustimmen - 
bewegt sie sich da nicht letzten Endes 
in derselben „Logik“? Ist das nicht 
sinngemäß genau die „Argumentati¬ 
on“, mit der Tsipras sein Einknicken 
zu rechtfertigen versuchte - „There is 
no alternative“? 

Ralph Petroff, Nürnberg 

Glückwunsch! 

Betr.: „Computer, Cosplay and 
Commerce 66 , UZ vom 14.8.2015, S. 13 

Differenziert und mit Sachverstand. 
Solche Artikel helfen und der Kasten 
von Lars Mörking bringt Unterhaltsam- 
Nachdenkliches. Hier haben zwei ge¬ 
schrieben, die nachdenklich und nach¬ 
denkenswert berichten für Menschen, 
denen Computergames fremd sind. Wie 
wohltuend gegenüber den von Sachver¬ 
stand (und Genuss!) freien Pauschalar¬ 
tikeln in manchem anderen sich links 
verstehendem Medium. 

Weiter so! 

Wiljo Heinen, Berlin 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Das Pressefestkonto 

DKP-Parteivorstand 
GLS Bank Bochum 

Konto-Nr. 4002 487 501 / BLZ 430 609 67 
IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
Verwendungszweck: Pressefest 2016 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10 ,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 
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PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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SA *22. AUG 


Berlin: Kundgebung aus Anlass des 
71. Jahrestages der Ermordung von 
Ernst Thälmann. Veranstalter ist das Ak¬ 
tionsbündnis Thälmann-Denkmal, Berlin. 
Ernst-Thälmann-Denkmal, Greifswalder 
Straße, Nähe S-Bhf. Greifswalder Straße, 
14.00 Uhr._ 

Elmshorn: „Fest der Solidarität mit Grie¬ 
chenland“ , Wasserturmfest der DKP. Kin¬ 
derfest ab 15.00 Uhr, Diskussionsrunde 
mit Rolf Becker, einer Abgeordneten von 
Syriza und Vertretern der Solibewegung 
um 15.30 Uhr, anschließend präsentiert 
ein Duo griechischer Musiker Lieder von 
Mikis Theodorakis, abends Disco. Rein- 
hold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstraße 2a. 

Mannheim: „Der Leitantrag des 21. Par¬ 
teitags. Imperialismustheorie und die Di¬ 
alektik von Reform und Revolution heu¬ 
te.“ Diskussionsveranstaltung der DKP mit 
Hans-Peter Brenner, Stellv. Vorsitzender 
der DKP. Siedlerheim Mannheim-Schö¬ 
nau, Bromberger Baumgang 8,14.30 Uhr. 


SO ★ 23. AUG 


Duisburg: „Rassismus und die Situation 
der Flüchtlinge in der BRD“ Diskussions¬ 
veranstaltung des Freien Forums Duis¬ 
burg, DKP Duisburg und solid Duisburg 
mit Markus Bernhardt (freier Journalist), 
Antonia Kreul (Flüchtlingsrat NRW), Akti¬ 
visten vom Dortmunder Protestcamp und 
Flüchtlingen aus den Duisburger Flücht¬ 
lingsunterkünften. Internationales Zen- 
trum, Flachsmarkt 15,15.00 Uhr._ 

Königs Wusterhausen: Kundgebung 
aus Anlass des 71. Jahrestages der Er¬ 
mordung von Ernst Thälmann vor dem 
Gelände der zerstörten Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte. Seestraße 27, Ziegenhals- 
Niederlehme, 11.30 Uhr. 


MO ★ 24. AUG 


Bremen: „Das Beispiel Griechenland: Die 
Europapolitik des deutschen Imperialis¬ 
mus“ . Diskussionsveranstaltung der DKP 
Bremen-Nord mit Hans-Peter Brenner, 
stellv. Vorsitzender der DKP Blumenthaler 
Bücherstube, Kapitän-Dallmann Straße 8, 
19.00 Uhr. 


Ml ★26. AUG 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Aktuelle halbe Stunde zu Griechen¬ 
land und Diskussion von Anträgen an den 
21. Parteitag. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


SO ★30. AUG 


Dortmund: „Bombenstimmung“, Veran¬ 
staltung der DKP Dortmund mit der Anti¬ 
kriegsrevue des Essener DKP-Frauenar- 
beitskreises. Bezent Zentrum, Münster¬ 
straße 56,16.00 Uhr. 


MO ★31. AUG 


Marburg: „Wie weiter mit der Ukraine?“ - 
Referent: Reinhard Lauterbach (Poznan). 
Veranstaltung anlässlich des 1. Septem¬ 
ber-Antikriegstag. Veranstalter MR: SDAJ 
Marburg/Gießen, DKP Marburg-Bieden¬ 
kopf, DGB Marburg-Biedenkopf. 31. Au¬ 
gust, 19.00 Uhr, DGB-Haus Marburg, 
Bahnhofstraße 6 


Dl ★ 1. SEPT 


Gießen: „Wie weiter mit der Ukraine?“ - 
Referent: Reinhard Lauterbach (Poznan). 
Veranstaltung anlässlich des 1. Septem¬ 
ber - Antikriegstag. Veranstalter MR: 
SDAJ Marburg/Gießen, DKP Marburg- 
Biedenkopf, DGB Marburg-Biedenkopf. 
19.00 Uhr, Kongresshalle Gießen_ 

Schweinfurt: Einladung zum Grup¬ 
penabend. Infostand der DKP zum Welt¬ 
friedenstag am Georg-Wichtermann-Platz 
in Schweinfurt, 17.00 Uhr_ 

Fellbach: DGB Fellbach: Mahn-, Gedenk- 
und Friedensaktion „Nie wieder Faschis¬ 
mus! Kriege beenden!“, beim Friedens¬ 
baum, zwischen Schwabenlandhalle und 
Schillerstr. 26, 18.00 Uhr. Anschließend: 
Referat und Diskussion „Fluchtursachen 
bekämpfen - Nicht Flüchtlinge“. Referent: 
Thomas Mickan, Beirat Informationsstel¬ 
le Tübingen (IMI), AW0 Fellbach, Gerhart- 
Hauptmann-Str. 17,19:00 Uhr 


FR ★ 25. SEPT 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP. 
Stammheim (Film). Gabelsbergerstraße 1, 
DFG-VK Büro, Schweinfurt, 19.00 Uhr 


Karl-Liebknecht-Schule 

Übergänge zum Sozialismus - an¬ 
tiimperialistische und antimonopo¬ 
listische Etappen 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 29 ./So. 30 . August 2015 

Referenten: Günter Pohl, Pablo Graubner, 
Phillip Becher 

Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

8. bis 14. August 


Dienstag 

Das Bundesamt für Statistik meldet 
heute, dass 7,7 Prozent (330 000) der 
Jugendlichen in Deutschland erwerbs¬ 
los sind. Dass sei die niedrigste Quote 
in Europa. 

Diese Erfolgsmeldung ist irrefüh¬ 
rend. Hier unvollständig einige Fak¬ 
ten: eine gleich große Zahl der unter 
25-Jährigen in Weiterbildung oder Ori¬ 
entierung sind nicht erfaßt. Im Osten ist 
das Risiko unverändert doppelt so hoch 
wie im Westen. Der Niedriglohnsektor 
wächst. Fast ein Viertel der Ausbildungs¬ 
verträge in Deutschland wird vorzeitig 
aufgelöst. 

Von wegen Erfolgsstory. 

Donnerstag 

Die Stadtverwaltung von New York 
City spricht von derzeit 60 000 Ob¬ 
dachlosen in der Stadt. Die Dunkelzif¬ 
fer soll weit höher liegen. Wer von die¬ 
sen einen Zugang zum Internet hat - 
die Dunkelziffer dürfte relativ niedrig 
liegen -, kann seit kurzem Bilder von 
sich oder seinen Leidensgenossen bei 
flickr.com betrachten - beim Schlafen 
unter der Brücke, Urinieren im Cen¬ 
tral Park oder beim Kramen in der 


Mülltonne. Nach dem Motto „Peek-A- 
Boo - We see you“ („Kuckuck - Wir 
sehen Euch “) fotografieren New Yor¬ 
ker Polizisten ihre verarmten Mitbür¬ 
ger und stellen sie an den weltweiten 
Internetpranger, nur in ihrer Freizeit 
versteht sich. 

Aufgerufen dazu hat sie der Chef 
ihrer Gewerkschaft, Ed Mullins. Die 
Aktion richtet sich gegen den demo¬ 
kratischen Oberbürgermeister de Bla- 
sio, der angeblich zuwenig gegen die 
Obdachlosen im Stadtbild unternimmt. 
Mullins will anscheiend die Jobs sei¬ 
ner 12 000 Mitglieder (von insgesamt 
34 500 New Yorker Polizisten) sichern, 
indem er ihnen zeitintensive „Säube¬ 
rungskampagnen“ als Arbeitsbeschaf¬ 
fungsmaßnahmen besorgt. 

Der Internetpranger inspiriert Nerds 
(Computerfreaks) wie David Fox, der 
eine App zum Verkauf anbietet, mit 
deren Hilfe alle New Yorker jetzt ihre 
Fotos von Obdachlosen mit einer Stra¬ 
ßenkarte der Stadt verlinken können. So 
planen Mullins und Fox ein paar Extra- 
Dollars mit dem Elend anderer zu ma¬ 
chen. Indem sie diese beschämen wollen, 
besudeln sie sich selbst als hartherzige 
Pharisäer. Gegenüber den Afro-Ameri¬ 


kanern ist landesweit die nächste Stufe 
anscheinend schon erreicht: „Peek-A- 
Boo - We shoot you“ („Kuckuck - Wir 
erschießen euch“). 

Freitag 

Muchas felicidades, Fidel! Wir grüßen 
den großen kubanischen Revolutonär 
zu seinem 89. Geburtstag. Von vielen 
wird er diese Worte heute gehört ha¬ 
ben. Aber sicher nicht von John Kerry, 
dem US-Außenminister, der als erster 
seines Amtes seit 1945 heute in Hava¬ 
na war, um die Botschaft am Malecon 
wiederzueröffnen. Außer Fidel fehlte 
dabei eine weitere Hauptperson - der 
neue Botschafter. Widerstand im US- 
Senat hat bisher eine Ernennung ver¬ 
hindert. Immerhin hisste Kerry auf 
dem Botschaftsgelände die Flagge sei¬ 
nes Landes. 

Dabei sagte er: „Das Ziel all dieser 
Veränderungen ist, den Kubanern zu 
helfen, sich mit der Welt zu verbinden.“ 
Diese Welt wird sich an Fidel Castro und 
die kubanische Revolution noch erin¬ 
nern, wenn John Kerry längst vergessen 
ist und das Imperium, dem er dient, in 
Schutt und Asche liegt. Jeder blamiert 
sich so gut er kann. 

Adi Reiher 


Aufstand (nicht nur der) der Schiedsrichter 

Der Neonazi-Verein FC Ostelbien Dornburg 



Der Widerstand gegen Nazis auf dem Fußballfeld wird größer: Hier ein Transpa¬ 
rent der Fanatico Boys Heidenheim. 


Viele Jahre werden in Essen die I-Döt- 
ze, Schulanfänger, von der örtlichen 
DKP an einigen Schulen der Stadt 
mit einer kleinen, gefüllten Schultüte 
begrüßt. Dieses Jahr waren das über 
300. Glückwünsche für einen guten 
Start sind verbunden mit dem Wunsch 


... und stoßen dabei auch noch auf Zu¬ 
stimmung. Was ist passiert? 

Bereits seit Längerem engagiert 
sich die DKP-Essen für eine Kehrtwen¬ 
de im öffentlichen Personennahver¬ 
kehr. Vorbild dabei waren zunächst die 
Rot-Punkt-Aktionen in den 1968-71er 
Jahren. Bei diesen Protestaktionen ge¬ 
gen Fahrpreiserhöhungen fanden sich 
viele Parteien, Gewerkschaften und 
Verbände zusammen, demonstrierten, 
blockierten Busse und Bahnen und or¬ 
ganisierten einen alternativen öffent¬ 
lichen Nahverkehr, bei dem ein roter 
Punkt auf der Windschutzscheibe von 
Privatautos signalisierte: Ich unterstüt¬ 
ze die Aktion und nehme dich mit. 

Auch in Essen werden Jahr für Jahr 
die Ticket-Preise erhöht, seit 2009 um 
knapp 25 Prozent - und das bei sinken¬ 
der Qualität im ÖPNV. Die Taktzeiten 
wurden verringert, der Fahrzeugpark 
ist überaltert, ständig sind Rolltreppen 
oder Aufzüge kaputt und von Barriere¬ 
freiheit kann nicht die Rede sein. Die 
Beschäftigung vieler Mitarbeiter steht 
auf der Kippe, da die Belegschaft aus 
Kostengründen reduziert werden soll. 

Mobilität ist ein Menschenrecht - 
kostenloser Personennahverkehr muss 


her! Unter diesem Motto sind die Es¬ 
sener Genossinnen und Genossen seit 
dem Ende vergangenen Jahres auf der 
Straße, verteilen Flyer oder Protest¬ 
postkarten. Die Reaktion der Bevöl¬ 
kerung ist äußerst positiv. 

Am Samstag führte die DKP Es¬ 
sen eine spektakuläre Aktion durch. 


nach kleinen Klassen und ausreichend 
Lehrkräften und Sozialarbeiterinnen 
für den offenen Ganztag. Den Eltern, 
und Großeltern, hat die DKP Essen au¬ 
ßerdem einen Brief ihrer Oberbürger¬ 
meisterkandidatin für Essen, Siw Mam- 
mitzsch, überreicht. 


Bereits in der vorausgegangenen Wo¬ 
che wurde mit Flyern angekündigt: am 
15.8. fahren die Roten schwarz! Wurde 
etwa eine illegale Handlung geplant? 
Sollte die Essener Verkehrs AG um ihr 
gutes Fahrgeld geprellt werden? Wer¬ 
den die Roten jetzt Stadtguerillas? 
Und kündigen das auch noch an? 

11.00 Uhr am Essener Hbf. Ein 
Haufen schwarz gekleideter Menschen 
hat sich zusammengerottet. Teilwei¬ 
se sieht man seltsame Hüte auf ihren 
Köpfen. Beim näheren Hinschauen er¬ 
kennt man einen roten Button auf dem 
schwarzen Zwirn: Fahrpreise runter! 

Unter ihnen Siw Mammitzsch, 
Oberbürgermeister-Kandidatin der 
DKP, die sich massiv für eine Senkung 
der Fahrpreise einsetzt. Wohlausge- 
stattet mit Tickets entern dann meh¬ 
rere kleine Trupps von „Schwarzen“ 
die Straßenbahn, fahren eine Station, 
verteilen Flyer und Buttons eilen hur¬ 
tig wieder hinaus und flitzen rein in die 
nächste Bahn. In Windeseile werden so 
hunderte von Menschen erreicht. Die 
Reaktion der Fahrgäste ist unglaublich 
zustimmend. Manche zeigen empört 
ihre überteuerten Tickets, andere ste¬ 
cken sich sofort den Button an, min¬ 


destens aber wird sogleich der Flyer 
gelesen. 

Beim Treffen nach der Aktion wird 
von allen Gruppen übereinstimmend 
festgestellt: Das hat Spaß gemacht, das 
war ein Erfolg auf der ganzen Linie, wir 
machen mit neuem Schwung weiter. 

Barbara Kuprat 


Sachsen-Anhalt droht ein Skandal, der 
beispiellos in der deutschen Fußballge¬ 
schichte ist. Der Kreisliga Jerichower 
Land droht vor Saisonbeginn der Kol¬ 
laps. Die Mitteldeutsche Zeitung (4. 8. 
2015) zu den Hintergründen: „Zahlrei¬ 
che Schiedsrichter des Kreisverbandes 
weigern sich aus Sorge um die eigene 
Gesundheit, Partien des von Rechtsex¬ 
tremisten dominierten Vereins FC Ost¬ 
elbien Dornburg zu pfeifen. Das ergaben 
Recherchen von MDR Info und Mittel¬ 
deutscher Zeitung .“ Das Blatt zitierte 
auch den zuständigen Schiedsrichter- 
Obmann Dietmar Fähse, der bestätig¬ 
te, dass „sich von 65 Schiedsrichtern nur 
noch sechs für Spiele des FC Ostelbien 
Dornburg zur Verfügung stellten.“ Derlei 
Schiedsrichter-Streik erlebte man bislang 
nirgends zwischen Rhein und Oder. Vor 
allem aber: Der Streik hat ausschließlich 
politische - konkret: antinazistische - 
Gründe. Es ist nicht nur ein Aufstand der 
Schiedsrichter. Mindestens vier Kreisli- 
ga-Mannschaften erklärten, nicht mehr 
gegen den FC Ostelbien Dornburg an- 
treten zu wollen. Ausgelöst worden war 
die Aktion durch hemmungslose Über¬ 
griffe von Spielern des FC Ostelbien auf 
Spieler anderer Mannschaften. Mitglie¬ 
der gegnerischer Mannschaften wurden 
brutal gefoult, Spieler mit Migrations¬ 
hintergrund beleidigt und Schiedsrich¬ 
ter bedroht. Oft musste die Polizei ein¬ 
greif en. ,„Ich will nicht in meiner Frei¬ 
zeit um Leib und Gesundheit fürchten 
müssen 4 , begründete der Vereinschef des 
SV Eiche Redekin, Michael Pieper, die 
Entscheidung, nicht mehr gegen den FC 
Ostelbien Dornburg antreten zu wollen 
gegenüber der Mitteldeutschen Zeitung. 
Er warf zudem dem Landesfußballver¬ 
band vor, sich bislang nicht um das Pro¬ 
blem gekümmert zu haben.“ 

Der FC Ostelbien Dornburg gilt lan¬ 
desweit als Neonazi-Verein, dem schon 
bei seiner Gründung 2011 die Lizenz 
verweigert werden sollte. Der Verein 
zog vor Gericht und die Juristen sahen 
keinen Grund, ihn nicht spielen zu las¬ 
sen. Hilmar Steffen vom Verfassungs¬ 
schutz konstatierte zwar: „15 Spieler 
der Mannschaft sind uns als Rechtsext¬ 
remisten bekannt“, aber offiziell soll der 
Verfassungsschutz Sachsen-Anhalt er¬ 
klärt haben: „Solange der Verein an sich 
nicht verfassungsfeindlich handele, gäbe 
es keine Handhabe.“ Bliebe die die Fra¬ 
ge: Was müssten die Dornburger tun, um 
eine „Handhabe“ zu liefern? Etwa Ha¬ 
kenkreuze auf die Trikots nähen? Auf¬ 
schlussreich wäre auch der Wortlaut des 
Urteils, mit dem ein Gericht der Mann¬ 
schaft damals die Spielgenehmigung er¬ 
teilte und warum der Landessportbund 
keinen Grund sah in Revision zu gehen. 


Mannschaftskapitän Dennis Wese¬ 
mann sei seit langem in der rechten Sze¬ 
ne aktiv, weiß man rund um Magdeburg - 
und zwar auch in den Regierungseta¬ 
gen. Innenstaatssekretär Ulf Gundlach 
(CDU) beantwortete eine entsprechen¬ 
de Anfrage - meldeten Zeitungen - mit 
dem Hinweis, „dass man in den Verbän¬ 
den das Problem jetzt ernsthaft sieht. Er 
warnte aber vor überzogenen Erwartun¬ 
gen. Das Verfahren wird noch ein paar 
Monate dauern, zudem ist davon aus¬ 
zugehen, dass der Verein Rechtsmittel 
einlegt“. 

Der Berliner „Tagesspiegel“ (11. 
8. 15) meldete: „Man ,habe beim Lan¬ 
dessportbund den Antrag auf Ausschluss 
des FC Ostelbien Dornburg gestellt 4 sag¬ 
te Fußball-Verbandspräsident Erwin Bu- 
gar in Magdeburg. 44 Begründet wurde der 
Antrag mit groben Verstößen des Ver¬ 
eins gegen die Satzung des FSA. Eine 
schnelle Lösung wird es jedoch nicht ge¬ 


ben: „Der Landessportbund muss nun 
zunächst den betroffenen Verein anhö¬ 
ren“, erklärte LSB-Vorstands Vorsitzen¬ 
der Lutz Bengsch. 

Zu erwähnen wäre noch, dass die 
Richter, die dem Verein den Weg in die 
Kreisliga geebnet hatten, offensichtlich 
die Statuten des Fußballverbandes igno¬ 
riert hatten. Der „Tagesspiegel“ kannte 
sie: „Der FSA argumentiert, dass in sei¬ 
ner Satzung festgeschrieben sei, dass sich 
die bei ihm organisierten Vereine gegen 
Gewalt, Rassismus, politischen Extre¬ 
mismus und Homophobie einsetzen. 
Gegen diese Prinzipien hätten die Ki¬ 
cker aus Dornburg eklatant verstoßen. 
Bei Spielen mit den Ostelbiern war es zu 
Schlägereien, Schiedsrichterbeleidigun¬ 
gen und zu provozierten Spielabbrüchen 
gekommen. ,Der Verein ist nicht gegen 
diese Gewalt und gegen Gewaltverherr¬ 
lichung vorgegangen 4 , sagte Bugar“. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Das radikal Böse, A/D 2013 

Der Dokumentarfilm versucht, 
„ganz normale junge Männer“ in 
den deutschen Einsatzgruppen der 
Sicherheitspolizei und des SD zu er¬ 
gründen, die ab 1941 während des 
Zweiten Weltkriegs zwei Millionen 
jüdische Zivilisten in Osteuropa er¬ 
schossen. 

So., 23.8., 22.15-23.50 Uhr, 3sat 

Steuerfrei e. V. - Millionengeschäfte 
mit der Gemeinnützigkeit, D 2015 

Elitäre Vereine wie der Berliner 
Golfclub am Wannsee, Industrie- 
Lobbygruppen wie die Deutsche 
Gesellschaft für Wehrtechnik und 
Kommerzverbände wie der Deut¬ 
sche Fußball-Bund - anhand dieser 
drei brisanten Beispiele schauen die 
Autoren Sascha Adamek und Mar¬ 
tin Hahn hinter die Kulissen angeb¬ 
licher Gemeinnützigkeit. Wohl selten 


wurden Journalisten so häufig vor die 
Tür gesetzt. 

Besonders beim DFB stießen die Au¬ 
toren auf eine Mauer des Schweigens 
über die Frage, wohin die im interna¬ 
tionalen Fußball-Zirkus verdienten 
Millionen genau fließen. Gleichzei¬ 
tig klagen Vereine, die oft Hunderten 
Kindern und Jugendlichen das Fuß¬ 
ballspielen im Ort ermöglichen, über 
Finanznöte. Manchen droht die Pleite. 
Mo., 24.8., 23.15-0.00 Uhr, ard 

Das Massaker von Katyn, Pol 2007 

Über 20 000 polnische Offiziere, Poli¬ 
zisten und Angehörige der Intelligenz 
wurden 1940 durch den sowjetischen 
NKWD ermordet. Die Umstände 
sind immer noch umstritten. Andrzej 
Wajdas Spielfilm macht deutlich, war¬ 
um das Verhältnis zwischen Polen und 
Russen bis heute belastet ist. 

Mi., 26.8., 22.55-0.50 Uhr, 3sat 


Die Roten fahren schwarz... 

Für eine Kehrtwende im öffentlichen Personennahverkehr 



Die roten Schwarzfahrer vor dem Essener Hauptbahnhof. 














